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Karma, Mummenschanz und Eigentum ...

Zur zweckmäßigsten Darlegung des Themas zitieren wir hierzu Helmut
Barthel: Der Vollerwachte aber widersprach und sagte ... (*):

Einst erläuterte der Erhabene Buddha seinen Schülern das Karma, das
das Eigentum der Lebewesen sei und sie in hohe und niedrige scheide.

Dann allerdings lenkte er den Blick der Mönche auf eine Lösung und
sprach: "Macht alles zur Eigentumsfrage, denn würde es keinen Besitz
und kein Eigentum unter den Menschen mehr geben, wo sollte da noch
Platz für Karma, für das Elend und die Armut der Unterschiede oder die
Gewalt und Gefangenschaft von unten und oben vorhanden sein?

Alles wüchse doch aus zu der Kraft einer Gemeinschaft, wo der einzelne
so stark ist wie alle, und alle so bedeutend und unwechselbar wie der
einzelne. Dem Nirvana und der Erleuchtung wäre dann sicher ihre
Grundlage, nämlich das Karma, abhanden gekommen, aber würde es jemand
vermissen?"

Ihre Schattenblick-Redaktion

(*) MA-Verlag, Stelle-Wittenwurth, August 2016, Seite 57


1. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - KOHLEALARM/553: Klimakampf und Kohlefront - inkonsequent ... (Netzwerk Ökosozialismus)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/553: Klimakampf und Kohlefront - inkonsequent ... (Netzwerk Ökosozialismus)


Netzwerk Ökosozialismus - Presseerklärung, 28. Januar 2019

Anlässlich der völlig unzulänglichen Empfehlung der sogenannten
"Kohlekommission" tritt das Netzwerk Ökosozialismus dafür ein, mit
massivem Druck von unten einen raschen Ausstieg aus der
Kohleverstromung zu erreichen:

Ausstieg aus der Kohle: rasch und sozialverträglich



Zu den Empfehlungen der "Kohlekommission" erklärt das Netzwerk
Ökosozialismus (www.oekosozialismus.net):

Das von der "Kohlekommission" empfohlene endgültige Ausstiegsdatum für
die Kohleverstromung kommt aus klimapolitischer Sicht viel zu spät. Es
fehlt zudem jede Verbindlichkeit für die Zwischenschritte. Die den
Energiekonzernen zugesagten Entschädigungen sind nach vorliegenden
Gutachten zum Großteil juristisch nicht nötig und muten angesichts des
ökologischen Schadens zynisch an. Der Erhalt des Hambacher Forsts ist
noch keineswegs gesichert, und nach wie vor sind fünf weitere
Ortschaften im rheinischen Revier von der Vernichtung bedroht. Die
Gelder für den Strukturwandel wurden an keinerlei Vorgaben geknüpft.
Angesichts dieses Ergebnisses gilt es jetzt, den Druck von unten für
ein klimapolitisch wirksames Ausstiegsszenario massiv zu verstärken:

"Aus der besonders schmutzigen Braunkohleverstromung kann man ohne
Weiteres sofort aussteigen. Die Kapazitäten der bereits bestehenden
Gaskraftwerke reichen völlig aus, um sowohl den Atomstrom als auch den
Braunkohlestrom übergangsweise (!) zu ersetzen. Der
Kohlendioxidausstoß für dieselbe Menge an erzeugtem Strom beträgt nur
ein Drittel. Gaskraftwerke sind zudem aufgrund der größeren
Flexibilität viel besser geeignet, die Stromerzeugung aus erneuerbaren
Quellen zu ergänzen. Einzig und allein die Profitinteressen der
Energiekonzerne, für die die Kohleverstromung deutlich mehr Rendite
abwirft, stehen dieser dringend gebotenen Maßnahme bislang entgegen.

"Ein Ausstieg aus der Kohleverstromung insgesamt bis spätestens 2030
ist unter folgenden Voraussetzungen realistisch: 1. weiterer zügiger
Ausbau der erneuerbaren Energien, vor allem der
Offshore-Windenergieanlagen; 2. Förderung der Entwicklung und
Verbesserung von Speichertechnologien (z. B. Windgas und
Redox-Flow-Batterien); vor allem aber rasche Umsetzung von
Einsparpotenzialen. Ohne eine absolute Verbrauchsreduktion wird die
Energiewende nicht gelingen.

"Über die effizientere Nutzung von Energie in vielen Bereichen hinaus
sehen wir ein großes Potenzial an Reduktion des absoluten Verbrauchs
durch rasch umzusetzende ordnungspolitische Maßnahmen: Die
energieintensive Kunststoffproduktion kann durch verpflichtende
Einführung von Mehrwegsystemen in großen Stil effektiv eingedämmt
werden. Dasselbe gilt für die Herstellung von Papier und Pappe.
Produktdesignrichtlinien und Gewährleistungsfristen können für die
Langlebigkeit, Reparaturfähigkeit und Recyclingfähigkeit vieler
Gebrauchsgüter sorgen, was mit einer erheblichen Energieeinsparung
verbunden ist. Der Verzicht auf den weiteren Ausbau der fossilen
Infrastruktur (Straßenbau, Ausbau von Flughäfen, usw.) kann den
Energieverbauch erheblich reduzieren ...

"Der rasche Ausstieg aus der Kohleverstromung kann für die in den
Kraftwerken und im Tagebau heute Beschäftigten mit vergleichsweise
geringem finanziellen Aufwand sozialverträglich gestaltet werden. Die
bereits vorhandene Netz- und Umspannungsinfrastruktur an den heutigen
Standorten legt es nahe, dort Gas-Kraft-Wärme-Koppelungskraftwerke
oder Power-to-Gas-Anlagen anzusiedeln. Ebenso könnten die
stillgelegten Tagebauflächen für die Ansiedlung von Fotovoltaik- und
Windkraftanlagen bzw. Speichersystemen genutzt werden.

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 28.01.2019

Netzwerk Ökosozialismus

www.oekosozialismus.net
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KOHLEALARM/552: Klimakampf und Kohlefront - mehr als ein Neubeginn ... (Antje Grothus)


Statement zum Abschlussbericht der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" von Kommissionsmitglied Antje
Grothus, 26. Januar 2019:

Kompromiss löst Blockadehaltung beim Kohleausstieg und rettet den
Hambacher Wald und Dörfer



Buir-Berlin, 26.01.2019. Heute endete nach einer 21-stündigen
Marathonsitzung die letzte Plenumssitzung der Kohlekommission. Der
Endbericht, der Empfehlungen enthält, die von der deutschen
Bundesregierung umgesetzt werden sollen, ist 136 Seiten dick. In der
200 Seiten umfassenden Anlage haben die Länder ihre Ideen und Wünsche
zu Strukturwandel-projekten aufgelistet. Dieser Anhang ist als
unverbindliche Wunschliste und keinesfalls als Empfehlungsliste der
Kommission zu verstehen.

Im Endbericht ist u.a. festgehalten: "die Kommission hält es für
wünschenswert, dass der Hambacher Forst erhalten bleibt". Noch vor
einigen Monaten hatte die Kommission formuliert, dass der Wald nicht
in ihr Mandat fällt. Jetzt hat die Bundesregierung den Auftrag, den
Erhalt des Waldes sicher zu stellen. Das ist ein Erfolg, den wir einer
sehr engagierten Zivilgesellschaft vor allem im Rheinischen Revier,
den juristischen Bemühungen des BUND und der starken Klimabewegung
verdanken. Am Beispiel Hambacher Wald wird sehr deutlich, dass sich
bürgerliches Engagement lohnt.

Die im Rahmen der vereinbarten Stilllegungen von
Braunkohlekraftwerkskapazitäten vorgesehene Abschaltung von drei GW
Kraftwerkskapazitäten im Rheinischen Revier retten nicht nur den
Hambacher Wald, sondern stellen auch den Erhalt der bislang bedrohten
Dörfer sicher. Das beinhaltet, dass es nicht weiter zu
Zwangsvertreibungen, Umsiedlungen, Abriss von Häusern und der
Zerstörung von Kirchen und Kulturdenkmälern kommt.

Die Landesregierung Nordrhein - Westfalens steht nun in der Pflicht,
schnellstmöglich mit "den Betroffenen vor Ort in einen Dialog um die
Umsiedlungen zu treten, um soziale und wirtschaftliche Härten zu
vermeiden." Das bedeutet, dass keine weiteren Fakten geschaffen
werden dürfen, und die Landesregierung sich nun dafür einsetzen muss,
dass die Umsiedlungen auf Wunsch der betroffenen Umsiedler sofort
ausgesetzt werden.

Ich persönlich konnte diesem Kompromiss hauptsächlich aus zwei Gründen
zustimmen. Zum Einen, weil er Formulierungen zum Erhalt des Hambacher
Waldes und der Dörfer enthält. Und zum Anderen weil es der einzige Weg
war, endlich die Blockadehaltung beim Kohleausstieg in Deutschland,
und insbesondere auch in NRW, zu durchbrechen. Wir können es uns
einfach nicht leisten, noch weitere Jahre beim Klimaschutz zu
verlieren. Die Klimakrise wird immer unbeherrschbarer und wir haben
eine große gesellschaftliche Verantwortung gegenüber den nachfolgenden
Generationen und den Menschen, deren Leben, Gesundheit und Existenz
weltweit schon jetzt durch die Klimakrise massiv bedroht ist.

Die Stilllegungen von drei GW Kraftwerks Kapazitäten sind aber nur ein
erster Schritt, denn sie reichen bei weitem nicht aus um die deutschen
oder das Pariser Klimaziel zu erreichen."

Weitere Kritikpunkte am Endbericht betreffen z.B. Empfehlungen zu
Entschädigungsleistungen an die Kohlekonzerne für die Stilllegungen
von Kohlekraftwerken, die ohnehin schon abgeschrieben sind,
Strompreiskompensation für die energieintensive Industrie, die
stoffliche Nutzung der Braunkohle und das viel zu späte
Ausstiegsdatum.

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 26.01.2019

Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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SPRACHE/987: Linguistik meldet sich in der Debatte über geschlechtergerechte Sprache zu Wort (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 31.01.2019

Linguistik meldet sich in der Debatte über geschlechtergerechte Sprache
zu Wort

Studienbuch zur "Genderlinguistik" liefert Überblick über die aktuelle
Forschungslage - Kontrapunkt zur ideologischen Diskussion um die deutsche
Sprache



"Der ewige Student" - könnte damit auch eine Studentin gemeint sein? Die
Wogen gehen hoch, wenn das Thema auf geschlechtergerechte Sprache kommt.
Bereits zaghafte Vorschläge, der Gleichstellung der Geschlechter auch in
der Sprache mehr Geltung zu verschaffen, stoßen auf vehemente Kritik -
nicht nur am Stammtisch, sondern ebenso in hoch angesehenen Medien.
Fachwissen spielt in dieser aufgeheizten, ideologischen Debatte kaum eine
Rolle. "Wir erleben zurzeit einen Kult um die deutsche Sprache, als ob sie
heilig und unantastbar wäre", sagt Prof. Dr. Damaris Nübling,
Sprachwissenschaftlerin vom Deutschen Institut der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU). Sie hält die diffusen Untergangsängste
jedoch für völlig unbegründet, im Gegenteil: "Sprachwandel ist das beste
Lebenszeichen einer Sprache." Um der dürftigen ideologischen Debatte etwas
entgegenzusetzen, hat die Sprachwissenschaftlerin zusammen mit zwei
Kolleginnen aus Freiburg, Prof. Dr. Helga Kotthoff und Dr. Claudia
Schmidt, ein umfassendes Lehrbuch zur Genderlinguistik in Deutschland
verfasst. "Genderlinguistik - Eine Einführung in Sprache, Gespräch und
Geschlecht" gibt auf 350 Seiten einen breiten Überblick über die aktuelle
Forschungslage. Dabei spannen die Autorinnen einen weiten Bogen von den
theoretischen Grundlagen der Genderforschung über die Rolle der Stimme,
die Grammatik und die Schreibweise bis hin zur Analyse einzelner 
TV-Sendungen wie "Germany's Next Topmodel" und der Kommunikation via
Smartphone.

Die Genderlinguistik, eine relativ junge Disziplin der Sprachwissenschaft,
die sich mit der Rolle des Geschlechts im Sprachsystem und Sprachgebrauch
befasst, fristet in Deutschland ein Schattendasein. Dies zeigt sich unter
anderem darin, dass es keine Professur für Genderlinguistik gibt. Die
Folge sind gravierende Wissensdefizite. "Die deutsche Sprachwissenschaft
hinkt im internationalen Vergleich stark hinterher", bemerkt Damaris
Nübling. "Mit unserem Buch wollen wir jetzt einen Kontrapunkt zu der
vorherrschenden Laienlinguistik und ihren oberflächlichen Vermutungen
setzen."

Genus im Deutschen tief in der Grammatik verankert

Es ist merkwürdig, dass gerade die Genderlinguistik in Deutschland bislang
wenig wahrgenommen wird, wo doch die Sprache und besonders die Grammatik
eine enge Verbindung zwischen grammatischem Genus und persönlichem
Geschlecht unterhält. Während etwa die englische Sprache das grammatische
Geschlecht und die Deklination der Nomen komplett abgebaut hat, wurden im
Deutschen die Kategorien erhalten, teilweise sogar ausgebaut.
"Geschlechtshinweise sind tief in die deutsche Grammatik eingesickert",
schreiben die Sprachwissenschaftlerinnen. Es sei nicht übertrieben zu
sagen, dass "das deutsche Sprachsystem eine Obsession mit Geschlecht"
habe. Die sogenannte Genus-Sexus-Regel ist die sichtbarste Verschränkung
von Grammatik und Zweigeschlechtlichkeit. Aber noch tiefer in der
deutschen Grammatik verankert und gleichzeitig weniger offensichtlich sind
die Formen der Deklination. Feminina wie "die Frau" oder "die Tante" haben
im Gegensatz zu den Maskulina wie "der Mann" oder "der Kunde" keine
Kasusanzeige mehr, das heißt sie bleiben in den vier Fällen Nominativ,
Genitiv, Dativ und Akkusativ unverändert. Fälle drücken verschiedene
Handlungsrollen aus, zum Beispiel wer handelt und wer "behandelt" wird.
Das war nicht immer so, sondern die Flexion der Feminina wurde vor einigen
Jahrhunderten komplett abgebaut, weil sie offensichtlich nicht für nötig
gehalten wurde - eine sehr subtile Reduktion, die letztendlich auch etwas
über die Handlungsoptionen von Frauen aussagt.

Generisches Maskulinum im Brennpunkt der aktuellen Kontroversen

Einer der größten Kontroversen in der öffentlichen Diskussion widmen die
Autorinnen ein eigenes Kapitel, dem generischen Maskulinum. Das generische
Maskulinum ist eine maskuline Personenbezeichnung, die
geschlechtsübergreifend gemeint sein soll und damit Frauen und das dritte
Geschlecht mit einbeziehe, wie zum Beispiel Tourist, Einwohner, Leser oder
Pilot. Ob wir vor unserem inneren Auge tatsächlich auch eine Frau sehen,
wenn von "Pilot" oder "Piloten" die Rede ist, wird seit drei Jahrzehnten
besonders in der Psychologie und der Psycholinguistik erforscht.
Mittlerweile liegen zwei Dutzend empirische Tests vor, keiner davon ergab
nach Darstellung von Nübling, dass die maskuline Form tatsächlich
geschlechtsübergreifend verstanden wird. Frauen werden nicht automatisch
mitgedacht, wenn es "der Verkäufer" heißt.

"Völlig unterschiedliche Tests kommen zum gleichen Ergebnis, nämlich dass
das sogenannte generische Maskulinum nicht funktioniert", so Nübling. Ein
Beispiel für dieses Versagen zeigt eine Zeitungsanzeige, die ein Training
für den akademischen Nachwuchs bewirbt: "Für immer an die Uni - wenn nicht
als ewiger Student, dann wenigstens als Herr Professor!". In der Einzahl
greift das generische Maskulinum noch weniger als im Plural: Bei
"Studenten" werden noch eher Frauen assoziiert als bei "Student", wo der
Mann deutlich im Vordergrund steht.

Sprachwandel ist das beste Zeichen für eine lebendige Sprache

Geschlechtergerechte Sprache hieße jedoch nicht nur, die sprachliche
Verschleierung von Frauen abzubauen, sondern auch, eine
geschlechtsneutrale Sprache in dem Sinn zu entwickeln, dass ein drittes
Geschlecht ebenfalls Berücksichtigung findet. "Die deutsche Grammatik
zwingt zur Zweigeschlechtlichkeit", konstatiert Damaris Nübling, sieht
aber auch Spielraum für Veränderungen, vor allem bei der Namengebung.
Schließlich ist es seit 2009 erlaubt, Kindern geschlechtsfreie Namen zu
geben wie zum Beispiel Kim oder Kiran. In Schweden wurde vor wenigen
Jahren das Pronomen "hen" neu ins Wörterbuch aufgenommen, um Menschen ohne
eindeutige Geschlechtszuordnung zu bezeichnen. "Wir müssen die Angst davor
verlieren, dass die Sprache untergeht, wenn wir sie an soziale Neuerungen
anpassen", so Nübling.

Diese Aufforderung gilt ebenfalls für neue Schreibweisen. Doppelformen wie
"Einwohner/Einwohnerinnen" sowie Binnenmajuskeln wie "EinwohnerInnen"
erschweren das Textverständnis nicht und verlangsamen auch nicht den
Leseprozess, sie tragen aber zur Assoziation von Frauen bei. Ob mit dem
Gendersternchen, also "Einwohner*innen", oder dem Unterstrich wie bei
"Einwohner_innen" auch Menschen jenseits der beiden Geschlechter
assoziiert werden, ist noch nicht erforscht.

Damaris Nübling plädiert dafür, verschiedene Möglichkeiten für eine
geschlechtergerechte Sprache und Kommunikation erst einmal
unvoreingenommen zu beobachten und zu prüfen, anstatt sie reflexhaft
abzuwehren. "Mein Anliegen ist es, die Komplexität der deutschen Sprache
verständlich zu machen", so die Sprachwissenschaftlerin. Das neue Buch
will hierzu und zu der öffentlichen Debatte einen Beitrag leisten.


Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/63309.php 

- Pressemitteilung "Damaris Nübling erhält Konrad-Duden-Preis 2014"
(28.11.2014)

http://www.magazin.uni-mainz.de/1894_DEU_HTML.php 

- JGU-Magazin-Beitrag "Die Degradierung der Bundeskanzlerin" (11.
02.2014)

http://www.uni-mainz.de/presse/58652.php 

- Pressemitteilung "Damaris Nübling erhält Akademiepreis des Landes
Rheinland-Pfalz" (28.11.2013)


Originalpublikation:

Helga Kotthoff, Damaris Nübling 

unter Mitarbeit von Claudia Schmidt 

Genderlinguistik - Eine Einführung in Sprache, Gespräch und Geschlecht

Narr Francke Attempto Verlag, Dezember 2018

ISBN 978-3-8233-6913-4

https://www.narr.de/genderlinguistik-16913

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 31.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/4232: Kiel - Zanna Sloniowska, "Das Licht der Frauen", 28.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Donnerstag - 28.02.2019 - 19:00 Uhr

"Das Licht der Frauen" 

die ukrainisch-polnische Autorin Zanna Sloniowska stellt ihren
Debütroman vor

Deutsche Texte: Jule Nero

Eintritt: 8,- / 5,-



Zanna Sloniowska (*1978) feiert mit dem Roman "Das Licht der Frauen"
ihr literarisches Debüt. In unterschiedlichen Erzählsträngen
schildert sie die Geschichte von vier Frauen, die zusammen unter
einem Dach in Lviv, dem ehemaligen Lemberg, leben. Sie beschreibt
eindrucksvoll die komplizierten familiären Identitäten und
unterschiedlichen Lebensmodelle in der multinationalen Stadt. Der
ukrainische Unabhängigkeitskampf eröffnet neben gesellschaftlichen
Realitäten, Zugang zum politischen Kontext der Zeit. Durch
sprachliche Einbindung architektonischer Motive gelingt es Sloniowska
in ihrem Erstwerk, ein lebhaftes Bild der Stadt zu zeichnen und
gleichzeitig auf subtile Weise den Einfluss der Geschichte auf das
Leben jedes Einzelnen zu zeigen.

Die deutschen Texte liest Jule Nero.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Deutsch-Polnische Gesellschaft Kiel

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1332: Kiel - "Lohngerechtigkeit in freien, öffentlich geförderten Kulturbetrieben", Diskussion, 26.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Dienstag - 26.02.2019 - 18:00 Uhr - Außder Haus

Musiculum (Aula), Stephan- Heinze-Str. 9, 24103 Kiel



"Lohngerechtigkeit in freien, öffentlich geförderten
Kulturbetrieben"

öffentliche Vortrags- und Diskussionsveranstaltung

Eintritt frei

Anmeldung erbeten unter T 04841-81243 oder lag@soziokultur-sh.de



Prekäre Arbeitsverhältnisse, Unterbezahlung, Mindestlohn, Ehrenamt
als Zwang sind nur einige Schlagwörter, wenn es um die Vergütung von
Kulturarbeiter*innen geht. Lohngerechtigkeit hat viele Gesichter:
Qualifikationen der Akteure, Laufzeit des Vertrages, Arbeitszeiten
und Überstundenvergütung, Alterssicherung, Vergleiche zum
Öffentlichen Dienst, hohe Abhängigkeit von Ehrenamtlichkeit u.v.a.m.

Wir laden Sie herzlich ein, eine nachhaltige Debatte um die
Lohngerechtigkeit gemeinsam mit uns zu eröffnen. Das geplante
Programm finden Sie hier.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / KuPoGe - Landesgruppe S-H / LAG
Soziokultur S-H

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AFRIKA/733: Sudan - Neue Festnahmen, Regime täuscht Weltöffentlichkeit


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Sudan: Wieder Verhaftungen bei Protesten in Khartum - Menschenrechtler
werfen dem sudanesischen Regime gezielte Täuschung der Weltöffentlichkeit
vor



Göttingen - Nach der Verhaftung zahlreicher Politiker und
Demokratie-Aktivisten hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) dem
sudanesischen Regime in Khartum vorgeworfen, gezielt die Weltöffentlichkeit
über das Ausmaß der Verfolgung von Kritikern und Oppositionellen zu
täuschen. Zwar habe der mächtige Geheimdienst-Chef des Sudan, Salah Ghosh,
am Dienstag die Freilassung aller inhaftierten Demonstranten angekündigt.
Doch schon am Mittwoch und Donnerstag wurden nach GfbV-Informationen wieder
zahlreiche Aktivisten festgenommen. "Sudans Regierung setzt offenbar weiter
auf Repression statt auf Reformen, um die landesweite Protestwelle zu
beenden. Gezielt werden trotz beschwichtigender Erklärungen
Demokratie-Aktivisten und Journalisten eingeschüchtert und mundtot
gemacht", kritisierte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in
Göttingen.

Unter den neu Festgenommenen ist der prominente Menschenrechtsanwalt Kamal
El Jazuli. Sein Verbleib ist unbekannt. Auch die Aktivistinnen Sarah
Ibrahim und Mariam Mahjoub Sharif sowie mehrere Dutzend andere
Demonstranten wurden in Gewahrsam genommen. Zeitweise festgesetzt wurde die
prominente Politikerin Mariam Sadiq El Mahdi, Mit-Vorsitzende der Umma
Partei und Tochter des letzten demokratisch gewählten Premierministers
Sadiq El Mahdi.

Mehr als 1.000 Menschen wurden seit Beginn der Proteste im Sudan am 19.
Dezember 2018 inhaftiert, unter ihnen mindestens 25 Ärzte. Sie hatten gegen
die Regierungspolitik protestiert oder Demonstranten medizinisch versorgt.
Am Dienstagabend wurden 186 Inhaftierte freigelassen. Die Mediziner sind
nicht unter ihnen. Die Freigelassenen berichteten von Folter im Gewahrsam
des Geheimdienstes NISS. Auch mussten sie vor der Haftentlassung
schriftlich versichern, sich nicht mehr an Protesten zu beteiligen. Vielen
inhaftierten jungen Menschen wurden hohe Geldstrafen oder Haftstrafen bis
zu fünf Jahren angedroht, sollten sie nochmals an Demonstrationen
teilnehmen. Sudanesische Zeitungen werden vom NISS systematisch
eingeschüchtert oder beschlagnahmt, um eine Verbreitung kritischer Berichte
über die Massenproteste zu verhindern.

Am Donnerstag war es in Khartum wieder zu Demonstrationen gekommen. In
einer Erklärung forderten mehr als 300 Universitätsdozenten und 531
Universitätsmitarbeiter den Rücktritt Bashirs und die Einsetzung einer
Übergangsregierung. Sicherheitskräfte gingen mit Tränengas gegen die
Demonstranten vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INTERNATIONAL/260: Indigene Völker in Brasilien führen globale Protestwelle im "Roten Januar" an (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 31. Januar 2019

Indigene Völker in Brasilien führen globale Protestwelle im "Roten
Januar" an Proteste von Rio bis Berlin
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Protestmarsch für indigene Völker in Brasilien

© Mídia Índi



Globale Proteste gegen die Anti-Indigenen-Politik des brasilianischen
Präsidenten Jair Bolsonaro markieren das Ende seines ersten Monats im Amt.

Demonstrierende protestierten mit den Aufrufen "Brasiliens Genozid jetzt
stoppen!" und "Bolsonaro: Schütze indigenes Land!".

Die Proteste wurden von APIB, der Vereinigung indigener Völker Brasiliens,
angeführt. Sie stellen den Höhepunkt von APIBs Kampagne "Keinen weiteren
Tropfen indigenes Blut" dar, die als "Roter Januar" bekannt geworden ist.

Im Wahlkampf war Bolsonaro für seine rassistischen Ansichten berüchtigt.
Eine seiner ersten Amtshandlungen war die Verschiebung von Kompetenzen bei
der Demarkierung indigener Gebiete von der Behörde FUNAI in das
Landwirtschaftsministerium. Das Ministerium ist bekannt für seine
anti-indigene Haltung. Survival International hat die Maßnahme als "offene
Kriegserklärung an Brasiliens indigene Bevölkerung" bezeichnet.

Präsident Bolsonaro verlegte die FUNAI zudem vom Justizministerium in ein
neues Ministerium für Frauen, Familie und Menschenrechte, das von der
evangelikalen Predigerin Damares Alves geleitet wird. Dies wird die FUNAI
dramatisch schwächen.

Ermutigt durch den neuen Präsidenten und seine anti-indigene Rhetorik,
haben die Angriffe von Viehzüchtern und Bewaffneten auf indigene
Gemeinschaften dramatisch zugenommen.

Das Territorium der Uru-Eu-Wau-Wau beispielsweise wurde überfallen, wodurch
auch unkontaktierte Indigene bedroht sind. Außerdem planen Hunderte von
Holzfällern und Siedlern, das Land der Awá, eines der am stärksten
bedrohten Völker der Erde, zu besetzen.

Aber die indigenen Völker Brasiliens haben Widerstand angekündigt. "Wir
haben 519 Jahre Widerstand geleistet. Wir werden jetzt nicht aufhören. Wir
werden all unsere Kräfte zusammenbringen und wir werden gewinnen", sagte
Rosilene Guajajara. Ninawa Huni Kuin sagte: "Wir kämpfen, um Leben und Land
zu schützen. Wir werden unsere Nation verteidigen."

APIB erklärte: "Wir haben das Recht zu existieren. Wir werden uns nicht
zurückziehen. Wir werden diese Regierung auf der ganzen Welt anprangern. "

Stephen Corry, Direktor von Survival International, sagte heute: "Nach 500
Jahren Völkermord und Massakern werden die indigenen Völker Brasiliens sich
nicht von Präsident Bolsonaro einschüchtern lassen, auch wenn seine
Ansichten abscheulich und völlig überholt sind. Es ist eine Inspiration zu
sehen, wie viele Menschen ihnen weltweit zur Seite stehen."

Proteste finden in ganz Brasilien sowie in Berlin, Madrid, Mailand,
Lissabon, London, Los Angeles, Paris, San Francisco, Washington, Zürich und
weiteren Städten statt.



Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker. Wir
helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen und
ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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ATTAC/1971: EU-Japan-Abkommen JEFTA tritt heute in Kraft


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 1. Februar 2019

Von Konzernen für Konzerne

EU-Japan-Abkommen JEFTA tritt heute in Kraft



Heute tritt JEFTA, das Freihandelsabkommen zwischen der EU und Japan in
Kraft - allen Protesten aus der Zivilgesellschaft zum Trotz. JEFTA ist
ein Abkommen von Konzernen für Konzerne. Die treibende Kraft hinter den
Verhandlungen waren Großunternehmen. Sie haben an dem Abkommen
maßgeblich mitgeschrieben. Ganze 89 Prozent der Treffen der
EU-Verhandler fanden mit Konzernlobbyisten statt, mit Vertretern der
Zivilgesellschaft waren es gerade mal vier Prozent.(1)

Das Ergebnis: Japanische und europäische Konzernlobbys erhalten mit
JEFTA direkten Einfluss auf geplante Gesetze - noch bevor diese
überhaupt Regierungen oder Parlamenten vorgelegt werden. Das regelt das
Kapitel zur regulatorischen Kooperation in dem Abkommen: Lobbyisten
dürfen Gesetzesentwürfe kommentieren, bevor die gewählten Abgeordneten
diese Entwürfe überhaupt zu Gesicht bekommen haben.

"Multis werden künftig mitentscheiden, welche Regeln zwischen der EU und
Japan 'harmonisiert' werden sollen. Das stellt ihre Profitinteressen
über menschenrechtliche, soziale und ökologische Belange. JEFTA verengt
demokratische Gestaltungsspielräume und verfestigt die Macht der
Konzerne", stellt Roland Süß, Mitglied im Koordinierungskreises von
Attac Deutschland, fest.

 Abbau von Schutzrechten für Beschäftigte und die Umwelt

Wie CETA, das geplante EU-Kanada-Abkommen, zielt auch JEFTA in großem
Stil auf den Abbau sogenannter nichttarifärer Handelshemmnisse. Gemeint
sind damit vor allem Gesetze und Regelungen zum Schutz von
Arbeitnehmern, Verbrauchern, der Umwelt oder schlicht der Allgemeinheit
vor allzu rücksichtslosem Verhalten der Unternehmen. In JEFTA und CETA
werden solche Regeln unter den Vorbehalt gestellt, dass sie den Handel
nicht gefährden dürfen. Die EU und Japan decken dabei gemeinsam ein
Drittel der Weltwirtschaft ab.(2)

Verhandlungen über Sonderklagerechte für Konzerne laufen noch

Zusätzlich zu JEFTA führen die EU und Japan derzeit noch Verhandlungen
für ein gesondertes Investitionsschutzabkommen, in dem einseitige
Sonderklagerechte für ausländische Investoren verankert werden sollen.

Attac-Handelsexpertin Hanni Gramann: "Gerechter Welthandel geht anders.
Menschenrechte müssen endlich durchsetzbar werden und Vorrang vor
Konzerninteressen haben." In einer europaweiten Kampagne fordern Attac
und 150 Bündnispartner die EU und ihre Mitgliedsstaaten auf,
Konzernprivilegien zu beenden und ein starkes UN-Abkommen zum Schutz der
Menschenrechte in der globalen Wirtschaft zu unterstützen.


Anmerkungen:

1) https://corporateeurope.org/de/international-trade/2018/05/jefta-ein-exklusiver-handel-zwischen-eu-unterh-ndlern-und-gro-konzernen

2) http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3325_de.htm

Online-Appell "Menschenrechte schützen":

www.attac.de/menschenrechte-schuetzen


Weitere Informationen:

JEFTA: Mythen und Fakten (Attac Österreich u.a.):

http://t1p.de/JEFTA-Mythen-Fakten

Broschüre "JEFTA entzaubert"(Netzwerk Gerechter Welthandel u.a.):

http://t1p.de/JEFTA-entzaubert

Attac-Seite zu JEFTA:

www.attac.de/jefta

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/306: Bundesregierung soll Stationierung neuer Raketen in Europa verhindern (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Bundesregierung soll Stationierung neuer Raketen in Europa verhindern
Kündigung des INF-Vertrages



Die Kündigung des INF-Vertrages durch Donald Trump bricht mit der bewährten
Rüstungskontrolle. Damit setzen die USA die Welt und insbesondere Europa
einem unverantwortlichen Risiko aus, kritisieren die
ICAN-Partnerorganisation ICAN Deutschland und IPPNW heute in Reaktion auf
die Erklärung von US-Vizepräsident Mike Pompeo in Washington. Nach der
Aufkündigung des INF-Vertrages beginnt eine sechsmonatige Kündigungsfrist.
Ohne eine überraschende Wendung im kommenden halben Jahr, endet der Vertrag
am 2. August 2019. Die USA und Russland können dann völlig ungehindert neue
Nuklearraketen mit einer Reichweite von 500 bis 5.500 km entwickeln und
auch stationieren - ohne jegliche Maßnahmen der Transparenz und Kontrolle.

"Die heutige US-Kündigung des INF-Vertrages ist der Auftakt eines neuen,
unkontrollierten Wettrüstens. Die USA und Russland werden ungehindert neue
Mittelstreckenraketen für Europa bauen. Denn die Pläne dazu liegen bereits
in der Schublade," sagt Xanthe Hall, Vorstandsmitglied von ICAN Deutschland
und Abrüstungsreferentin der Ärzteorganisation IPPNW. "Europa muss nun
verhindern, in einen neuen Kalten Krieg hingezogen zu werden. Ein
eindeutiges Nein der europäischen Staaten zur erneuten Stationierung von
Mittelstreckenraketen ist jetzt notwendig. Deutschland muss mit gutem
Beispiel voran gehen, um ein neues atomares Wettrüsten auf Kosten der
Europäer zu verhindern."

"Wir sehen die Kündigung als eine Missachtung künftiger Generationen,"
erklärt Inga Blum, Vorstandsmitglied IPPNW und ICAN Deutschland. "Unsere
Eltern gingen aus Angst vor einem Atomkrieg zu Tausenden auf die Straße, um
die Stationierung von Mittelstreckenraketen in Europa zu verhindern. Für
sie ging es auch um eine Zukunft ohne Angst für ihre Kinder und
Enkelkinder. Jetzt ist die Angst für mich und meine Kinder wieder da."

Das Ende des INF-Vertrages bedeutet auch ein Ende der bisherigen
europäischen Sicherheitsarchitektur, wie wir sie in den letzten 30 Jahren
kannten. Bereits heute rüstet die Trump-Administration auf: Die USA
entwickeln neue Atomsprengköpfe für ihre Raketen und demnächst geht auch
die B61-12-Atombombe in Produktion. Diese könnte auch bald schon in
Deutschland stationiert werden. Um die neuen Atombomben einsetzen zu
können, erwägt das deutsche Verteidigungsministerium den Kauf neuer
US-Kampfjets, denn die Bundeswehr-Tornados sollen ersetzt werden und sind
nicht mehr in der Lage, die neuen "smarten" Bomben zu steuern.
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LESUNG/6332: Kiel - Therese Chromik & Jul Schirren-Langowski, Lyriklesung, 05.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Dienstag - 05.02.2019 - 19:00 Uhr

Die Kieler Lyriker Therese Chromik und Jul Schirren-Langowski
stellen ihre neuen Gedichtsammlungen vor

Eintritt: 5,- / 3,-



Therese Chromik (*1943 in Liegnitz) präsentiert die neue
Lyrik-Veröffentlichung "Poesie 337", erschienen 2018 in der
traditionsreichen Reihe des Märkischen Verlages. Die Lyrikreihe
"Poesiealbum" erschien monatlich zwischen 1967 und 1990 als
preiswerte Möglichkeit, Poesie deutscher und internationaler Lyriker
kennenzulernen. Im Herbst 2007 wurde die Reihe mit der Nr. 277 mit
Peter Huchel wieder aufgenommen und dann mit Lyrikern, die zu
DDR-Zeiten aus politischen Gründen nicht in der Reihe erscheinen
durften, fortgesetzt. 2018 wurde Therese Chromik mit dem Erscheinen
eigener Gedichte in einem Heft dieser Reihe (PoesiealbumNr. 337)
geehrt. Sie war als Gymnasiallehrerin in Kiel und Husum tätig und
leitet seit vielen Jahren Werkstätten für kreatives Schreiben mit
Schülern und Erwachsenen. Von 1983 an veröffentlichte sie eigene
Lyrik sowie Prosa und ist seit 1984 Mitherausgeberin des Jahrbuchs
Euterpe (Bände 2-11) und verschiedener Anthologien.

Jul Schirren-Langowski liest aus seiner Gedichtsammlung "100 x Das
Letzte. Annäherungen", einem kleinen feinen Lyrikband mit hundert
kurzen Gedichten. Weder heiter noch besinnlich: Viele dieser Gedichte
behandeln die Vergänglichkeit, ohne die Themenbereiche "Sterben" und
"Tod" direkt anzusprechen. Manche seiner Texte sind fast bodennah,
während andere zu schweben scheinen. Jul Schirren-Langowski
veröffentlichte schon in der Schreibwerkstatt der Kieler
Gelehrtenschule bei Therese Chromik Gedichte in Schüleranthologien
und gab auch einen Lyrikband im Selbstverlag als Schüler heraus.
Daneben erschien seine überraschend eigenwillig Lyrik in
Euterpe-Anthologien.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Euterpe Literaturkreis
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LESUNG/6331: Kiel - Junges Literaturhaus, Marian Grau, "Bruderherz", 02.02.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Samstag - 02.02.2019 - 18:00 Uhr - Junges Literaturhaus

"Bruderherz"

Lesung des 16-Jährigen Reisebloggers Marian Grau aus seinem ersten
Buch

Eintritt frei



Marian Grau ist 16 Jahre alt, Schüler - und Weltenbummler. Als
jüngster Reiseblogger Deutschlands lässt er seine Leser an seinen
Reisen teilhaben und gibt Empfehlungen. Hinter seiner Leidenschaft
für das Reisen steckt die berührende Geschichte seiner Kindheit, denn
sein großer Bruder Marlon war schwerbehindert. Als Marlon mit zwölf
Jahren starb, brach für Marian eine Welt zusammen. Doch oft zeigt
sich, dass Marlon nicht völlig verschwunden ist. Marian bewältigt
seine Trauer und entdeckt das Reisen. Mit viel Humor erzählt er in
seinem Buch "Bruderherz" von seinen Abenteuern und davon, dass Marlon
immer mit dabei ist.

Veranstalter: Junges Literaturhaus S-H / Hospiz-Initiative Kiel e.V.
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MEMORIAL/196: Vietnam 1789 - Bauernheer schlägt ins Land eingefallene Mandschu-Dynastie (Gerhard Feldbauer)


Im Januar 1789 siegte ein vietnamesisches Bauernheer in der Schlacht bei Hanoi über die ins Land eingefallene Dynastie der Mandschu (1644-1911/12)

Sie war der Höhepunkt des Tay Son-Aufstandes der frühbürgerlichen Revolution

von Gerhard Feldbauer, 30. Januar 2019






[image: Abbildung: Hoàng Mat Sat [Public domain], via Wikimedia Commons]

Zeitgenössische Darstellung - ob sie tatsächlich den vietnamesischen Revolutionsführer Nguyen Hue auf dem Weg nach Peking zeigt, gilt als umstritten

Abbildung: Hoàng Mat Sat [Public domain], via Wikimedia Commons



Weitläufig ist noch die Meinung verbreitet, die Länder, welche die
kapitalistischen Staaten im 19. Jahrhundert ihrem Kolonialjoch
unterwarfen, hätten im Zustand sozialökonomischer Zurückgebliebenheit
und unter mittelalterlichen Feudalverhältnissen existiert. Ganz zu
schweigen von der Kolonialpropaganda, den Völkern der so unterjochten
Staaten seien bürgerlicher Fortschritt und Zivilisation vermittelt
worden. Vietnam widerlegt derartige reaktionäre Standpunkte in
besonderer Weise. Das Land befand sich an der Schwelle zu einer zwar
etwas verspäteten, aber entwicklungsfähigen Etappe einer bürgerlichen
Gesellschaft.

Davon zeugte ein 17 Jahre vor dem Pariser Sturm auf die Bastille
einsetzender Bauernaufstand, der ausgeprägte Züge einer
frühbürgerlichen Revolution aufwies. Die Erhebung erhielt ihren Namen
nach den Bergen im westlichen Zentralvietnam, wo sie begann. An der
Spitze der revolutionären Kämpfe standen die drei Brüder Nguyen (van
Nhac, van Lu und Hue). Ihren Höhepunkt erreichte diese Revolution
sechs Monate, bevor das Volk von Paris 1789 die französische
Revolution begann. Im Januar dieses Jahres siegte bei Hanoi ein
100.000 Mann starkes Bauernheer über eine doppelt so viel Soldaten
zählende Armee der zu dieser Zeit in China herrschenden Qing-Dynastie
der Mandschu (1644-1911/12). Wie später in Frankreich hatten die im
Tay Son-Aufstand gestürzten vietnamesischen Feudalherren die
ausländischen Invasoren zu Hilfe gerufen. Der Sieg des Bauernheeres
1789 zählt bis heute zu den militärischen Traditionen des nationalen
Befreiungskampfes Vietnams. [1]

Beiden Ereignissen, die in weit voneinander entfernt liegenden Ländern
stattfanden, war ein grundsätzlicher historischer Prozess gemeinsam.
Die Tage der Feudalherrschaft waren gezählt. Auf der Tagesordnung der
Geschichte stand die Geburt des Kapitals. Und das, obwohl in Vietnam,
wie in anderen Ländern Asiens auch, die Entwicklung der neuen
Produktivkräfte, die im Schoß der alten Gesellschaft heranwuchsen,
hinter der in europäischen Ländern zurückgeblieben war. Das
Feudalsystem war von einer tiefen Krise erfasst. Feudalherren,
Mandarine und Notabeln raubten den Bauern den letzten Boden und
stürzten sie immer tiefer ins Elend. Die bäuerlichen Wirtschaften,
Handwerk und Gewerbe stagnierten, die sich entwickelnde
Handelsbourgeoisie konnte sich nicht entfalten.

Boston Tea-Party in Saigon

Unter diesen Bedingungen entfaltete sich der Aufstand zu einer großen,
das ganze Land erfassenden Bauernerhebung, in der Kreise der jungen
Handelsbourgeoisie, des Handwerks und Gewerbes eine wichtige Rolle
spielten und an der Vertreter der Religionen des Buddhismus und
Taoismus teilnahmen. Die Brüder Nguyen entstammten selbst der
Handelsbourgeoisie. 1776 nahmen die Aufständischen Saigon ein. Eine
der ersten Maßnahmen der Nguyen war, dass sie die dort lagernden Waren
der chinesischen Händler ins Meer werfen ließen - ein recht sicherer
Beweis für die Wahrnehmung der Interessen der eigenen Kaufleute.
Erinnert sei daran, dass es fast zur gleichen Zeit in Boston zu
ähnlichen Ereignissen kam: Die Amerikaner warfen dort englischen Tee
in den Ozean - was unter dem Namen Boston-Tea-Party in die Geschichte
einging. Für die Rolle der Handelsbourgeoisie spricht auch eine andere
historische Parallele. Ähnlich wie die Korsaren unter der britischen
Königin Elisabeth verbanden vietnamesische Kapitäne mit Billigung und
auch regelrechten Patenten der Tay Son ihre Handelsfahrten mit
einträglicher Piraterie. In Peking klagte man in dieser Zeit immer
wieder darüber, daß die vietnamesische Flotte die Küsten Südchinas
ansteuere und plündere.
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Bronzestatue der Tay-Son-Brüder Nguyen Nhac, Nguyen Lu und Nguyen Hue
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Die entscheidende revolutionäre Maßnahme der Nguyen war jedoch, dass
sie die Ländereien der geflüchteten und mit ausländischen Feinden
kollaborierenden Feudalherren konfiszierten und den Gemeinden mit der
Verfügung übergaben, sie vor allem armen Bauern zur Nutzung zu
überlassen. Damit machten sie die Massen der Bauern zur maßgeblichen
Basis ihrer Herrschaft. Ebenso bedeutend waren weitere in der
Wirtschaft, im Staatswesen, der Kultur und Bildung begonnene Reformen,
die einen großen Schritt vorwärts auf dem Weg der Formierung der
vietnamesischen Nation darstellten und dem Aufstand seinen Charakter
als einer frühbürgerlichen Revolution verliehen.

Im Norden begann die Rohstoffförderung in über 100 Bergwerken, wurden
Werkstätten für Waffen errichtet, entstanden Papiermühlen und
Druckereien. In großen industriellen und kaufmännischen Zentren in
Hanoi, Saigon, Bien Hoa und Fai Fo setzten Vorstufen der
kapitalistischen Produktion auf der Grundlage der freien Lohnarbeit
ein. Grundlage dafür war die Einführung einer einheitlichen nationalen
Währung, die im Volk noch lange nach dem Ende der Tay Son-Herrschaft
"Sapeke der Rebellen" genannt wurde.

Der geistig-kulturellen Werdegang der Nation erhielt Auftrieb durch
die Einführung des Vietnamesischen als Amtssprache an Stelle des aus
der Besatzungszeit gültigen Chinesisch. Eine Bildungsreform sah u. a.
vor, in jedem Dorf eine Schule zu errichten. Auch das vietnamesische
National-Epos "Thuy Kiêu" (Das Mädchen Kiêu), von Nguyên Du, das erst
nach der Tay Son-Herrschaft erschien, spiegelte deren großen Einfluss
auf die kulturelle Entfaltung der Nation wider. [2] 1799 wurde ein
"Historisches Amt" geschaffen, das den Auftrag erhielt, eine große
Nationalgeschichte zu schreiben. Herausragend schließlich die
politische Forderung nach "Gleichheit aller Bewohner" des Landes und
"Gleichheit in allen Dingen", worunter soziale Gerechtigkeit zu
verstehen war. Die Tay Son traten der konterrevolutionären Propaganda
der Feudalherren, die sie als "Räuber" und "Banditen" verketzerten,
entgegen und verkündeten, dass sie keine "Räuber", sondern "Sendboten
des Himmels, die der Gerechtigkeit zum Sieg verhelfen und das Volk von
der Tyrannei des Königs und seiner Mandarine befreien", seien. Unter
dem Volk aber, das die Verlogenheit der Feudalherren kannte, nannte
man die Brüder Nguyen "tugendhafte und dem armen Volk gegenüber
barmherzige Räuber".

Außergewöhnliche Leistungen vollbrachten die Tay Son auf militärischem
Gebiet. Nachdem das Feudalregime von den Aufständischen im Süden
geschlagen worden war, rief es die thailändischen Feudalherrscher zu
Hilfe. 1784 drang ein 50.000 Mann zählendes siamesisches Heer mit 300
Kriegsschiffen auf dem Mekong in Südvietnam ein. Auf dem My Tho, einem
Nebenarm des Mekong, wurde die Armada im selben Jahr vernichtend
geschlagen. 1788 folgte der Einfall eines 200.000 Mann zählenden
Heeres der Qing in Nordvietnam, das Hanoi besetzte. Nguyen Hue, der
das militärische Kommando führte, ließ sich "um der Einigung der
Nation willen", wie es in den Chroniken heißt, im Dezember 1788 vor
dem Bauernheer unter dem Namen Quang Trung zum Kaiser des Reiches
proklamieren. Dann brach das 100.000 Kämpfer zählende Volksheer auf.
Bei Thanh Hoa meldeten die Vorausabteilungen, dass der Gegner noch bei
Hanoi verharrte. Auch die Qing-Truppen waren durch ihre Späher vom
Eintreffen der vietnamesischen Armee bei Thanh Hoa informiert.




[image: Abbildung: Qing's official painter [Public domain], via Wikimedia Commons]

Chinas Kaiser Qianlong empfängt den Friedensgesandten von Nguyen Hue in Peking

Abbildung: Qing's official painter [Public domain], via Wikimedia Commons



Die Schlacht bei Hanoi

Um den moralischen Faktor einer Schlacht zur Befreiung der Hauptstadt
zu nutzen, entschloss sich Nguyen Hue, die feindliche Armee noch bei
Hanoi anzugreifen. In sechs Tagen führte er seine Truppen mit
Elefantenreiterei über eine Entfernung von fast 200 km vor die Tore
der Hauptstadt. Da er hinter jedem Reiter zu Pferd noch einen Soldaten
des Fußvolkes aufsitzen ließ, erreichte er Hanoi für den Gegner völlig
überraschend nicht nur früher als erwartet, sondern auch in voller
Stärke. Der Marsch war eine für den damaligen Stand der Kriegskunst in
Asien beispiellose Leistung. Im Januar 1789 kam es zur Schlacht. Den
Überraschungsmoment ausnutzend stellte das Bauernheer die noch nicht
zum Kampf formierten Mongolen zu unterschiedlichen Zeiten an drei
verschiedenen Orten vor der Hauptstadt zum Kampf und schlug sie in die
Flucht. Die Niederlage war so verheerend, dass der Hof von Peking
Frieden schloss und die Tay Son anerkannte.

Nach der Verteidigung der nationalen Unabhängigkeit erließ Quang Trung
folgende Proklamation an das Volk: "Ihr alle, ob mächtig oder gering,
lebt seit mehr als zwanzig Jahren dank uns, der Brüder Tay Son, und
unserer Wohltaten. Wir wissen aber auch, dass wir unsere Siege in Nord
und Süd der Hilfe des Volkes unserer Provinzen verdanken. In ihm haben
wir tapfere Männer und fähige Beamte gefunden, so dass wir unseren
Hofstaat gründen konnten. Überall, wo unsere Waffen waren, hielten die
Feinde nicht stand."

Die Herrschaft der Tay Son währte fast 30 Jahre, von 1773 bis 1802.
Diese frühbürgerliche Revolution scheiterte letztlich, weil die Bauern
zwar ihre entscheidende Massenbasis bildeten, auf Grund ihrer sozialen
Lage und Perspektive aber nicht ihre führende Kraft werden konnten.
Kleinbürgertum und Handelsbourgeoisie, aus deren Reihen in Gestalt der
Brüder Nguyen die Führer der Revolution hervorgingen, erwiesen sich
insgesamt nicht fähig, diese Aufgabe auszufüllen. In diese Rolle
hätten sie hineinwachsen können, wenn zwei der drei Brüder nicht
frühzeitig verstorben wären (Hue 1792, Nhac ein Jahr später), was über
die Rolle von Persönlichkeiten in historischen Prozessen bzw. der
Konsequenzen ihres Fehlens nachdenken lässt. Nachfolger vom Format der
verstorbenen Führer, besonders was deren volksverbundenen Charakter
betraf, gab es nicht.
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Kronprinz Canh 1787 in Frankreich

Abbildung: PHGCOM [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0) or GFDL (http://www.gnu.org/copyleft/fdl.html)], via Wikimedia Commons



Hinzu kam, dass die Feudalreaktion aus Frankreich Hilfe erhielt. Sie
ging von kirchlichen Würdenträgern aus, die, wie in anderen Ländern
auch, zu Wegbereitern der kolonialen Eroberung wurden. Mit der Annahme
dieser Unterstützung bereitete die Feudalmacht indessen ihrer eigenen
kolonialen Unterwerfung den Boden. Organisator dieser
konterrevolutionären Aktivitäten war zu dieser Zeit der einflussreiche
Missionar Pigneau de Béhaine, der 1775 den Prinzen Canh, Sohn des
gestürzten Nguyen Anh, mit nach Versailles nahm und mit ihm zwei Jahre
später ein Abkommen über französische Hilfe gegen die Gewährung von,
wie es zurückhaltend, aber mit den weitreichenden vertragsrechtlichen
Konsequenzen dieser Zeit formuliert wurde, "Handelsvorteilen" schloss.

Mit Hilfe der französischen Konterrevolution

Auf dieser Grundlage stellte Béhaine 1790 eine
"Freiwilligenexpedition" aus adligen Emigranten, Abenteurern und
Deserteuren zusammen, die man "zweifellos ohne viel Federlesens an die
Wand gestellt (hätte), wenn sie den Behörden des republikanischen
Frankreich in die Hände gefallen wären", schrieb der französische
Historiker Jean Chesneaux. [3] In Vietnam angekommen, rüstet Béhaines
Söldnerhaufen für Nguyen Anh nach überlegenen europäischen
militärischen Grundsätzen eine Flotte aus und stellt eine neue Armee
zum Kampf gegen die Tay Son auf. Der Nguyen-Dynastie gelingt so die
Entmachtung der Tay Son, deren Niederlage 1802 mit der Einnahme Hanois
besiegelt wird. Danach wird Vietnam nochmals bis zur einsetzenden
kolonialen Eroberung durch Frankreich Lehensstaat der Mandschu-Kaiser.

1804 überläßt der neue Herrscher der Nguyen-Dynastie, Gia Long,
Frankreich die Insel Pulo und einen Küstenstreifen in Mittelvietnam,
den Paris tatkräftig zur Vorbereitung der kolonialen Eroberung nutzt.
Am 31. August 1858 überfällt ein französisches Geschwader unter dem
fadenscheinigen Vorwand, französische Missionare zu schützen, die
Hafenstadt Da Nang und setzt Truppen an Land. Die koloniale Eroberung
Vietnams beginnt. Die zivilisatorisch fortschrittliche Entwicklung
Vietnams wird ein Jahrhundert lang unterbrochen. Die französische
Großbourgeoisie, die inzwischen die Ideale von Freiheit, Gleichheit
und Brüderlichkeit über Bord geworfen hat, ist Béhaine dankbar und
lässt ihm in der alten Kaiserstadt Hue eine "würdevolle Grabstätte"
errichten.
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Kolonialmacht mit humanistischer Attitüde - Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 1789 im "revolutionären" Frankreich

Abbildung: Jean-Jacques-François Le Barbier [Public domain]





Fußnoten:


[1] Siehe die unter dem Titel "Nos Traditions militaires" 1978 in
Hanoi erschienene Publikation.

[2] Es erschien ins Deutsche übertragen von Irene und Franz Faber 1964
bei Rütten & Loening, Berlin/DDR 1964. Das Schriftstellerehepaar
arbeitete mehrere Jahre für die Nachrichteagentur ADN in Hanoi.

[3] Jean Chesneaux: Geschichte Vietnams. Berlin/DDR 1983, S. 69.
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AUFBAU/560: Lega Nord bestätigt Machtposition in Italien


aufbau Nr. 95, Januar/Februar 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Lega Nord bestätigt Machtposition in Italien



ANTIRASSISMUS Ende November wurde das "DecretoSalvini" vom
Italienischen Parlament abgesegnet. Ein von Vizepremier Matteo Salvini
entworfenes Notstandsgesetz, das Migrantinnen weitgehend entrechtet
und die Repression drastisch verschärft.



(agafz) Der Saal ist voll mit SympathisantInnen der Lega Nord,
als Vizepremier Matteo Salvini beim Jahresfest der Partei im letzten
August seine Rede hält. Doch eine Stimme erhebt sich: "Du bist ein
Faschist und Rassist!". Der Protest kommt von einer 17-jährigen
Schülerin, die sogleich von der anwesenden Masse ausgepfiffen und
beschimpft wird. Während dem sich Kulturlinke in öffentlichen Debatten
fragen, ob es berechtigt sei Salvini als Faschist oder nicht zu
bezeichnen, vollbringt der Innenminister sein erstes grosses Werk: Das
per Dekret ausgesprochene Gesetz ist ein unglaublicher Angriff. Sowohl
auf die Rechte der MigrantInnen als auch auf die der Lohnabhängigen
und auf bürgerlich-demokratische Freiheiten.


Wessen Sicherheit ist gemeint?

Die Stimmung auf Italiens Strassen ist beängstigend. Rassistisch
motivierte Übergriffe häufen sich und es kam zu Anschlägen und Morde.
In einem Land, wo Rettungsboote voll Flüchtlinge abgewiesen werden und
die darauf bezügliche Kritik mit Mussolini-Zitaten zurückgewiesen
wird, ist das vielleicht bald Normalität. Salvinis Sicherheitsdekret
ist eine Institutionalisierung dieser Tendenz.

Es gibt drei Kategorien von Fällen, in denen man in Italien Recht auf
eine Aufenthaltsbewilligung bekommt. Die wichtigste Kategorie. zu der
die allermeisten Flüchtlinge gehören. ist der "humanitäre Schutz".
Dieser gewährt Asyl für Menschen, die vor akuten Situationen (wie zum
Beispiel Krieg. Hungersnot oder Naturkatastrophen) geflüchtet sind und
ist eben massiv abgeschwächt worden. Dazu kommen noch zahlreiche
Verschärfungen: Teile der regionalen Integrationsstrukturen (SPRAR)
werden abgeschafft, die Administrativhaft wird auf sechs Monate
verdoppelt und eine Verurteilung in erster Instanz reicht für den
Entzug der Aufenthaltsbewilligung. Aber aufgrund fehlender
Wiederaufnahmeabkommen können die Betroffene nicht ausgeschafft
werden.

Das Dekret beinhaltet noch weitere Massnahmen, welche die allgemeinen
Rechte der Bevölkerung eindämmen, soziale Bewegungen kriminalisieren
und den Repressionsapparat stärken. Es soll zukünftig möglich sein,
die Staatsbürgerschaft aufgrund terroristischer Aktivitäten zu
verlieren. Ein Blick in die Welt und Geschichte zeigt uns, wie
willkürlich der Terrorismusvorwurf eingesetzt werden kann. Zusätzlich
werden nun StreifenpolizistInnen mit einem Taser bewaffnet, die
Videoüberwachung des öffentlichen Raumes soll ausgebaut werden, und
BürgermeisterInnen sollen mehr Freiheit und Mittel bekommen, um gegen
Hausbesetzungen vorzugehen. Das Eklatante in diesem speziellen Fall
ist, dass in Rom zum Beispiel 10.000 Menschen und Familien auf solche
illegale Wohnmöglichkeiten angewiesen sind um überhaupt ein Dach über
den Kopf zu haben. Eine weitere Massnahme, die in den bürgerlichen
Medien fast totgeschwiegen wird, sieht vor, dass Organisierung von
Strassenblockaden bis zu zwölf Jahren Haft zur Folge haben kann. In
den letzten Jahren gaben die Arbeitskämpfe in der Logistikbranche
landesweit Impulse. Das zentrale und stärkste Kampfmittel der
LagerarbeiterInnen ist die Blockierung der Warentransporte. Diese
Praxis fällt somit Visier dieses neuen Gesetzes. Die Belegschaften der
Branche besitzen einen sehr hohen Anteil an migrantischen
ArbeiterInnen. Diese werden neu sowohl mit diesen Haftstrafen
konfrontiert, als auch mit den vorhin erwähnten Ausschaffungen durch
Erstinstanzurteile.


Vom Koalitionspartner zum Grundtenor

Eigentlich ist die Lega Nord ursprünglich als "junior Partner" in die
Regierung eingestiegen. Die Movimento Cinque Stelle (M5S) hat bei den
Wahlen im März fast doppelt so viele Stimmen wie die Lega Nord
erhalten. Nun hat Salvini alle überrannt. Sowohl Luigi Di Maio (M5S)
wie auch Regierungschef Giuseppe Conte. Die Lega Nord hat es gemäss
Umfragen in diesen paar Monate geschafft, substantiell an Popularität
zu gewinnen. Sie ist de facto die neue Regierungspartei des Landes.
Diese Entwicklung wird sich bei den Europawahlen im Mai wahrscheinlich
noch verstärken. Es mag vielleicht sein, dass die zu Beginn zitierte
Schülerin eine etwas zu allgemeine Kritik geäussert hat. Aber als
Warnung verstanden ist die Aussage vollkommen berechtig, denn das
Sicherheitsdekret fordert eine gefährliche politische Richtung. Und
als Folge muss die Frage gestellt werden, wie eine Gegenmacht zur
landesweiten reaktionären Welle aufgebaut werden kann.

 * 
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Streik in Tamil Nadu am Scheideweg

Indische Regierung entlässt hunderte von Lehrern

Von Arun Kumar

31. Januar 2019



Der unbefristete Streik von hunderttausenden Lehrer und Staatsbeschäftigten
im indischen Bundesstaat Tamil Nadu dauert weiter an. Er ist jedoch an
einem politischen Scheidepunkt angekommen. Die Streikenden sind nicht nur
mit einem massiven Angriff durch die Bundesstaatsregierung unter Führung
der Partei All India Anna Dravida Munnetra Kazhagam (AIADMK) konfrontiert,
sondern werden auch von den Gewerkschaften isoliert.

Am 29. Januar verschärfte die Regierung ihre Angriffe durch die Entlassung
von 700 streikenden Lehrern und über 1.200 Angestellten der
Bundesstaatsregierung. Ihre Posten wurden für freistehend erklärt und
werden mit befristet beschäftigten Streikbrechern besetzt, die die
Regierung seit letztem Freitag für ein Monatsgehalt von 10.000 Rupien (123
Euro) einstellt.

Am 22. Januar hatten Lehrer und andere Beschäftigte der
Bundesstaatsregierung die Arbeit niedergelegt und neun Forderungen
aufgestellt, darunter die Abschaffung des Rentensystems Contributory
Pension Scheme (CPS) und die Wiedereinführung des früheren staatlich
finanzierten Rentensystems sowie höhere Gehälter und bessere
Arbeitsbedingungen.

Die Regierung von Tamil Nadu hat diese Forderungen von Anfang an
zurückgewiesen und mit etlichen Unterdrückungsmaßnahmen reagiert, wie
massiven Suspendierungen und Entlassungen, Verhaftungen von Streikenden und
Demonstranten sowie der Einstellung von Leiharbeitern als Streikbrecher für
die Lehrer.

Die Lehrer und Staatsbeschäftigten in Tamil Nadu haben durch ihre Proteste
in dem südindischen Staat deutlich gemacht, dass sie kampfbereit sind. Doch
die Gewerkschaft JACTTO-GEO (Joint Action Council of Teachers 
Organisations-Government Employees Organisations), die nur aufgrund des Drucks ihrer
Mitglieder zum Streik aufgerufen hat, lehnt jede Ausweitung des
Arbeitskampfs ab.

Obwohl die JACTTO-GEO hunderttausende Mitglieder hat, hat sie den Streik
isoliert und es der Bundesstaatsregierung damit ermöglicht, ihre
undemokratischen Angriffe zu verschärfen.

Am Montag erklärte die Bundesstaatsregierung vor dem Obersten Gericht in
Madras, sie werde nicht mit der Gewerkschaft verhandeln. Ein Anwalt der
Gewerkschaft versicherte dem Gericht, dass sie bereit sei, den Streik
"sofort" zu beenden, wenn die Regierung Gesprächen zustimme.

Am Dienstag rief das Gericht die Lehrer auf, an die Arbeit zurückzukehren
und erklärte, dass nicht die Regierung, sondern die Streikenden die Zukunft
der Schüler gefährden würden, die bald ihre jährlichen Prüfungen ablegen
müssen. Später am gleichen Tag wurden 3.000 Lehrer verhaftet und ihre
Proteste von der Polizei aufgelöst. Sie wurden mehrere Stunden in
verschiedenen Hallen gefangen gehalten und danach freigelassen.

Der höchste Bildungsbeamte von Tamil Nadu, Thiruvarur Selvi, erklärte vor
der Presse, dass in 99,9 Prozent der staatlichen Schulen in der
Bundesstaatshauptstadt Chennai wieder der normale Betrieb aufgenommen
worden sei, weil die meisten Lehrer an die Arbeit zurückgekehrt seien.
Berichten zufolge wurde auch in anderen Bezirken, u. a. in Villupuram und
Krishnagiri, der Lehrbetrieb wieder aufgenommen.

Laut anderen Medienberichten haben sich jedoch mehr als 96.000 Lehrer, d.
h. 63 Prozent der Lehrer von im Directorate of Elementary Education
registrierten Schulen, der Anweisung der Regierung widersetzt und ihre
Demonstrationen und Sitzblockaden fortgesetzt.

Auch andere Staatsbeschäftigte streiken weiter. Am Dienstag wurden in den
südlichen Bezirken mehr als 15.000 Staatsbeschäftigte festgenommen und
inhaftiert, nachdem sie versucht hatten, auf Straßen Sitzblockaden zu
veranstalten. In der Region Tiruchi wurden mehr als 11.000 
JACTTO-GEO-Mitglieder verhaftet, die eine Straße blockieren wollten. Alle am Dienstag
Verhafteten wurden später am gleichen Tag wieder freigelassen.

Auch Schüler und Eltern haben sich an den Lehrerprotesten beteiligt oder
eigene Solidaritätsdemonstrationen inszeniert. In Udhagamandalam verhaftete
die Polizei Kunststudenten, die zur Unterstützung der Streikenden eine
Straßenblockade errichtet hatten. Am 29. Januar demonstrierten in
Dindivanam und Pudukottai Schüler und Studenten der staatlichen Schulen und
Hochschulen zur Unterstützung ihrer streikenden Lehrer.

Die JACTTO-GEO befürchtet, dass sie die Kontrolle über den Streik
verlieren, und eine Eskalation andere Teile der indischen Arbeiterklasse
dazu bringen könnte, ebenfalls in den Streik zu treten. Deshalb lehnt sie
jede Ausweitung des Streiks oder Appelle an die Lehrer im Rest Indiens, die
mit den gleichen Angriffen konfrontiert sind, vehement ab. Vielmehr
behauptet sie weiterhin, dass der isolierte Arbeitskampf die Regierung dazu
zwingen werde, vor den Forderungen der Streikenden zu kapitulieren.

Erst vor wenigen Wochen, am 8. und 9. Januar, beteiligten sich bis zu 180
Millionen Menschen an einem zweitägigen Generalstreik gegen die Politik des
Großkapitals und die Austeritätsmaßnahmen der Regierung von Premierminister
Narendra Modi von der hindu-chauvinistischen Bharatiya Janatha Party.

Die JACTTO-GEO hat ihre Mitglieder jedoch nicht dazu aufgerufen, sich am
Generalstreik zu beteiligen, obwohl zu den Forderungen die Abschaffung des
CPS und die Ablehnung der Privatisierungen und Outsourcing-Maßnahmen des
Regierungssektors gehörten. Genau die gleichen Probleme haben die Lehrer
und Regierungsbeschäftigten in Tamil Nadu in den Ausstand getrieben.

Die JACTTO-GEO hat alles getan, um die Lehrer und Staatsbeschäftigten zu
isolieren, behauptet aber, sie werde den Streik fortsetzen, bis die
Regierung sie zu Verhandlungen einlädt. Sie appellieren damit verzweifelt
an die Regierung, ihnen ein Abkommen vorzuschlagen, durch das sie ihr
Gesicht wahren und den Streik beenden können.

Die beiden größten stalinistischen Parteien Indiens - die Kommunistische
Partei Indiens (Marxisten) oder KPM und die Kommunistische Partei Indiens
(KPI) - spielen bei der Isolierung des Streiks in Tamil Nadu eine
Schlüsselrolle. Die Gewerkschaftsverbände der KPM bzw. der KPI, das Center
of Indian Trade Unions und der All India Trade Union Congress, sind Partner
der JACTTO-GEO.

Diese Organisationen haben Millionen eingeschriebene Mitglieder, sich aber
nur mit oberflächlicher Kritik an der AIADMK-Regierung, den Verhaftungen
und der Entlassung von streikenden Lehrern begnügt.

Am Dienstag riefen die sogenannte "Linke Front" und fünf mit ihr verbündete
Gewerkschaften, darunter die Tamil Nadu Secretariat Officers' Association
für Mittwoch zu einem symbolischen eintägigen Unterstützungsstreik für die
Lehrer auf. Sie stellten ähnliche Forderungen, darunter ebenfalls die
Abschaffung des CPS-Systems. Dieser Streik hat jedoch nur einen Sinn: Die
Teilnehmer sollen Dampf ablassen und von den wachsenden Forderungen der
Arbeiterklasse nach einem echten Kampf gegen die Angriffe der Regierung
ablenken.

Die Streiks der Lehrer und Beschäftigten in Tamil Nadu sind Teil eines
wachsenden Auflebens des internationalen Klassenkampfs in Nordamerika,
Mexiko, Europa, Sri Lanka, Bangladesch und vielen anderen Staaten. Die
Streikenden müssen mit den Gewerkschaften brechen und sich mit Arbeitern in
ganz Indien, Südasien und der Welt verbünden. Sie müssen auf die Lehrer in
den USA und überall auf der Welt zugehen, die ebenfalls für bessere Löhne,
Arbeitsbedingungen und Grundrechte kämpfen.

Um ihre Kämpfe fortzuführen, sollten die Lehrer und Staatsbeschäftigten von
Tamil Nadu dem Beispiel der mexikanischen Autoarbeiter und der sri
lankischen Plantagenarbeiter folgen und ihre eigenen, von den
Gewerkschaften unabhängigen Aktionskomitees aufbauen. In diesen Komitees
können die Arbeiter demokratisch diskutieren und ihre eigenen Forderungen
und Arbeitskämpfe beschließen und das antikapitalistische und
internationale politische Programm annehmen, auf dem ihr Kampf basieren
muss.

Dabei ist es entscheidend, die nationalistische Politik der KPM und der KPI
zurückzuweisen. Diese stalinistischen Organisationen haben keine
grundlegenden Differenzen mit der Hindu-kommunalistischen BJP und der
AIADMK. Deren Ziel ist es, diese Parteien durch "alternative"
kapitalistische Regierungen entweder mit der Kongresspartei oder durch
Bündnisse aus diversen rechten regionalen Parteien abzulösen, um Indien
durch verschärfte soziale Angriffe auf die Arbeiterklasse attraktiver für
das Großkapital zu machen.
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graswurzelrevolution Nr. 435, Januar 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Fünf Jahre Räterepublik

Fünf Thesen zur Bayerischen Revolution 1919

von Simon Schaupp



Die Bayrische oder Münchner Räterepublik war im April 1919 der vier
Wochen währende Versuch, in dem im November 1918 gegründeten Freistaat
Bayern eine sozialistische Republik nach rätedemokratischem Muster zu
verwirklichen. Die Regierung der Räterepublik war zunächst geprägt von
anarchistischen und pazifistischen Intellektuellen, unter ihnen Gustav
Landauer, Erich Mühsam, Ret Marut und der Nachfolger Kurt Eisners im
Vorsitz der USPD, Ernst Toller, - später von KPD-Mitgliedern. Die
Ausrufung des Freistaats Bayern war im Zuge der Novemberrevolution
erfolgt, die das Ende des Ersten Weltkriegs eingeläutet und das
gesamte Deutsche Reich erfasst hatte (vgl. GWR 434). Ende 1918 waren
Kaiser Wilhelm II., der bayerische König und die anderen Monarchen der
deutschen Teilstaaten gestürzt worden. In ganz Deutschland hatten sich
revolutionäre Arbeiter- und Soldatenräte gebildet. Die dieser
Revolution folgende Entwicklung führte nach bürgerkriegsähnlichen
Kämpfen zur Zerschlagung der Rätestrukturen.

Den folgenden Artikel von Simon Schaupp veröffentlichen wir als
Vorabdruck aus dem von Anna Leder und Andreas Pavlic herausgegebenen
Buch "Die Rätebewegung in Österreich. Von sozialer Notwehr zur
konkreten Utopie"(1). (GWR-Red.)


Im Frühjahr 2019 jährt sich die bayerische Räterepublik zum
hundertsten Mal. Im Zuge dessen kommt es zu einigen neuen
Publikationen zu diesem Thema, die durch eine interessante
Übereinstimmung auffallen. In mehreren dieser Bücher wird das Bild von
der Räterepublik als Phantasieprodukt einer Handvoll spleeniger
Literaten verbreitet. Bereits die Titel der entsprechenden Werke
sprechen dabei Bände. Allen voran: "Träumer. Als die Dichter die Macht
übernahmen" (Weidermann 2017).


These I: Die Revolution war ein Produkt der
Selbstorganisation der Proletarisierten, nicht der Phantasie von
Dichtern

Eigentlich versteht sich von selbst, dass die Vorstellung abwegig ist,
die Schriftsteller hätten die Revolution, die als historisches
Ereignis ja nicht abgestritten werden kann, quasi herbeigedichtet.
Einen wichtigen Grund hat diese immer wiederkehrende Implikation aber
in der unausgewogenen Quellenlage, in der Schriftsteller_innen weit
überproportional vertreten sind. Der Hauptgrund dafür liegt in eben
jenen Umständen, welche die Revolution zu beseitigen suchte: Der
immensen materiellen und kulturellen Ungleichheit.

Während am Anfang des 20. Jahrhunderts die Abkömmlinge des Bürgertums
unvergessliche Kulturwerke schaffen, können die Proletarisierten oft
noch nicht einmal lesen und schreiben. Und selbst wenn sie es können,
dann bleibt nach einem zehnstündigen Arbeitstag kaum mehr die Zeit
Memoiren zu verfassen.

Die Tatsache, dass also fast alle Augenzeugenberichte aus der Zeit der
Räterepublik aus bürgerlichen Quellen stammen, führt, zusammen mit dem
endgültigen Versäumnis einer systematischen Befragung proletarischer
Zeitzeugen, zu ernsthaften Problemen in der Geschichtsschreibung. Denn
der Großteil des Bürgertums bringt, wie es zum Beispiel in den immer
wieder neuaufgelegten Tagebüchern des Privatgelehrten Viktor Klemperer
heißt, der Revolution "nicht die geringste Sympathie" entgegen
(Klemperer 1919, S. 25).

Eine politisch-historische Untersuchung der Räterepublik kommt dagegen
nicht um ein gewisses Maß an Sozialgeschichte herum. Bei einer solchen
Analyse können die Proletarisierten nicht nur als Statist_innen im
Hintergrund dienen, sondern müssen als die wesentlichen politischen
Akteure der Ereignisse ins Zentrum gerückt werden.

Ein zentraler Faktor für das Revolutionär-Werden dieser Massen ist
ihre materielle Not am Ende des Ersten Weltkriegs. Spätestens seit dem
sogenannten 'Kohlrübenwinter 1916/17' herrschen in ganz Europa
Hungersnöte. Ein Großteil der verfügbaren Nahrungsmittel wird zur
Verpflegung der Armeen an der Front reserviert, so dass für die
Bevölkerung in den Städten nur wenig übrigbleibt. Das
Gesundheitsministerium registrierte bis Ende 1918 im Deutschen Reich
763.000 Todesfälle aufgrund von Hunger und Unterernährung.

Zum Hunger kommt jedoch eine weitere Plage hinzu, die insbesondere die
Proletarisierten trifft: Die 'Spanische Grippe'. Allein in München
werden zwischen 25.000 und 30.000 Infizierte gezählt. Sogar die
Schulen bleiben aufgrund der Spanischen Grippe zeitweise geschlossen.
Die Pandemie fordert im Deutschen Reich etwa 300.000 Todesopfer.
Aufgrund des Krieges verbreitet sich die Seuche rasch über den
gesamten Erdball. Weltweit erliegen ihr zwischen 25 und 50 Millionen
Menschen. Damit ist die Seuche mit dem Ausbruch der Pest von 1348
vergleichbar. Die US-amerikanische Armee hat im Ersten Weltkrieg
ungefähr die gleiche Zahl an Infanterie-Soldaten durch die Grippe wie
durch Kampfhandlungen verloren, und allein in Indien sind mehr als 17
Millionen Menschen daran gestorben (Hieronimus 2006).

Nicht zuletzt die Hungersnot und die Seuchen sind es, die den
Proletarisierten Europas die Begeisterung für den Krieg endgültig
austreibt. Sie haben genug von der Verschwendung von Menschenleben und
Wohlstand, von Krankheit und Tod.

So kommt es ab 1916 zu immer größer werdenden Hungerdemonstrationen,
die teilweise in gewaltsame Ausschreitungen ausarten. In dieser
Situation versuchen Pazifist_innen und Linke den Zorn auf den
Obrigkeitsstaat und dessen Krieg zu lenken, in dem sie die Ursache für
die Not ausmachen. So agitieren sie im Januar 1918 für einen
reichsweiten Streik der Munitionsarbeiter_innen, um einen sofortigen
Frieden zu erzwingen.

Im Zuge der Vorbereitung des "Januarstreiks" werden in den Münchner
Rüstungsbetrieben unter Anführung von Sarah Sonja Lerch und Kurt
Eisner - beide von der sozialistischen Unabhängigen
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (USPD) - Massenversammlungen
der Arbeiter_innen abgehalten.

Gegen den Widerstand der Sozialdemokratie entscheiden sich die
Arbeiter_innen für den Streik, der eine einzige Forderung stellt:
sofortigen Frieden. Damit kommt es zur ersten Form einer
revolutionären Selbstorganisation der Proletarisierten.

Der Streik, an dem im gesamten Deutschen Reich hunderttausende
Arbeiter_innen teilnehmen, wird unter Einsatz von Polizei und Militär
niedergeschlagen. Sarah Sonja Lerch stirbt nach ihrer Verhaftung unter
ungeklärten Umständen im Gefängnis.

Viele der für die Beendigung des Krieges Streikenden werden zur Strafe
zum Militär eingezogen. Die entstehenden Strukturen der
Selbstorganisation, revolutionäre Obleute und erste
Arbeiter_innen-Räte bleiben jedoch erhalten und agieren trotz der
Repression weiter (Gerstenberg 2018).

Die zweite Stufe der Selbstorganisation wird erreicht, als sich
Soldaten massenhaft den Revolutionär_innen anschließen. Aufgrund
dieses Zusammenschlusses wird eine Friedensdemonstration am
7. November 1918 nicht niedergeschlagen, sondern mündet in den Sturz
der Wittelsbacher Monarchendynastie, die zuvor über 738 Jahre in
Bayern regiert hat. Noch in derselben Nacht konstituieren sich
formelle Arbeiter- und Soldatenräte und wählen Kurt Eisner zum
Ministerpräsidenten.

Sofort nach dem Umsturz versuchen die Revolutionär_innen, die
Selbstorganisation auf eine dritte zentrale Gruppe auszuweiten: Die
Bauernschaft. Aus dem Bayerischen Bauernbund soll ein Bauernrat
hervorgehen. Hier kommt die Selbstorganisation jedoch bald an ihre
Grenzen. Die Industriearbeiter_innen und die Soldaten haben den
Vorteil, dass sie ihrer Tätigkeit ohnehin in riesigen
Massenorganisationen nachgehen, in denen Agitation und revolutionäre
Organisierung einigermaßen leicht sind. Die Bauernschaft ist dagegen
über weite Distanzen verteilt, was die Kommunikation und damit auch
die Organisierung deutlich erschwert.

Eisner strebt in seiner Regierung, an der er auch seine Feinde aus der
SPD an zentralen Stellen beteiligt, einen Kompromiss zwischen
Parlamentarismus und Rätedemokratie an. Die Sozialdemokratie versucht
jedoch systematisch, die Selbstorganisation der Proletarisierten
auszuhebeln und den alten monarchistischen Staatsapparat zu erhalten.
Als Eisner von einem Rechtsextremen ermordet wird, eskaliert der
Konflikt. Der Landtag flieht, wodurch der Rätekongress die
Regierungsmacht faktisch allein in den Händen hält. Als auffliegt,
dass die Sozialdemokratie in Nürnberg eine gegenrevolutionäre
Koalition mit den rechten Parteien DDP und BVP schmiedet, wird der
Bruch vollständig vollzogen. Mit massiven Demonstrationen und
Ankündigung eines Generalstreiks, erzwingen revolutionäre
Arbeiter_innen und Soldaten die Ausrufung einer reinen Räterepublik am
7. April 1919. Eine Woche später wagt die Sozialdemokratie im Bund mit
bürgerlichen und rechtsextremen Kräften einen Putsch. Die
provisorische Räteregierung ist weitgehend paralysiert. Wieder sind es
die Betriebs- und Soldatenräte, die in spontaner Selbstorganisation
eine revolutionäre Selbstverteidigung aufstellen und den Putsch
niederschlagen (Schaupp 2017).

In zeitgenössischen Texten wird das Modell der Rätedemokratie immer
wieder dem "Parteiführertum" entgegengestellt. Anstelle
professioneller Politiker_innen sollen die Proletarisierten aus ihren
Betrieben oder Kasernen Delegierte wählen, die sie persönlich kennen.
Diese werden zwar meist nicht mit imperativen Mandaten ausgestattet,
können aber jederzeit abberufen werden, wenn sie sich von ihrer Basis
entfremden. Nach demselben Prinzip delegieren die jeweiligen Räte dann
weitere Beauftragte für spezifische Angelegenheiten oder höhere
Koordinationsebenen. Das einzige Mal, dass dieses Prinzip bundesweit
angewendet wird, ist der Reichskongress der Arbeiter- und
Soldatenräte, der vom 16. bis zum 21. Dezember 1918 in Berlin tagt.
Die Art und Weise wie die Delegierten bestimmt werden, bleibt dabei
den lokalen Räten überlassen. Als Faustregel gilt, dass auf etwa
200.000 Einwohner_innen ein Delegierter kommt. Aus den Soldatenräten
soll ein Delegierter auf jeweils 100.000 Militärangehörige gewählt
werden (Vollzugsrat 1918). Da jedoch die Mehrheit der Delegierten
Sozialdemokraten sind, bleibt der aus der Versammlung gewählte
Zentralrat während der folgenden Wochen der revolutionären Kämpfe in
ganz Deutschland inaktiv. Er erhebt auch keinerlei Einspruch gegen die
sukzessive Zerschlagung der Rätestrukturen. Am 4. Februar 1919
überträgt er seine nominelle Macht dann vollends an die Weimarer
Nationalversammlung und wird aufgelöst. In Bayern existieren
allerdings für ungefähr ein halbes Jahr tatsächlich funktionierende
Rätestrukturen.

Bezüglich der Akteure der Revolution lässt sich also folgendes
feststellen:

Richtig ist, dass unter den führenden Köpfen der Räterepublik eine
erstaunlich hohe Anzahl von Literaten vertreten war. Da man in diesen
Positionen sonst eher an Großindustrielle und Militärs gewohnt ist,
war diese Tatsache damals - und scheint es heute noch - irritierend.

Diese Literaten, zu denen Kurt Eisner, Ernst Toller, Gustav Landauer,
Erich Mühsam und andere zählen, hätten die Revolution aber kaum
herbeischreiben können. Stattdessen stützen sie sich auf eine Basis
von kämpfenden Arbeiterinnen und Arbeitern, die diesen Intellektuellen
genau deshalb vertrauen, weil sie sich in deren Schriften besser
verstanden fühlten als in den Erlassen des besiegten
Obrigkeitsstaates. Die Räterepublik war also keine Phantasie von
Literaten, sondern Produkt der Selbstorganisation der
Proletarisierten.


These II: Frauen waren an wichtigen Stellen an der
Revolution beteiligt, wurden dann aber zurückgedrängt

Mehr noch als Männer waren Frauen von den materiellen Nöten des
Krieges betroffen. Zu den allgemeinen Gefahren kommt bei ihnen noch
eine besondere Arbeitsbelastung hinzu: Erwerbslose Frauen und Mädchen,
Hausfrauen und Mütter sind an die "Arbeitsfront" beordert worden. Das
Verbot von Frauenarbeit im Bergbau war zwischenzeitlich aufgehoben
worden. Besonders stark hat der Anteil von Arbeiterinnen in der
Rüstungsindustrie zugenommen. Die Munitionsarbeiterinnen drehen
Patronenhülsen und fräsen Gewinde für Granaten und Sprengminen. Ihr
Lohn ist dabei im Durchschnitt um die Hälfte niedriger als derjenige
ihrer Kollegen. Hinzu kommt freilich nach wie vor die
Reproduktionsarbeit im Haushalt. Einige Frauen in den
Rüstungsbetrieben verüben kleine Sabotageakte. Sie füllen zu wenig
Sprengstoff in die Granaten, sodass die Zünder nicht heranreichen, sie
machen die Zünder unbrauchbar oder lassen aufrührerische Flugblätter
auf den Toiletten liegen (Gerstenberg 2018). Immer wieder finden in
München Frauendemonstrationen für den Frieden statt, während des
Januarstreiks waren sie maßgeblich an der revolutionären Agitation
beteiligt. Am 16. Dezember 1918 wird in München die
strömungsübergreifende linke Frauenplattform "Bund sozialistischer
Frauen" (BSF) gegründet. Auf Initiative des BSF hin wird dem
Ministerium für soziale Fürsorge am 11. Februar 1919 ein eigenes
Referat für Frauenrecht angegliedert. Es nimmt im Wittelsbacher Palais
seine Arbeit auf. Der Bund schlägt für die Leitung des Referates die
parteilose Sozialistin Gertrude Baer vor. Unter ihr beschäftigt sich
das Referat hauptsächlich mit der Arbeitssituation von Frauen, die
aufgrund der zahlreichen männlichen Frontheimkehrer mit
Massenentlassungen konfrontiert sind. Baer gerät immer wieder in
Konflikt mit ihrem Vorgesetzten, dem Sozialminister Unterleitner. Sie
hat es nicht nur schwer weil sie eine Frau ist, sondern auch ihre
Parteilosigkeit ist dem Sozialdemokraten ein Dorn im Auge. So wird das
Referat bereits Anfang April 1919 wieder aufgelöst (Sternsdorf-Hauck
1989).

Auf Druck der Frauen wird zunächst das Gesinderecht aufgehoben, das
Hausherr_innen die Verfügungsgewalt über die komplette Lebensführung
ihrer Hausangestellten zugesprochen hatte. Dem BSF gehen die neuen
Regelungen jedoch noch nicht weit genug. Er problematisiert den Status
der Dienstmädchen und der weiblichen Hausarbeit grundsätzlich. Heymann
schreibt in einem Artikel, dass es generell unter der Würde des
Menschen sei, einen anderen bedienen zu müssen. Sie fordert
"Zentralhaushaltungen" mit vielen Familienwohnungen, in denen Essen,
Heizung, Wäsche und so weiter gemeinsam geregelt werden. Auch Krippen,
Kindergärten und Horte sollten an diese Haushalte angeschlossen sein.
Die Arbeiten sollen weiter von Hausangestellten ausgeführt werden,
allerdings unter geregelter Arbeitszeit und gegen gute Bezahlung.
Außerdem müsse der höchste Stand der Technik eingesetzt werden, wie
zum Beispiel "Vacuummaschinen zum Reinigen der Wohnungen." Die
Vorschläge zielen darauf ab, dass Hausangestellte sich fortan weigern
sollen, in Einzelhaushalten zu dienen. Neben dem Nutzen für alle
Beteiligten sei ein solches Modell auch ökonomisch wesentlich
vernünftiger, da es immense Kosten einspare. "Der kapitalistische
Staat hat abgewirtschaftet", schließt sie ihren Artikel. "Wir gehen
mit Riesenschritten der Sozialisierung entgegen." (zit. n.
Sternsdorf-Hauck 1989, S. 33)

Feministische Erfolge gibt es auch auf einem anderen Gebiet. Als
Maßnahme gegen konterrevolutionäre Aktivitäten wird in der
Räterepublik ein Revolutionstribunal eingerichtet. Darin werden
erstmals Frauen als Richterinnen zugelassen. Bisher durften diese zwar
Jura studieren, nicht aber als Juristinnen arbeiten. Das bayerische
Revolutionstribunal ist damit das erste deutsche Gericht, in dem
Frauen als Richterinnen arbeiten. Darüber hinaus beantragt die
Referentin für Frauenrecht im Ministerium für soziale Fürsorge bei
Delikten, die von Frauen begangen worden sind oder in denen Frauen als
Klägerinnen auftreten, eine paritätische Besetzung des Gerichts mit
Männern und Frauen. Während seiner gesamten Tätigkeit verhängt das
Tribunal kein einziges Todesurteil und nur wenige Freiheitsstrafen,
weshalb es als relativ harmlos gilt. Ein weiterer Erfolg der Frauen
wird bereits unter Eisner erzielt: Erstmals in der Geschichte
Deutschlands erhalten Frauen das Wahlrecht.

Aber auch die Rätestrukturen selbst haben ein Problem mit männlicher
Dominanz. Auf der Frauenkonferenz der USPD hält die Frankfurter
Revolutionärin Toni Sender eine Rede, die die Rolle von Frauen in der
Revolution anschaulich beschreibt: "In den Arbeiterräten selbst fanden
wir nur eine ganz spärliche Anzahl weiblicher Vertreter, die in gar
keinem Verhältnis stand zu der Anzahl der erwerbstätigen Frauen. Aber
gar erst in den Vollzugsausschüssen: Dort war nur in den
allerseltensten Fällen eine weibliche Delegierte aufzufinden." Eine
solche patriarchale Struktur der Räte widerspreche jedoch ihrem
demokratischen Grundgedanken. So wirft sie ihren ebenfalls anwesenden
männlichen Genossen vor: "Die Räte können nur dann Ausdruck des
Massenwillens werden, was sie ja sein sollen, wenn das Recht der
Mitwirkung und Mitbestimmung nicht für eine ganze Hälfte des
Proletariats toter Buchstabe bleibt. Als Sozialisten verlangen wir ja
grundsätzlich das Recht der sozialen und menschlichen
Gleichberechtigung, über das Recht politischer Gleichberechtigung
hinaus. Wie wollten wir das verkennen, dass die Frauen am besten
selbst die Sachverwalter ihrer eigenen Interessen sein werden."
Deshalb, erklärt Sender, müsse es eigene Frauenräte geben (Sender
1920).

Auch auf einer Sitzung des Gesamträtekongresses in München fordert der
BSF die Errichtung eigener Frauenräte. Der Antrag wird aber nur von
den Linksradikalen unterstützt, so dass es zu keiner formalen
Repräsentation der Frauen kommt.

Darüber hinaus gibt es in der vierten Phase der Revolution einen
regelrechten antifeministischen Backlash unter den Linken. Während
vorher Frauen an führenden Stellen in den revolutionären
Organisationen vertreten waren, werden sie nun wieder zurückgedrängt.
So setzt Eugen Leviné in der Münchner KPD durch, dass Frauen keine
Parteiverlautbarungen mehr unterzeichnen dürfen und aus Führungsposten
entfernt werden (Schaupp 2017). Zusammenfassend kann festgehalten
werden: Frauen waren, insbesondere in der Frühphase, führend an der
Revolution beteiligt und wurden später gezielt zurückgedrängt.


These III: Die Räterepublik war nicht auf München
beschränkt, sondern erstreckte sich über ganz Bayern

Für die bayerische Revolution hat sich Großteils der Name "Münchner
Räterepublik" eingebürgert. Dadurch wird der Eindruck vermittelt, die
Revolution habe nur in München stattgefunden. Tatsächlich war München
unbestreitbar das Zentrum der revolutionären Aktivitäten, aber die
Räterepublik erstreckte sich de facto über ganz Bayern. Es gab
Rätestrukturen bis in die kleinsten Provinzdörfer. Orte wie Bad
Aibling, Kolbermoor oder Urfeld waren revolutionäre Hochburgen.
Insgesamt lässt sich festhalten, dass die Rätebewegung vor allem an
denjenigen Orten stark ist, in denen Arbeiter_innen in
Industriebetrieben massenhaft zusammenarbeiten. Bereits am ersten Tag
nach dem Sturz der Monarchie erklären nicht nur alle bayerischen
Großstädte ihre Unterstützung des sozialistischen "Volksstaats".

Auch aus 32 kleineren Städten treffen begeisterte Telegramme ein. In
den folgenden Tagen wird sich die Rätebewegung in allen
Regierungsbezirken noch bis in die kleinsten Ortschaften ausbreiten
- und zwar ohne äußeres Eingreifen, sondern durch spontane
revolutionäre Aktionen der Arbeiter_innen, sowie lokalen
sozialistischen Parteien und Gruppen. In kaum einer dieser Ortschaften
werden dabei die Münchner Deklarationen einfach kopiert. Die lokalen
Machtverhältnisse werden auf je eigene Weise gegen die Widerstände der
örtlichen Eliten geändert. Die bis zu diesen Tagen so gut wie gar
nicht politisch repräsentierten proletarisierten Massen halten
plötzlich die Macht in den Händen. Allerdings bleiben die kommunalen
Verwaltungsapparate unter Eisner weitgehend unangetastet und die
monarchistischen Beamten walten weiter ihres Amtes (Seligmann 1998).

Später ist es die Nachricht von der Ermordung Eisners, die in ganz
Bayern eine Art zweite Revolution auslöst. Im unterfränkischen
Würzburg besetzt der Soldatenrat das Rathaus und ruft die
Räteregierung aus.

In Rosenheim wird die rote Fahne auf dem Rathaus gehisst und von einer
mehrere tausend Menschen umfassenden Menge der Rücktritt des
Bürgermeisters erzwungen. Das Rathaus wird von zweihundert Mann
Republikanischer Schutztruppe besetzt. Im oberbayerischen Ingolstadt
übernimmt der Arbeiter- und Bauernrat die Kontrolle über die
Verwaltung. In Schweinfurt werden Post- und Telegrafenamt durch
Mitglieder des Arbeiter- und Soldatenrats besetzt. Im oberpfälzischen
Leonberg zieht die Trauerdemonstration zum Schloss des verhassten
Grafen von der Mühle-Eckhart. Sein Schloss wird vollständig geplündert
und verwüstet. Der dazugehörige Park wird enteignet und für die
Bebauung mit kostenlosen Wohnungen für Arbeitslose vorgesehen. Die
Polizei wird vollständig entwaffnet. Im schwäbischen Augsburg
verwüstet noch am Tag des Mords eine wütende Menge die Redaktionen der
bürgerlichen Zeitungen, das Bischofspalais und das Justizgebäude.
Außerdem stürmen die aufgebrachten Arbeiter_innen das Gefängnis und
befreien alle Gefangenen. Der lokale Arbeiter- und Soldatenrat besetzt
alle öffentlichen Gebäude und stellt die bürgerlichen Zeitungen unter
Zensur (Seligmann 1998).

Die letztendliche Ausrufung der Räterepublik geschieht nicht etwa auf
Initiative Münchens, sondern vor allem auf Druck der
Industriearbeiterschaft in Nürnberg und Augsburg. Letztere droht an,
in den Generalstreik zu treten, bis die Räterepublik ausgerufen sei.
Zuvor hatten vor allem die Vereinigungen der Arbeitslosen diese
Forderung in täglichen Demonstrationen zum Ausdruck gebracht. Nun
schließen sich viele Arbeiter_innen- und Soldatenräte an.

Besonders wichtig für die Ausbreitung der Räterepublik in der Provinz
ist die Rolle der Bauernschaft. Diese war über die gesamte Zeit der
Revolution durch den Bayerischen Bauernbund (BBB) in den verschiedenen
Regierungen vertreten. Als am 4. April 1919 über die Ausrufung der
Räterepublik beraten wird, erklärt der Vertreter des BBB, dass die
Bauernschaft einer Räterepublik nur dann zustimmen werde, wenn
bäuerlicher Grundbesitz vorerst nicht sozialisiert werden würde. Da
die Teilnahme der Bauernschaft für alle Anwesenden zwingende
Voraussetzung ist, sieht sich die Versammlung gezwungen, die
Forderungen der Bauern anzunehmen. Während der Räterepublik selbst
stellt die Bauernschaft die Revolutionär_innen immer wieder vor
Probleme.

Viele Bauern haben Angst, dass die Kommunist_innen ihnen ihre Höfe
wegnehmen wollen. Durch die Kontrolle über die Nahrungsmittel stellen
die Bauern eine ernstzunehmende politische Macht dar, zudem ist nur
eine Minderheit von ihnen revolutionär eingestellt. So werden in der
vierten Phase der Revolution über München von einem Flugzeug aus
Flugblätter der sozialdemokratischen Gegenregierung abgeworfen. Diese
verkünden, dass die Bauernschaften von Franken, der Oberpfalz und dem
Ries eine Lebensmittelblockade gegen München verhängt haben.
Der Vorsitzende der Münchner KPD, Eugen Leviné, fordert, dass dieses
Problem nach dem russischen Vorbild gelöst werden müsse und
Strafexpeditionen die Bauern dazu zwingen sollen, wieder Lebensmittel
zu liefern. Tatsächlich wird von diesem Vorgehen aber wieder Abstand
genommen. So herrscht im revolutionären München bald eine Hungersnot
(Schaupp 2017).

Im Münchner Rätekongress wird die rätedemokratische Repräsentation der
Provinz immer wieder diskutiert. Einerseits sieht man sich aufgrund
der angespannten Lage, die immer schneller auf einen Bürgerkrieg
zusteuert, dazu gezwungen, im Zweifelsfall schnelle Entscheidungen zu
treffen.

Andererseits mahnen die Räte aus der Provinz immer wieder ihr
Mitbestimmungsrecht an. Meist wird dann versucht, einen Kompromiss
zwischen Agilität und Inklusivität zu finden.

Auch nach der Niederschlagung der Rätebewegung in München wird die
Rolle der Provinzstädte noch einmal deutlich: Die Reste der Roten
Armee ziehen sich ins südöstlich der Landeshauptstadt gelegene
Rosenheim und nach Kolbermoor zurück, wo es jeweils eine starke
revolutionäre Basis gibt. Dort kämpfen sie noch mehrere Tage weiter.
Insgesamt lässt sich also festhalten: Die Räterepublik war nicht auf
München beschränkt, sondern erstreckte sich über ganz Bayern.


These IV: Mit der Gegenrevolutionären Koalition erweckte die
Sozialdemokratie eine bereits besiegte Rechte wieder zum Leben

Zentraler Gegner der Revolution war in allen fünf Phasen die Führung
der Sozialdemokratie. (2) Die politische Rechte hat zu dieser Zeit
ihre Macht fast vollständig eingebüßt. Ihre zentrale Organisation war
im monarchistischen Deutschland das preußische Militär. Das aber hat
nach der deutschen Niederlage im Weltkrieg nicht nur seine materielle
Macht verloren, sondern auch sein Ansehen in der Bevölkerung fast
vollständig verspielt. Die SPD-Spitze um Erhard Auer sieht jedoch nach
dem Sturz der Monarchie in den Überbleibseln des monarchistischen
Verwaltungsapparats seinen zentralen Verbündeten für sein Anliegen,
Bayern in parlamentarische Bahnen zu lenken und die Rätedemokratie
auszuhebeln. Die Tatsache, dass Eisner nichts dafür tut, die
monarchistischen Beamten aus ihren Positionen zu ersetzen, gibt Auer
dabei den entscheidenden Vorteil. So schickt das Innenministerium
beispielsweise Antworten auf Anfragen und Beschwerden der lokalen Räte
in der Provinz nie an die anfragenden Räte selbst zurück, sondern auf
dem herkömmlichen Verwaltungsweg an die jeweiligen Magistrate.

Von Anfang an bereitet Auer aber auch schon die gewaltsame
Niederschlagung der Rätebewegung vor. Zu diesem Zweck gründet er
Weihnachten 1918 gemeinsam mit monarchistischen Militärs und
Vertretern des Münchner Bürgertums eine Bürgerwehr. Beteiligt sind
auch die Münchner Sektion des Deutschen Alpenvereins, sowie der
Turnerverein und verschiedene Studentenverbindungen. Erzbischof
Faulhaber will die Bürgerwehr zu gegebener Zeit durch das Läuten der
Münchner Kirchenglocken zum Kampf rufen lassen. Auer erklärt, dass er
als Innenminister die Polizei unter Kontrolle habe und sogar die
Polizeireviere zu Waffendepots für die Bürgerwehr umfunktionieren
könne. Es wird ein detaillierter Plan zur Besetzung wichtiger
öffentlicher Gebäude vorbereitet. Die SPD-Anführer Auer und Buttmann
scheuen sich nicht einmal davor, den Aufruf zur Bildung einer
gegenrevolutionären Bürgerwehr eigenhändig zu unterzeichnen und
überall in München plakatieren zu lassen. Später zwingt Eisner die
beiden Sozialdemokraten zwar dazu, ihre Unterschriften zu widerrufen,
die Bürgerwehr arbeitet aber im Geheimen weiter.

Auch vor einer Zusammenarbeit mit der präfaschistischen
Thule-Gesellschaft schreckt die SPD-Führung nicht zurück. Dabei
handelt es sich um einen vor allem antisemitisch motivierten
Geheimbund um den Esoteriker Rudolf Glauer. Dieser gründet sich zum
Kampf gegen den Linksruck in Bayern, für den sie eine jüdische
Verschwörung verantwortlich machen. Zunächst beschränkt sie sich auf
antisemitische Propaganda, dann gründet sie den "Kampfbund Thule" als
militärischen Arm ihrer Geheimgesellschaft. Später wird aus dieser
Terrorgruppe das Freikorps Oberland hervorgehen, das sich der
Bekämpfung von Revolutionär_innen in ganz Deutschland verschreibt. Ihr
erstes Ziel ist die Entführung Kurt Eisners und die Installation von
Erhard Auer als Ministerpräsident. Bei einer Rede Eisners in Bad
Aibling unternimmt sie den entsprechenden Versuch. Es ist jedoch eine
große Zahl linker Arbeiter aus dem nahen Kolbermoor anwesend, die
Eisner schützen. So misslingt die erste Gewaltaktion (Gilbhard 2015).

Später führt das ehemalige Thule-Mitglied Anton von Arco Valley ein
Attentat auf Eisner aus. Arco Valley wurde zuvor aus der
Thule-Gesellschaft ausgeschlossen, nachdem man dort herausgefunden
hatte, dass seine Großmutter Jüdin ist. Um seine antisemitische
Gesinnung zu beweisen, erschießt Arco Valley den Ministerpräsidenten.
Zu diesem Zeitpunkt ist die Spaltung zwischen Sozialdemokratie und
Linken bereits so weit fortgeschritten, dass letztere sofort davon
ausgehen, dass hinter der Ermordung Eisners nur Auer stecken könne.
Ein Linker stürmt in den Landtag und eröffnet das Feuer. Auer wird
schwer verwundet. Seinen Platz nimmt der nicht minder
gegenrevolutionär gesinnte Johannes Hoffmann ein. Während dieser
einerseits mit den Vertretern des Rätekongresses über eine neue
sozialistische Regierung verhandelt, leitet er gleichzeitig die
Bildung einer bürgerlichen Gegenregierung mit den bereits
ausgeschalteten rechten Parteien BVP und DDP ein. Nach der Ausrufung
der Räterepublik bildet er mit diesen in Bamberg eine Gegenregierung,
deren primäres Ziel der Sturz der Räte ist. Zunächst reaktiviert
Hoffmann die Pläne eines Putsches in München. Auch hier koordiniert
sich die Sozialdemokratie mit der Thule-Gesellschaft, die versucht,
die Räte zu infiltrieren und Informationen zu beschaffen. Der Putsch
scheitert jedoch an einem Koordinierungsfehler. Eigentlich hätten
gleichzeitig mit dem Losschlagen der Putschisten in München
gegenrevolutionäre Truppen von Ingolstadt aus auf die Landeshauptstadt
vorstoßen sollen. Diese Truppen werden dann aber nie in Bewegung
gesetzt (Schaupp 2017).

Daraufhin fragt Hoffmann beim Reichsmilitärminister, seinem
Parteigenossen Noske, um Entsendung der Reichswehr an. Da die
Reichswehr weitgehend demobilisiert wurde und die verbleibenden
Soldaten zu großen Teilen Revolutionäre sind, verbündet sich die
Sozialdemokratie für ihre Konterrevolution zudem mit den
rechtsextremen Paramilitärs der Freikorps. Der wichtigste
Freikorpsverband ist dabei der "Grenzschutz Ost".

Der Kommandant des Verbandes ist Oberst Franz Xafer von Epp, der
bereits als Kolonialsoldat in China an der Niederschlagung des
Boxeraufstandes und in Deutsch-Südwestafrika am Genozid an den Nama
und Herero teilgenommen hat. Nun zieht er auf dem Truppenübungsplatz
Ohrdruf in Thüringen mit der Unterstützung des sozialdemokratischen
Militärministers immer mehr reaktionäre Milizionäre zusammen. Er
findet seine Rekruten vor allem unter den Bauern und Studenten
(Seligmann 1998).

Finanziert werden die Freikorps vor allem mittels Spenden aus dem
Bürgertum. So wird es möglich, dass der Sold bei den reaktionären
Truppen doppelt so hoch ist wie bei der Roten Armee, was
schlussendlich für viele hungernde Männer den Ausschlag gibt, sich
ihnen anzuschließen. Für jeden "Bereitschaftstag" wird außerdem eine
zusätzliche Prämie von fünf Mark gezahlt, für jeden "Kampftag" zehn
Mark. Außerdem gibt es Prämien für jeden Gefangenen. Dieses
Provisionssystem trägt mit zur Brutalität der weißen Truppen bei. Um
gefahrlos zu "Kampftagen" zu kommen, beschießen sie immer wieder
unbewaffnete Arbeiter_innen oder nehmen wahllos Gefangene. Trotzdem
halten die Generäle die meisten ihrer Truppen für unzuverlässig, da es
immer wieder zu Desertionen kommt. Ein geheimer Befehl ordnet deshalb
strenge Kasernierung und häufiges Quartierwechseln in den besetzten
Städten an, um die "zersetzende Wirkung des Verkehrs mit der
Arbeiterbevölkerung" zu vermeiden (Wollenberg 1929, S. 95).

So kommt es während des Vorrückens der Reichswehr und Freikorps immer
wieder zu Massakern an der Zivilbevölkerung. Dies wird durch die
Regierung Hoffmann dadurch 'legalisiert', dass den gegenrevolutionären
Truppen befohlen wird, Revolutionär_innen an Ort und Stelle zu
erschießen.

In einem Offiziers-Handbuch zur Bekämpfung von "Spartakisten" heißt es
zudem: "Die Gruppen haben ihre Aufträge mit Gewalt durchzuführen,
jedes Verhandeln mit dem Feinde oder mit der Bevölkerung ist verboten.
Milde wird als Schlappheit, Gutmütigkeit als Unzuverlässigkeit der
Truppen gedeutet."

Deshalb müsse den Truppen auch, wann immer möglich, der Einsatz von
schwerem Kriegsgerät wie Flammenwerfern erlaubt werden. Am Ende wird
zusammengefasst: "Je schärfer die Mittel desto schneller der Erfolg."
Nach der Niederschlagung der Räterepublik und über tausend Toten
resümiert ein Kommandeur, diese Richtlinien hätten sich "voll
bewährt." (zit. n. Jones 2017, S. 311) Die Bürgerschaft zeigt sich den
gegenrevolutionären Truppen dankbar: ganze 690.000 Mark werden
gesammelt und sollen unter den Soldaten verteilt werden.

Zusammenfassend lässt sich also festhalten: Die Rechte war mit der
Niederlage des Deutschen Reichs im Weltkrieg weitgehend besiegt, wurde
aber von der Sozialdemokratie im gegenrevolutionären Bündnis wieder in
den Sattel gehoben.


These V: Die Niederschlagung der Räterepublik war die
Geburtsstunde des Nationalsozialismus

Mit den Freikorps und der Thule-Gesellschaft hat die SPD Kräften zur
Auferstehung verholfen, die eigentlich bereits besiegt schienen. Im
Falle der Thule-Gesellschaft geht die politische Ausrichtung jedoch
weit über das hinaus, was vor dem Ersten Weltkrieg im Deutschen Reich
an rechter Ideologie kursierte. Ziel der Gesellschaft ist es, der
"jüdischen Weltverschwörung" mit eigenen konspirativen Mitteln das
Handwerk zu legen. Zu diesem Zweck wollen die Geheimbündler eine
nationale Diktatur errichten, unter der schließlich alle Juden aus dem
Deutschen Reich vertrieben werden sollen - ein Vorhaben, das in der
bayerischen Bevölkerung einigen Anklang findet. Passend dazu bestimmt
der Bund die folgenden Wahlsprüche: "Halte dein Blut rein" und
"Bedenke, daß du ein Deutscher bist". Als Erkennungszeichen verordnet
Rudolf Glauer das von einem Strahlenkranz eingefasste Hakenkreuz und
das blanke Schwert. Der Gruß der Mitglieder bei ihren Treffen soll
"Heil und Sieg" lauten.

Zunächst macht sich die Thule-Gesellschaft antisemitische Propaganda
zu ihrer zentralen Aufgabe. Zu diesem Zweck kauft Glauer mit dem
Vermögen seiner Frau die Zeitung Münchner Beobachter. Unter seiner
Chefredaktion wird das Boulevardblatt zum Zentralorgan der
Thule-Gesellschaft, in dem diese gegen Juden und Revolutionäre hetzt.
Von den Behörden des jungen "Volksstaats" bleiben sie in ihren
Umtrieben zunächst ungestört. Als für den 12. Januar 1919
Landtagswahlen festgesetzt werden, sehen die Reaktionäre ihre Chance,
wieder die politische Oberhand zu gewinnen. So beauftragt der
Thule-Führer Glauer den Sportredakteur des Münchner Beobachters, Karl
Harrer, sich in einem obskuren "Freien Arbeiterausschuss" zu
engagieren, aus dem dann unter Harrers Vorsitz die Deutsche
Arbeiterpartei (DAP) entsteht. Wenig überraschend sind ihre
politischen Eckpfeiler, der völkische Nationalismus und der
Antisemitismus (Gilbhard 2015).

Als am 26. April 1919 das Versteck der Thule-Gesellschaft im Hotel
Vier Jahreszeiten auffliegt, wird unter anderem Rudolf Glauer
verhaftet. Im Hotel sind Dokumente und Ausweise der Räteregierung
gefälscht worden. Mehrere Thule-Agenten haben die kommunistische
Partei und die Rote Armee infiltriert und bespitzelt. Die Erkenntnisse
wurden direkt an die Gegenregierung in Bamberg weitergeleitet.
Außerdem sind systematisch Kämpfer für die Freikorps rekrutiert
worden. Einer der Verhafteten gibt an, Thule habe allein aus München
400 bis 500 rechte Kämpfer mobilisiert und mit gefälschten Papieren
nach Bamberg geschmuggelt. Nun werden Thule-Mitglieder und Spitzel im
Münchner Luitpoldgymnasium eingesperrt und sollen vor das
Revolutionstribunal gestellt werden. Damit ist es in München zur
ersten aktiven Auseinandersetzung der revolutionären Arbeiterbewegung
mit dem entstehenden Faschismus gekommen.

Als am 30. April 1919 Reichswehr und Freikorps auf München
vormarschieren und immer wieder Nachrichten von Massakern in der Stadt
kursieren, entschließen sich die Rotgardisten in der Luitpoldkaserne,
zehn dort festgehaltene Gefangene zu erschießen. Die meisten von ihnen
gehören zu den festgesetzten Thule-Mitgliedern. Später wird diese
einzige belegte Hinrichtung der Räterepublik als "Geiselmord"
firmieren.

Die Gegenregierung lässt verkünden, man habe die Leichen verstümmelt
aufgefunden und die abgeschnittenen Geschlechtsteile in Mülleimern
entdeckt. Als zwei Tage später herauskommt, dass es sich um eine Lüge
handelt, hat die Nachricht bereits ihre Wirkung getan. Besonders die
Freikorps, die sich der Thule-Gesellschaft verbunden fühlen, werden in
ihrem Hass noch weiter angestachelt. Vermutlich auch um ihre
Verbindung zu Thule zu demonstrieren, marschieren viele Freikorps in
München mit Hakenkreuzen auf ihren Stahlhelmen ein (Jones 2017). Am
4. August 1919 wird unter dem Namen Thule-Gesellschaft zur Erforschung
deutscher Geschichte und Förderung deutscher Art e.V. die
Geheimorganisation der rechtsextremen Konterrevolutionäre ins Münchner
Vereinsregister eingetragen. Fortan kann sie offiziell und legal ihrer
reaktionären Hetze nachgehen.

Am 1. Dezember 1919 wird das Kriegsrecht über München aufgehoben, aber
Bayern bleibt zunächst von einer reaktionären Militärjunta beherrscht.
Ein großer Teil der Freikorps wird in die Reichswehr übernommen. So
auch das Freikorps Epp, das bei der Niederschlagung der Räterepublik
am blutigsten vorgegangen ist und eine Vielzahl von Zivilisten und
Gefangenen wie Gustav Landauer ermordet hat. Wenig später bekommt das
Freikorps erneut die Chance, gegen die verhassten Kommunisten
vorzugehen, als es in der Märzrevolution 1920 gegen die Rote Ruhrarmee
eingesetzt wird.

Als in Bayern der Aufstieg des Nationalsozialismus beginnt, rühmen
sich Franz Xafer von Epp und seine Offiziere Röhm, Heß, Dietl, Frank
und Strasser, dass das Freikorps Epp eine der "Geburtszellen der
Bewegung" gewesen sei. Andere Freikorpseinheiten bilden sogenannte
Wehrverbände oder sie kommen bei paramilitärischen Verbänden wie dem
Stahlhelm oder der SA unter. Ehemalige Angehörige von Freikorps
betätigen sich zudem in "Einwohnerwehren" und machen mit politischen
Morden - unter anderem an Finanzminister Erzberger und
Reichsaußenminister Rathenau - von sich reden (Schaupp 2017).

Diejenigen Freikorpsverbände, die tatsächlich aufgelöst werden, sehen
sich von Arbeitslosigkeit bedroht und in ihrem militaristischen Stolz
gekränkt. Unter anderem deshalb kommt es im März 1920 zum Kapp-Putsch,
der aber nach fünf Tagen angesichts des erfolgreichen Generalstreiks
der Arbeiter_innen wieder zusammenbricht.

Im Nachklang dessen sorgt das Freikorps Epp gemeinsam mit der
rechtsextremen Einwohnerwehr Georg Escherich und dem Münchner
Polizeichef in Bayern für den Sturz der Sozialdemokratischen Regierung
unter Johannes Hoffmann. Neuer Ministerpräsident wird der rechte
Monarchist Gustav von Kahr. Dieser schließt alle Sozialdemokraten aus
der Regierung aus, startet eine Kampagne zur Ausweisung sogenannter
"Ostjuden" und weitet die Repressionen gegen Linke aus. So will er aus
Bayern eine "Ordnungszelle des Deutschen Reiches" machen. Zur selben
Zeit überführt Adolf Hitler die von der Thule-Gesellschaft ins Leben
gerufene DAP in die NSDAP. Aus der Thule-Zeitung Münchner
Beobachter wird der Völkische Beobachter, das Zentralorgan
der Nazis. Zusammenfassend kann also festgestellt werden: Die
Niederschlagung der Rätebewegung war die Geburtsstunde des deutschen
Faschismus.


Anmerkungen:

(1) Simon Schaupps Artikel ist ein Vorabdruck aus dem voraussichtlich
im Januar 2019 im Mandelbaum Verlag in Wien erscheinenden Buch: Anna
Leder, Andreas Pavlic (Hg.), Die Rätebewegung in Österreich. Von
sozialer Notwehr zur konkreten Utopie, ca. 250 Seiten, ca. 17 Euro,
ISBN 978385476-680-3

(2) Im Gegensatz zur Führung nahmen viele Mitglieder der SPD an
revolutionären Aktivitäten teil und hatten teilweise auch wichtige
Ämter in den revolutionären Organisationen inne.
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DOKUMENTATION/1595: ARD-alpha - Alte Archivfilme heute gesehen. Die Ballettschule, 3.2.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Januar 2019

alpha-retro spezial
Alte Archivfilme heute gesehen: Die Ballettschule

Sonntag, 3. Februar 2019 um 21.00 Uhr, ARD-alpha



Das neue Format "alpha-retro spezial" spürt besondere Archivfilme auf,
sucht noch einmal ihre Protagonisten oder Zeitzeugen und präsentiert
die Filme aus deren Sicht neu. Am Sonntag, 3. Februar 2019 um 21.00
Uhr in ARD-alpha läuft "Alte Archivfilme heute gesehen: Die
Ballettschule". Der Film ist nach Ausstrahlung 12 Monate in der BR
Mediathek abrufbar.

"Mit den Füßen fängt es an" ist eine Schwarz-Weiß-Dokumentation aus
dem Jahr 1955 über das Ballett der Bayerischen Staatsoper, entdeckt
für "alpha-retro" in ARD-alpha. Was ist aus den Mädchen des
Kinderballetts geworden? Über Social Media gelingt es, eines der
Mädchen zu finden: 63 Jahre später schaut sich die heute 74-jährige
Corinna Schott den Archivfilm an. Sie kommentiert ihn und lässt die
Zuschauer in "alpha-retro spezial" an ihren Erinnerungen teilhaben:
"Alte Archivfilme heute gesehen: Die Ballettschule". Im Anschluss ist
der Originalfilm "Mit den Füßen fängt es an" zu sehen (21.45 Uhr), die
Dokumentation "Der letzte Tanz" komplettiert den Ballettschwerpunkt in
ARD-alpha (20.15 Uhr).

Eine Putzfrau in den Trainingsräumen des Balletts der Bayerischen
Staatsoper? Daran kann sich Corinna Schott nicht erinnern. Dafür aber
an das mulmige Gefühl, das sie jedes Mal beschleicht, wenn sie über
den Hof der Bayerischen Staatsoper zu den Proben eilt. Denn das
Gebäude ist 1955 - zehn Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs -
noch immer nicht wiederaufgebaut und zeigt unverhüllt unzählige
Bombenschäden. Ein unheimlicher Ort, besonders für ein Kind. Corinna
Schott gibt Einblicke in den Ballettalltag von damals und beschreibt
die Veränderungen bis heute. Auch an die Menschen erinnert sie sich:
an die kleine Evi etwa, die an der Trambahnhaltestelle am
Nationaltheater flink über die Straße läuft, um nur ja nicht zu spät
zu den Proben zu kommen. An den umschwärmten Heino Hallhuber, der
später im Residenztheater den Erzengel Michael im "Brandner Kaspar"
gibt. Oder an den Ballettmeister Alan Carter, der an jenem Tag kleine
Tänzerinnen für ein neues Stück sucht. Im Ballett "Taubenflug" sollen
sie Täubchen darstellen.

Mit Anfang 20 entscheidet sich Corinna Schott, eine Familie zu gründen
- und damit gegen eine Bühnenlaufbahn. In den 60er-Jahren ist es für
Frauen noch schwer, Kinder und Karriere miteinander zu vereinbaren,
für eine professionelle Balletttänzerin allemal. Dennoch begleiten
Ballett und Tanz Corinna Schott ein Leben lang. Sie absolviert eine
pädagogische Ausbildung und gründet ihre eigene Ballettschule, die sie
vier Jahrzehnte lang leitet. Bis heute unterrichtet sie Kinder und
Jugendliche.


Die Sendungen im Einzelnen:

20.15 Uhr: Der letzte Tanz

Dokumentation, 2018

Sie haben meist schon als kleine Kinder mit dem Tanzen begonnen und
alles ihrer Leidenschaft geopfert: Wer professioneller Balletttänzer
werden will, darf an nichts anderes denken. Aber für viele ist mit
Ende Zwanzig die Karriere schon wieder vorbei. Können sich Tänzer
während ihrer letzten Spielzeit auf das Ende der Karriere vorbereiten?
Wie gehen sie mit der existenziellen Erfahrung um, in ein völlig neues
Leben ohne Tanz einzutreten? Und wovon werden sie ihre Miete bezahlen?
Ein Film über die große Wende im Leben eines Tänzers.
BR Mediathek: verfügbar bis 10. Februar 2019

21.00 Uhr: alpha-retro spezial

Alte Archivfilme heute gesehen: Die Ballettschule

Dokumentation, 2018

BR Mediathek: abrufbar 12 Monate nach Ausstrahlung

21.45 Uhr: alpha-retro: Ein Tag beim Ballett

Mit den Füßen fängt es an - Ein Tag im Ballett der Bayerischen
Staatsoper

Dokumentation, 1955

Gezeigt wird in diesem Film von 1955 ein Tag in den Trainingsräumen
des Balletts der Bayerischen Staatsoper, die damals noch nicht
restauriert war und unverhüllt die Bombenschäden aus dem Zweiten
Weltkrieg zeigte. Zuerst trainieren die Erwachsenen, danach die
Kleinen, also die Kinder von ungefähr sieben Jahren an. Zu diesen
jungen Mädchen kommt dann der Ballettmeister, er sucht für ein neues
Stück Tänzerinnen, die auf der Bühne kleine Tauben darstellen sollen.

 * 
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FEATURE/1188: Deutschlandfunk Kultur - Der Torwart als Spielmacher, 3.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Torwart als Spielmacher

Nur zwischen den Pfosten stehen war gestern

Von Stefan Osterhaus

Nachspiel. Feature

Sonntag, 3. Februar 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Bild hat sich innerhalb der letzten Jahre gewandelt: Galten früher
Torhüter mit guten Reflexen und großer Ausstrahlung als das Ideal, so
ist eine wichtige Komponente hinzugekommen, die für Torhüter einer
Revolution gleichkommt: das Mitspielen. Kaum ein Spitzenklub kann es
sich noch leisten, im Kasten nicht einen elften Feldspieler zu haben.
Mönchengladbachs Torwarttrainer Uwe Kamps hat in Marc-André ter Stegen
einen modernen Weltklassetorhüter ausgebildet, und auch der von ihm
trainierte Schlussmann der Schweizer Nationalmannschaft, Yann Sommer,
entspricht dem neuen Leitbild. Mit den gestiegenen Anforderungen
veränderte sich auch die Trainingslehre. Die Torwarttrainer bilden
mittlerweile einen ganz eigenen Berufsstand.

 * 
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MELDUNG/1833: Deutschlandfunk - Chikuni Radio in Sambia, 3.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Chikuni Radio in Sambia

Hörfunk unterm Moringa-Baum

Von Babette Michel

Deutschlandfunk 2016

Freistil

Sonntag, 3. Februar 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Radio ist das wichtigste Medium in Afrika. Radio heißt: Kontakt,
Information, Bildung und Entwicklung. Auch in Regionen, in denen die
Menschen ohne TV, Telefon und Internet leben. Im Süden Sambias
durchbricht eine Radiostation die Isolation von 250.000 Menschen vom
Volk der Tonga. Die Tonga leben im Umkreis von 60 Kilometern um die
Jesuiten-Mission in Chikuni, mit deren Hilfe das Radio gegründet
wurde. Radio von und mit der Bevölkerung: Nachrichten in der
Lokal-Sprache Chitonga, Beiträge über Gesundheit, Ernährung und
Gemeinschaftsleben, die das Schweigen über Krankheiten, Korruption und
Kriminalität brechen. Und durch "Radio Schools" wird Bildung zu
Kindern gebracht, die sonst nie eine Schule besuchen würden. Ein Radio
für alle.

 * 
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MUSIK/2823: BR-KLASSIK - "Fouco di gioia", berühmte Opernchöre, 3.2.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Januar 2019

Münchner Rundfunkorchester und BR-Chor - Sonntagskonzert

"Fouco di gioia" - berühmte Opernchöre

Chor des Bayerischen Rundfunks

Münchner Rundfunkorchester

Leitung: Ivan Repusic

Moderation: Maximilian Maier

Sonntag, 3. Februar, um 19.00 Uhr, BR-KLASSIK



"Fuoco di gioia" - Feuer der Freude - heißt es zu Beginn von Verdis
"Otello", wenn der siegreiche Titelheld nach Zypern heimkehrt. Dieses
Motto steht im übertragenen Sinn über dem gleichnamigen Konzert mit
dem Chor des Bayerischen Rundfunks und dem Münchner Rundfunkorchester
am Sonntag, 3. Februar, um 19.00 Uhr im Münchner Herkulessaal. Unter
der Leitung des Rundfunkorchester-Chefdirigenten Ivan Repusić
erklingt ein musikalisches Feuerwerk mit den berühmtesten Vorspielen
und Chören aus italienischen, deutschen und russischen Opern.
BR-KLASSIK überträgt live im Hörfunk und per Video-Livestream.

Neben beliebten Orchesterstücken wie der Ouvertüre zu Mikhail Glinkas
Oper "Ruslan und Ljudmila" und Richard Wagners Vorspiel zum 3. Akt aus
"Lohengrin" präsentieren der Chor und das Rundfunkorchester des BR die
bekanntesten Opernchöre wie den Gefangenenchor aus Giuseppe Verdis
"Nabucco", den Pilgerchor aus Richard Wagners "Tannhäuser" und den
Chor der Mädchen aus Tschaikowskys "Eugen Onegin".


Gastspiele in Kroatien und Slowenien

Einen Tag zuvor, am 2. Februar, gastieren Chor und Orchester mit
diesem Programm in der Concert Hall Vatroslav Lisinski in Zagreb, am
17. Juli 2019 kommt es in der Gallus Hall im Kultur- und
Kongresszentrum Cankarjev dom in Ljubljana nochmals zur Aufführung.


Programm

M. Glinka, Ruslan und Ljudmila - Ouvertüre

P.I. Tschaikowsky, Eugen Onegin" - "Mädchen, schöne Mädchen", Chor der
Mädchen aus dem 1. Akt

A. Borodin, Fürst Igor - "Polowetzer Tänze" aus dem 2. Akt

G. Puccini, Manon Lescaut - Intermezzo aus dem 3. Akt

R. Leoncavallo, Pagliacci - "Andiam! Andiam! Don, din, don, suona
vespero", Glockenchor aus dem 1. Akt

G. Puccini, Turandot - "Perché tarda la luna", Mondchor aus dem 1. Akt

G. Puccini, Madama Butterfly - Coro a bocca chiusa, Summchor aus dem
2. Akt

P. Mascagni, Cavalleria Rusticana - "Ah! Gli aranci olezzano",
Vorspiel und Chor der Landleute

G. Verdi, Otello - "Fuoco di gioia", Feuerchor aus dem 1. Akt

G. Verdi, Otello - Ballabili aus dem 3. Akt

G. Verdi, Macbeth - "Patria oppressa", Chor der schottischen
Flüchtlinge aus dem 4. Akt

G. Verdi, I vespri Siciliani - Ouvertüre

G. Verdi, Nabucco - "Va pensiero sull'ali dorate", Chor der gefangenen
Hebräer aus dem 3. Teil

R. Wagner, Lohengrin -Vorspiel zum 3. Akt

R. Wagner, Lohengrin - "Treulich geführt", Brautchor aus dem 3. Akt

R. Wagner, Tannhäuser - "Beglückt darf nun dich, o Heimat, ich
schau'n", Pilgerchor und Finale


Mitwirkende

Ausstrahlung

BR-KLASSIK überträgt das Konzert live im Hörfunk und im

Video-Livestream unter br-klassik.de/concert


Karten

20,- bis 62,- Euro (Schüler und Studenten 8,- Euro)

Erhältlich bei BRticket über www.shop.br-ticket.de oder Tel. 0800 /
5900 594 sowie über MünchenTicket www.muenchenticket.de oder Tel. 089
/ 54 81 81 81.

 * 
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GYNÄKOLOGIE/638: Selbstmord durch Pille - das ist falsch (idw)


Pressemitteilung des Berufsverbandes der Frauenärzte e.V. (BVF) und der

Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe e.V. (DGGG)

vereint im German Board and College of Obstetrics and Gynecology (GBCOG) - 28.01.2019

Selbstmord durch Pille - das ist falsch



Soeben hat das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte BfArM
einen Warnhinweis herausgebracht, dass die Verwendung hormoneller
Verhütungsmittel die Selbstmordgefahr erhöhen könnte (1). Das Institut
stützt sich auf einen Warnhinweis der Europäischen Arzneimittelagentur EMA
(2) und diese wiederum auf zwei dänische Kohortenstudien aus dem Jahr 2016
(3) und 2017 (4).

"Diese dänischen Studien haben so erhebliche methodische Fehler, dass sie
wertlos sind", erläutern Dr. med. Christian Albring, Präsident des
Berufsverbandes der Frauenärzte und Prof. Dr. med. Anton Scharl, Präsident
der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und Geburtshilfe, gemeinsam
Präsidenten des German Board and College of Obstetrics and Gynecology
(GBCOG).


Hier die wesentlichen Kritikpunkte:

1. Auswertung nur aus den Bevölkerungsregistern

Es wurden lediglich die Daten aus den dänischen Bevölkerungs- und
Gesundheitsregistern verwendet. Es wurden keine ärztlichen Diagnosen in
die Studie mit einbezogen. In diesen Studien wurde festgestellt, dass
Mädchen und Frauen, die aktuell hormonell verhüteten, häufiger
Antidepressiva bekamen (2,2% gegenüber 1,7%) als Mädchen und Frauen ohne
hormonelle Verhütung und dass in dieser Gruppe häufiger Selbstmordversuche
(0,15% gegenüber 0,18%) und Selbstmorde (0,0006% gegenüber 0,0019% pro
Jahr) auftraten.

2. Vergleich hormonelle Verhütung versus keine hormonelle Verhütung unvollständig

Junge Mädchen und Frauen, die hormonell verhüten, sind in der
überwiegenden Zahl sexuell aktiv. Man kann davon ausgehen, dass junge
Mädchen und Frauen, die nicht hormonell verhüten, in weit geringerem Maß
sexuell aktiv sind. Im Grunde genommen wurde also in beiden dänischen
Studien ein Vergleich gezogen zwischen sexuell aktiven und sexuell nicht
aktiven Mädchen und Frauen und zwar mit völlig unklaren Überschneidungen.

3. Arztkontakte - wer, wann, wie oft?

Hormonelle Verhütungsmittel sind verschreibungspflichtig. Es sind deshalb
regelmäßige Arztbesuche notwendig zur Verordnung und für
Kontroll-Untersuchungen. Von den Mädchen und Frauen in den dänischen Studien, die
keine hormonellen Verhütungsmittel verwendeten, ist unbekannt, ob und wie
häufig sie einen Arzt aufsuchten. Bei regelmäßigen Arztbesuchen können
auch weitere Diagnosen gestellt werden, von Bluthochdruck bis Depression.
Bleiben Arztbesuche aus, werden diese Erkrankungen später oder gar nicht
diagnostiziert.

In der Studie zur Depressivität wurden also junge Mädchen und Frauen mit
gesicherten, regelmäßigen Arztkontakten verglichen mit solchen, bei denen
nichts über mögliche Arztbesuche bekannt war.

4. Depressionen und Suizidalität von der Hormontyp und -dosis unabhängig

Wenn die Einwirkung der Hormone aus den Verhütungsmitteln eine depressive
Symptomatik verstärken würde, dann müssten bei Mädchen und Frauen, die
Arzneimittel mit einer höheren Dosierung erhalten, häufiger Depressionen
zu sehen sein. Das ist nicht der Fall. Die Verordnung von Antidepressiva
ist völlig unabhängig von der Hormondosis, die in den Verhütungsmitteln
verwendet wurde.

Zudem haben unterschiedliche Östrogene und Gestagene auf die Psyche sehr
unterschiedliche, teilweise gegensätzliche Wirkungen. Was das
Selbstmordrisiko angeht, so wäre zu erwarten, dass Verhütungsmittel, von
denen ein stärkerer Einfluss auf die Stimmung bekannt ist, zu einem
höheren Suizidrisiko führen. Das ist nicht der Fall. Die Erhöhung des der
Selbstmordgefahr ist unabhängig davon, welche Hormondosierungen, welche
Östrogen- und Gestagentypen verwendet wurden.

Alle diese Faktoren sprechen dafür, dass es sich lediglich um einen
zeitlichen Zusammenhang zwischen hormoneller Verhütung, Verordnung von
Antidepressiva bzw. Suizidalität handelt, dass aber keine ursächlichen
Zusammenhänge bestehen.

5. Depressivität - zu selten diagnostiziert

Depressionen treten bei Jugendlichen und jungen Frauen in einer Häufigkeit
von über 10% auf, wie eine sehr sorgfältige Studie des
Robert-Koch-Instituts gezeigt hat (5). Aber sie können nur diagnostiziert und
behandelt werden, wenn sich die Erkrankten bei einem Arzt vorstellen. Da
der Krankheitswert der Depression oft gar nicht von den Betroffenen selbst
erkannt wird, wird die Diagnose häufig anlässlich eines Arztkontaktes aus
einem anderen Grund gestellt. In der dänischen Studie von 2016 nahmen 2,2%
der Frauen, die hormonell verhüteten, Antidepressiva ein, dagegen nur 1,7%
derer, die nicht hormonell verhüteten. Auch wenn die Verordnung eines
Antidepressivums nicht bei allen depressiven Erkrankungen indiziert ist,
kann man aus diesen Zahlen vermuten, dass bei Frauen, die sich nicht bei
einem Arzt vorstellen, bei Weitem zu selten die Diagnose "Depressive
Erkrankung" gestellt wird.

6. Sexuelle Aktivität - explodierende Gefühle

Zu sexueller Aktivität gehören Leidenschaft, Verliebtheit und Liebe, aber
auch Kränkung, Verlassenwerden, Eifersucht, Gewalt, ebenso wie Konflikte
mit den Erziehungsberechtigten. Der Beginn der sexuell aktiven Zeit ist
als wesentlicher Auslöser für depressive Episoden bekannt.
Beide Studien ignorieren, dass die Verwendung hormoneller Verhütungsmittel
einen grundlegenden biographischen Einschnitt für junge Mädchen und Frauen
darstellt und vielfach den Beginn eines konfliktreichen Lebensabschnitts
markiert.

7. Selbstmord - Pille oder Gewalt?

Bei Jugendlichen, die einen Suizidversuch unternehmen, ist fast immer eine
Krisensituation vorausgegangen. Häufig werden Trennungen der Eltern,
Drogen- und Alkoholkonsum, Gewalt und sexueller Missbrauch als auslösendes
Ereignis angegeben (6).

Die dänische Studie aus 2017 ist nicht in der Lage, zwischen
Krisensituationen im Zusammenhang mit Partnerschaften und sexueller
Aktivität einerseits und hormoneller Verhütung andererseits zu
unterscheiden.

Fazit

"Die Zahlen aus den beiden dänischen Studien beschreiben einen zeitlichen
Zusammenhang, aber mehr auch nicht", erläutert Dr. med. Albring, Präsident
des Berufsverbandes der Frauenärzte. "Um die Frage zu beantworten, ob ein
Arzneimittel bestimmte Nebenwirkungen hervorruft, und um dabei zufällige
Zusammenhänge auszuschließen, muss man aufwendige, am besten doppelblinde
Studien durchführen, bei der weder Arzt noch Studienteilnehmer wissen, ob
sie ein Plazebo oder das Arzneimittel bekommen", erläutert Prof. Dr. med.
Anton Scharl, Präsident der Deutschen Gesellschaft für Gynäkologie und
Geburtshilfe. In solchen Studien, die es auch für hormonelle
Verhütungsmittel durchaus gibt, wurden bisher widersprüchliche Ergebnisse
gefunden, sowohl positive als auch negative Veränderungen. Es konnte aber
auch gezeigt werden, dass sich vor allem Frauen, bei denen bereits vor der
Behandlung eine depressive Verstimmung oder ein starkes prämenstruelles
Syndrom vorhanden war, die psychischen Symptome verstärken konnten -
andererseits aber kann eine geeignete hormonelle Verhütung bei schwerem
prämenstruellem Dysphorie-Syndrom auch hilfreich sein.

"Es gibt sehr unterschiedliche hormonelle Verhütungsmittel mit
Wirkstoffen, die sehr unterschiedlich auf die Psyche wirken können", wie
Prof. Dr. med. Diethelm Wallwiener, Sprecher des GBCOG, zusammenfassend
betont. Wenn ein Mädchen oder eine Frau unter einer bestimmten Art der
Verhütung Stimmungsveränderungen beobachtet, dann sollte sie das mit ihrer
Frauenärztin oder ihrem Frauenarzt besprechen, sodass eine andere,
möglichst ebenso zuverlässige Verhütung gefunden werden kann.
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ONKOLOGIE/1957: Leukämie-Therapie - Doppelt hält besser (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 28.01.2019

Leukämie-Therapie: Doppelt hält besser



Neue Krebsmedikamente sind ein Eckpfeiler der personalisierten Medizin.
Bei Blutkrebs verlangsamen sie oft nur das Fortschreiten der Krankheit und
können den Krebs selten ganz besiegen. Betroffene müssen solche
Medikamente daher dauerhaft einnehmen, verbunden mit schweren
Nebenwirkungen und hohen Kosten für das Gesundheitssystem. Eine neue
Studie am CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der ÖAW gemeinsam
mit der MedUni Wien zeigt, wie epigenetische Analysen und automatische
Mikroskopie helfen, vielversprechende Kombinationen von Medikamenten für
die Leukämie-Therapie zu finden und mögliche Einschränkungen zu
überwinden. Die Studie wurde in Nature Chemical Biology veröffentlicht.

(Wien, 28.01.2019) Viele neue Krebsmedikamente schalten gezielt einzelne
Eiweiße aus, die für das Wachstum von Krebszellen wichtig sind. Ein
Beispiel ist Ibrutinib, ein im Jahr 2014 zugelassenes, innovatives
Medikament für chronische lymphatische Leukämie. Diese Krankheit wird
durch unkontrolliertes Wachstum von Zellen des körpereigenen Immunsystems
verursacht. Es ist die häufigste Leukämie in der westlichen Welt.
Ibrutinib durchbricht den Kreislauf des ungebremsten Zellwachstums und
ermöglicht auch Hochrisiko-PatientInnen mit chronischer lymphatischer
Leukämie ein langes Überleben. Die PatientInnen müssen das Arzneimittel
jedoch jeden Tag einnehmen und dadurch oft schwere Nebenwirkungen
ertragen, wie zum Beispiel Fieber, Schmerzen und chronische Müdigkeit.

Um die Behandlung der chronischen lymphatischen Leukämie zu verbessern,
erforschen WissenschaftlerInnen die gezielte Kombination mehrerer
Krebsmedikamente. Sie suchen nach Medikamenten, die potenzielle
Schwachstellen der mit Ibrutinib behandelten Leukämiezellen ausnutzen
können. Das Ziel ist, die Leukämie so hart zu treffen, dass die Behandlung
in absehbarer Zeit ohne negative Auswirkungen abgesetzt werden kann.

In einer gemeinsamen Studie haben ForscherInnen des CeMM und der
Medizinischen Universität Wien eine Methode entwickelt, die es ermöglicht,
eine große Zahl von Medikamenten parallel und effektiv nach
vielversprechenden Kombinationen zu durchsuchen. Die Arbeit wurde am 28.
Januar 2019 in Nature Chemical Biology (DOI: 10.1038/s41589-018-0205-2)
veröffentlicht.

Die neue Methode kombiniert epigenetische Analysen mit einer Bestimmung
der Wirksamkeit diverser Medikamente auf einzelne Krebszellen. Sie
identifiziert charakteristische epigenetische Veränderungen in
Leukämiezellen von PatientInnen, die mit Ibrutinib behandelt werden und
bestimmt mittels automatischer Mikroskopie, welche Medikamente spezifisch
diese Leukämiezellen abtöten. Alle Experimente wurden mit Blut von
Leukämie-PatientInnen durchgeführt, das vor und während der Behandlung mit
Ibrutinib abgenommen wurde. Dies ermöglichte die gezielte Suche nach
Ibrutinib-induzierten Schwachstellen in den Leukämiezellen.

Christoph Bock, Forschungsgruppenleiter am CeMM, betont die Relevanz für
die personalisierte Medizin: "Um den Krebs in Schach zu halten, braucht es
oft mehrere Medikamente gleichzeitig. Die Suche nach solchen
Kombinationstherapien umfasst leider viel Versuch und Irrtum. Deshalb
haben wir eine Methode entwickelt, mit der wir gezielt priorisieren
können, was wahrscheinlich funktionieren wird. Die ersten Ergebnisse bei
chronischer lymphatischer Leukämie sind vielversprechend, und ich bin
überzeugt, dass unsere Methode zur Entwicklung personalisierter Therapien
für Leukämie und andere Krebsarten beitragen wird."

Ulrich Jäger, Professor für Hämatologie an der MedUni Wien und Leiter der
Klinischen Abteilung für Hämatologie und Hämostaseologie am AKH Wien hebt
den medizinischen Kontext der neuen Methode hervor: "Die Behandlung von
Leukämien mit einem einzelnen Medikament birgt das Risiko von Resistenzen
und Therapie-Versagen. Eine neue Methode zur gezielten Entwicklung von
Kombinationstherapien ist daher in der Tat ein wichtiger Beitrag zur
Krebsforschung. Außerdem unterstreicht die aktuelle Studie die Wichtigkeit
der Zusammenarbeit zwischen CeMM und der MedUni Wien für die Übersetzung
von Labor-Ergebnissen in die Klinik."

Giulio Superti-Furga, Wissenschaftlicher Direktor des CeMM und Professor
für Medizinische Systembiologie an der MedUni Wien fasst zusammen: "Die
Studie ist ein schönes Beispiel für die translationale Medizin und das
Potential der Grundlagenforschung für die klinische Praxis. Kurz gesagt
präsentiert das Paper einen relevanter Schritt in Richtung
personalisierter Onkologie."

Die Studie "Combined chemosensitivity and chromatin profiling prioritizes
drug combinations in CLL" erschien am 28.01.2019 in Nature Chemical
Biology. DOI: 10.1038/s41589-018-0205-2
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DROGEN/375: Komasaufen - Gesundheitsminister Garg und DAK-Gesundheit starten Kampagne "bunt statt blau" 2019 (DAK)


DAK-Gesundheit - 31. Januar 2019

Gesundheitsminister Heiner Garg startet DAK-Kampagne "bunt statt blau" 2019 in Schleswig-Holstein

11.000 Schulen können bundesweit am Plakatwettbewerb zur Alkoholprävention teilnehmen



Kunst gegen Komasaufen: Unter diesem Motto starten Gesundheitsminister
Heiner Garg und die DAK-Gesundheit die erfolgreiche Kampagne "bunt
statt blau" 2019 zur Alkoholprävention im Norden. Der Plakatwettbewerb
für Schüler zwischen zwölf und 17 Jahren findet zum zehnten Mal statt.
Bundesweit sind 11.000 Schulen zur Teilnahme eingeladen. Hintergrund:
2017 kamen bundesweit 21.721 Kinder und Jugendliche mit einer
Alkoholvergiftung in deutsche Krankenhäuser, 2,6 Prozent weniger als
im Vorjahr. Damit ist die Zahl der betroffenen Kinder und Jugendlichen
wieder leicht gesunken. Experten fordern dennoch weitere Aufklärung
über die Risiken des Rauschtrinkens.

Beim sogenannten Komasaufen gab es 2017 in Schleswig-Holstein mit 681
betroffenen Kindern einen Anstieg von drei Prozent. "Eine regionale
Alkoholprävention ohne erhobenen Zeigefinger bleibt für uns
unverzichtbar, um Kindern und Jugendlichen die Gefahren von
Alkoholmissbrauch aufzuzeigen. Mit der Aufklärungskampagne 'bunt statt
blau' und der Unterstützung von Gesundheitsminister Heiner Garg
bringen wir das wichtige Thema Alkoholprävention in den Schulalltag",
erklärt Cord-Eric Lubinski, Leiter der DAK-Landesvertretung in
Schleswig-Holstein. "Die Aufklärung über die Gefahren eines riskanten
Alkoholkonsums gelingt mit dieser Aktion sehr gut. So kommen Schüler
und Lehrer bei dem schwierigen Thema Alkoholmissbrauch neu ins
Gespräch." Alle Schulen in Schleswig-Holstein sind eingeladen, das
Thema Alkoholmissbrauch im Unterricht zu behandeln und ihre Schüler
bis 29. März Plakate dagegen entwerfen zu lassen. Verbunden mit der
Kampagne ist die "Aktion Glasklar", die seit vierzehn Jahren Schüler,
Lehrer und Eltern über Alkohol aufklärt.

"Kinder und Jugendliche müssen so gestärkt werden, dass sie selbst
erkennen, dass sinnloses Betrinken weder cool noch schlau ist. Dabei
haben in erster Linie Eltern, Freunde und das Umfeld von jungen
Menschen eine Vorbildfunktion. Aber auch durch den Wettbewerb
beschäftigen sich Jugendlichen selbstständig mit dem Thema und lernen
voneinander, dass Rauschtrinken keine Probleme löst, sondern welche
schafft", so Minister Heiner Garg, der auch im Jahr 2019 die
Schirrherrschaft auf Landesebene übernommen hat.

Die Präventionskampagne feiert 2019 ihr zehnjähriges Jubiläum. Seit
2010 haben fast 100.000 Jungen und Mädchen mitgemacht. Nach einer
Studie des IFT-Nord erklärt die Mehrheit der Teilnehmer, sie hätten
durch "bunt statt blau" etwas über die Gefahren von Alkohol gelernt.
Da der Wettbewerb vor allem in den Klassen der Mittelstufe angeboten
wird, fällt er genau in die Phase, in der die meisten Schüler das
erste Mal Alkohol trinken oder probieren. "Wir wissen aus dem
Präventionsradar, dass die Einsteigerquote zwischen der sechsten und
siebten Jahrgangsstufe am höchsten ist und auch zwischen der siebten
und achten noch viele Erstkonsumenten hinzukommen", erklärt
IFT-Nord-Leiter Professor Reiner Hanewinkel.

Einsendeschluss für den Wettbewerb 2019 ist der 29. März. Anschließend
werden in allen 16 Bundesländern die besten Plakate ausgezeichnet. Im
Juni wählt eine Bundesjury mit der Drogenbeauftragten der
Bundesregierung, Marlene Mortler, und dem Vorstandsvorsitzenden der
DAK-Gesundheit, Andreas Storm, den Bundesgewinner aus allen
Landessiegern. Weitere Informationen und die Teilnahmebedingungen gibt
es unter: www.dak.de/buntstattblau.
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GENTECHNIK/288: Forschung zur Reparatur fehlerhafter genetischer Information (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 28.01.2019

Auf dem Weg zur risikoarmen Reparatur fehlerhafter genetischer Information

Forscher der Universität Tübingen entwickeln die RNA-Editierung weiter als
Grundlage für medizinische Therapien



Die Anwendung der Crispr/Cas-Methode beim Menschen, bei der mit einer Art
Genschere die Erbinformation DNA dauerhaft verändert wird, steht stark in
der Kritik. Zwar ist die Methode prinzipiell zur Gentherapie bei erblichen
Krankheiten geeignet. Wenn bei der Behandlung jedoch Fehler auftreten,
bleiben diese in der DNA verankert und werden an Nachkommen weitergegeben.
Professor Thorsten Stafforst vom Interfakultären Institut für Biochemie
der Universität Tübingen arbeitet gemeinsam mit seinem Team an einer
risikoärmeren Methode zur Reparatur fehlerhafter genetischer Information:
der RNA-Editierung. Dabei werden Änderungen jeweils nur an einer
Arbeitskopie der DNA vorgenommen, die zeitnah abgebaut wird. So bleibt
eine Behandlung zeitlich befristet. Die Forscher hatten bereits im Juli
gemeldet, dass sie an Zellkulturen im Labor Gendefekte mit hoher Effizienz
und Präzision ausgleichen konnten. Nun ist ihnen ein weiterer
entscheidender Schritt für die Nutzung der Methode als Therapie gelungen:
Statt künstliche Proteine zuzusetzen, können sie auf körpereigene Enzyme
zugreifen. Ihre Ergebnisse wurden in der Fachzeitschrift Nature
Biotechnology veröffentlicht.

In der DNA sind Bauanleitungen für unzählige Proteine als lange Abfolgen
von vier verschiedenen Buchstaben kodiert. Werden bestimmte Proteine in
der Zelle benötigt, wird der betreffende DNA-Abschnitt in ein chemisch
ähnliches RNA-Molekül umkopiert, die sogenannte Boten-RNA. Diese wandert
aus dem Zellkern ins Zellplasma, wo nach ihrer Anleitung das Protein
zusammengesetzt wird.

Stafforst und sein Team arbeiten unter anderem mit der erblichen
Stoffwechselerkrankung Antitrypsinmangel, die zu Leberzirrhose, Leberkrebs
oder einem Lungenemphysem führen kann. Ursache ist hier nur ein falscher
Buchstabe in der Bauanleitung der DNA - und entsprechend in der Boten-RNA.
Dieser Fehler kann jedoch schwerwiegende Folgen haben, weil die
betreffenden Proteine nicht funktionsfähig sind. Die Forscher können den
falschen Buchstaben korrigieren. "Wir schleusen ein künstlich erzeugtes
Molekül in die Zellen ein, ein sogenanntes Antisense-Molekül, das sich
gegengleich an die Boten-RNA anlagert, bis auf die eine fehlerhafte
Stelle, die wir durch den korrekten Buchstaben ersetzen", erklärt
Erstautor Tobias Merkle aus dem Team von Stafforst.

Außerdem trägt das zugegebene Molekül eine Bindungsstelle für ein
bestimmtes körpereigenes Enzym, das in der Zelle vorhanden ist und sich
anheftet. Es ist darauf spezialisiert, den Paarungskomplex von
Antisense-Molekül und der Boten-RNA zu erkennen und zu reparieren. "Dabei wird
gezielt der Fehler bereinigt und anschließend ein korrektes Protein
hergestellt", sagt der Forscher.

Hohe Effizienz und Präzision

"Dass wir nun für diesen Schritt ein körpereigenes Enzym nutzen können,
ist ein großer Erfolg", erklärt Thorsten Stafforst. "Vorher haben wir
dafür unseren Zellkulturen ein künstliches Protein mit einer Führungs-RNA
zugesetzt. Das funktionierte zwar im Labor sehr gut. Es wäre jedoch
schwierig, dieses Konstrukt als Medikament in die Leberzellen zu
transportieren." Die Forscher arbeiten weiter daran, die Effizienz zur
Korrektur des Genfehlers zu steigern. "Möglicherweise wäre Menschen mit
schwerem Antitrypsinmangel bereits gut zu helfen, wenn wir die Hälfte der
fehlerhaften Boten-RNAs korrigieren könnten", sagt Merkle. Die Präzision
der Methode sei bereits sehr gut: Auch wenn das zugegebene künstliche
Molekül in alle Körperzellen gelangte, griffe es nur dort an, wo die
passende Boten-RNA zu finden ist.

Die Forscher beobachten in einigen Fällen, dass auch an anderen Stellen
als beabsichtigt ein Buchstabe ausgetauscht wird. Negative Folgen seien
bisher nicht zu erkennen, sagt Stafforst. Die Universität Tübingen hat auf
die Methode zur RNA-Editierung, die auch auf andere genetisch bedingte
Erkrankungen angewendet werden kann, ein Patent angemeldet. Bis zur
Entwicklung von Medikamenten für den Menschen sei es jedoch noch ein
langer Weg, so die Wissenschaftler.


Originalpublikation:

Tobias Merkle, Sarah Merz, Philipp Reautschnig, Andreas Blaha, Qin Li,
Paul Vogel, Jacqueline Wettengel, Jin Billy Li and Thorsten Stafforst:
Precise RNA editing by recruiting endogenous ADARs with antisense
oligonucleotides. Nature Biotechnology

DOI: 10.1038/s41587-019-0013-6

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution81
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STATISTIK/113: Ärzte wollen eHealth mit Nutzen für die Praxis (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 29. Januar 2019

Studie: Ärzte wollen eHealth mit Nutzen für die Praxis

DAK-Gesundheit fordert nationale Digital-Health-Strategie



Ärzte sind gegenüber der Digitalisierung offen, haben aber klare
Ansprüche: Sie wollen eHealth-Anwendungen nutzen, wenn sie Diagnosen
erleichtern und Arbeitsabläufe im Praxisalltag verschlanken. Das zeigt
der aktuelle Digitalisierungsreport 2019, den DAK-Gesundheit und Ärzte
Zeitung mit der EPatient RSD GmbH und zahlreichen Partnern aus dem
Gesundheitswesen erhoben haben. 2313 Ärztinnen und Ärzte aus ganz
Deutschland wurden dafür nach ihren Einstellungen zur Digitalisierung
befragt. Kernthema der Studie sind die Möglichkeiten einer
elektronischen Gesundheitsakte (eGA). Einen digitalen Check von
Wechselwirkungen zwischen Medikamenten mithilfe einer eGA bewerten 71
Prozent der Befragten positiv, 21 Prozent neutral. Mit der eGA bei
anderen Ärzten Befunde ihrer Patienten anzufordern, sieht jeder zweite
Mediziner als Vorteil für den eigenen Befund, gut ein Drittel sieht
darin eine Zeitersparnis.

Mit einer eGA ändert sich das Verhältnis zwischen Arzt und Patient:
Nutzer haben die Möglichkeit, sich intensiver mit ihren
Gesundheitsdaten zu befassen. Die Folge: Sie kommen informierter in
die Praxis. 29 Prozent der befragten Ärzte bewerten dieses Szenario
positiv, ein Viertel sieht es negativ. Knapp jeder Zweite steht dieser
Entwicklung neutral gegenüber. "Fakt ist: Die Digitalisierung des
Gesundheitswesens ist in vollem Gange und nicht aufzuhalten", sagt
Andreas Storm, Vorstandsvorsitzender der DAK-Gesundheit. "Wir sollten
die Digitalisierung aktiv gestalten und auch den darauf beruhenden
Wandel im Arzt-Patienten-Verhältnis als Chance begreifen. Wichtig ist,
alle Akteure einzubinden - damit für alle der Nutzen von
eHealth-Anwendungen im Mittelpunkt steht."

Wolfgang van den Bergh, Chefredakteur der Ärzte Zeitung und Director
News & Politics bei Springer Medizin, ergänzt: "Ob digitale Lösungen
in der Praxis angewandt werden, steht und fällt mit ihrem Nutzwert für
Ärzte - das wird in den Ergebnissen des Digitalisierungsreports 2019
deutlich. Um die Digitalisierung voranzutreiben, brauchen Ärzte
Anreize. Digitale Anwendungen müssen ihnen ganz konkret die tägliche
Arbeit erleichtern, sei es bei der Diagnose, der Kommunikation mit
Kollegen oder der Verwaltung." Ein Beispiel dafür sei die geplante
Weiterentwicklung der Bereitschaftsdienstnummer 116117 der
Kassenärztlichen Vereinigungen. Wenn Patienten über die Zentrale per
Telefon, per Chat oder per Videokonferenz schon eine erste Beratung
erhalten und dann an die richtige Versorgungsebene weitergeleitet
werden, könnten überfüllte Notaufnahmen vermieden werden. Ein solches
Szenario käme auch bei Ärzten gut an, zeigt der
Digitalisierungsreport: 62 Prozent der Befragten halten es für
sinnvoll.

Grundvoraussetzungen für reibungslos funktionierende digitale Prozesse
sind interoperable und manipulationssichere Systeme. Aus Sicht der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung ist dies noch eine Hürde für viele
Ärzte. Dr. Thomas Kriedel, Mitglied des Vorstands der KBV, betont:
"Der manchmal seitens der Politik geäußerte Vorwurf, Ärzte seien
Blockierer beim Thema Digitalisierung, geht nachweislich an der
Realität vorbei. Die nahezu 'papierlose Praxis' ist keine
Zukunftsvision, sondern vielerorts schon Realität. Es ist sogar so,
dass die Ärzte oftmals gerne digitaler arbeiten würden, es aber nicht
können - aufgrund fehlender technischer Voraussetzungen und aus
Datenschutzbedenken. Dies ergibt sich aus der KBV-Befragung
'PraxisBarometer Digitalisierung' vom vergangenen Herbst. Aus unserer
Sicht ist der innerärztliche Austausch medizinischer Daten der erste
und wichtigste Schritt. Dieser Austausch muss manipulationssicher
sowie reibungs- und verlustfrei funktionieren. Dafür müssen die
sogenannten medizinischen Informationsobjekte, also etwa Befunde,
standardisiert und alle genutzten Systeme interoperabel sein. Die KBV
steht bereit, hierfür die Verantwortung zu übernehmen. Das Ganze
klingt beinahe banal, wäre aber tatsächlich ein Quantensprung in der
Versorgung. Und zwar einer, von dem alle Beteiligten, auch die
Patienten, einen wirklichen, unmittelbaren Nutzen hätten. Das ist es,
was wir unter einer sinnvollen Digitalisierung verstehen - und nicht,
ob der Patient eine schicke App mehr oder weniger auf seinem
Smartphone hat."

Im Vergleich zum ersten Digitalisierungsreport 2018 sind einige
digitale Anwendungen im Gesundheitswesen bekannter geworden. Breitere
Anwendung finden sie jedoch noch nicht. So hat die Bekanntheit der
Online-Sprechstunde von 83 auf 87 Prozent zugenommen, nachdem im
Frühjahr 2018 das Verbot der ausschließlichen Fernbehandlung gelockert
wurde. Neun Prozent der befragten Ärzte hatten mit der
Online-Sprechstunde schon konkret zu tun (2018: acht Prozent). Nur
drei Prozent geben an, konkret ein solches Angebot zu planen oder
diese bereits umzusetzen. Von der eGA haben 74 Prozent der Ärzte 2019
schon gehört - eine Zunahme von 22 Prozent im Vergleich zum Vorjahr.
Auch hier schlägt sich die öffentliche Diskussion um
patientenzentrierte Gesundheitsakten nieder. Konkret damit zu tun
hatten jedoch erst neun Prozent. Vom Telekonsil für den fachlichen
Austausch zu Röntgen- und CT-Aufnahmen haben Dreiviertel der Befragten
schon gehört (2018: 67 Prozent). Ein anderes Bild ergibt sich bei der
Online-Terminvereinbarung: Gut die Hälfte der Ärzte haben hiervon
bereits gehört, 45 Prozent hatten schon konkret damit zu tun.

"Durch den demografischen Wandel kommen weitere Herausforderungen auf
unser Gesundheitssystem zu. Die Digitalisierung kann dabei helfen,
diese zu bewältigen, indem sie Patienten, Ärzte und pflegende
Angehörige entlastet", sagt DAK-Chef Andreas Storm. Um die
Herausforderung zu meistern, fordert der Kassenchef ein konzertiertes
Vorgehen auf nationaler Ebene: "Wir brauchen eine ganzheitliche
Digital-Health-Strategie für Deutschland. Diese muss den
Gestaltungsrahmen vorgeben und gleichzeitig flexibel genug sein, um
Freiraum für Innovationen zu schaffen."

Die DAK-Gesundheit orientiert sich konsequent am Nutzen für den Kunden
und hat bereits eine Vielzahl digitaler Produkte entwickelt. Gemeinsam
mit zahlreichen gesetzlichen und privaten Krankenkassen hat sie die
elektronische Gesundheitsakte "Vivy" auf den Markt gebracht: Nutzer
können mit der App Gesundheitsdaten wie Befunde, Laborberichte,
Impfdaten und Medikationspläne speichern. Nur sie bestimmen darüber,
mit welchen Ärzten oder anderen Akteuren des Gesundheitswesens sie
ihre Daten teilen. Der Pflegeguide ist eine App, die zahlreiche
Informationen und Hilfen zum Thema Pflege bündelt. Außerdem können
DAK-Kunden im passwortgeschützten Online-Bereich der Kasse zahlreiche
Anträge einfach digital stellen und sicher kommunizieren. Nicht
zuletzt bündelt die DAK App viele digitale Angebote der DAK-Gesundheit
in einer App - so hat man sein persönliches Servicezentrum immer
dabei. Alle digitalen Angebote sind für DAK-Kunden kostenlos. Eine
Übersicht gibt es unter 

www.dak.de/apps

Springer Medizin (www.springermedizin.de) ist Anbieter qualitativ
hochwertiger Fachinformationen und Services für alle Akteure im
deutschsprachigen Gesundheitswesen. Die Produktpalette umfasst
Zeitschriften, Zeitungen, Bücher sowie umfangreiche digitale Angebote
für alle Arztgruppen, Zahnärzte, Pharmazeuten und Entscheider in der
Gesundheitspolitik. Die Verlagsprodukte zeichnen sich durch exzellente
Vernetzung zu wissenschaftlichen Fachgesellschaften, Berufsverbänden,
Herausgebern und Fachautoren aus. Die Ärzte Zeitung ist Teil von
Springer Medizin und damit auch von Springer.

Der Digitalisierungsreport 2019 ist eine Kooperation der
DAK-Gesundheit mit der Ärzte Zeitung. Er wurde von der EPatient RSD
GmbH erstellt und ausgewertet. Weitere Partner der Befragung sind der
Berufsverband Deutscher Internisten, die Deutsche Gesellschaft für
Innere Medizin, der Hartmannbund, Monks Ärzte im Netz und der
Spitzenverband Fachärzte Deutschlands.

 * 
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FORSCHUNG/784: Entzündliche Prozesse - Zentraler Schalter identifiziert (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 28.01.2019

Entzündliche Prozesse - Zentraler Schalter identifiziert



LMU-Forscher zeigen, dass das Protein ApoE ein Schlüsselmolekül bei der
Entstehung chronisch-entzündlicher Erkrankungen ist und identifizieren
einen vielversprechenden Ansatz für neue Therapien gegen Atherosklerose
und Alzheimer-Demenz.

Apolipoprotein E, kurz ApoE, ist ein multifunktionales Eiweiß, das eine
wichtige Rolle als Regulator im Fettstoffwechsel spielt. Daneben sind
zahlreiche andere Eigenschaften beschrieben worden. So wird ApoE nicht nur
mit Atherosklerose, sondern auch mit der Alzheimer-Demenz, AIDS und vielen
anderen entzündlichen Erkrankungen in Verbindung gebracht. Der
Zusammenhang zwischen seinen unterschiedlichen Funktionen konnte trotz
internationaler Forschungsanstrengungen während der letzten Jahrzehnte
aber noch nicht identifiziert werden. Wissenschaftler um Dr. Changjung
Yin, Professor Andreas Habenicht und Professor Christian Weber vom
Institut für Prophylaxe und Epidemiologie der Kreislaufkrankheiten (IPEK)
am Klinikum der LMU konnten nun in Kooperation mit dem Leibniz-Institut
für Naturstoff-Forschung und Infektionsbiologie in Jena und weiteren
Partnern nachweisen, dass ApoE als Schlüsselmolekül und Regulator in eine
zentrale Signalkaskade der Immunreaktion eingreift und damit Entzündungen
direkt beeinflusst. Durch die Behandlung mit einem Wirkstoff, der an
dieser Kaskade ansetzt, gelang es den Wissenschaftlern, Atherosklerose und
entzündliche Prozesse im Gehirn zu hemmen. Damit haben die IPEK Forscher
eine völlig unerwartete aber vor allem gemeinsame Funktion von ApoE bei
unterschiedlichen Erkrankungen identifiziert und einen Ansatzpunkt für die
Entwicklung neuer Therapien bei diesen Erkrankungen gefunden. Über ihre
Ergebnisse berichten sie im Fachmagazin Nature Medicine.

Neues Krankheitsbild

Beim Menschen gibt es drei verschiedene Varianten von ApoE, die ein
breites Spektrum an Wirkmechanismen haben, deren verschiedene Funktionen
aber bisher unklar blieben. Seit Anfang der 1990er-Jahre ist bekannt, dass
Träger der Variante ApoE4 ein höheres Risiko tragen, eine bestimmte Form
von Alzheimer-Demenz zu entwickeln. "Viele Alzheimer-Forscher betrachten
ApoE deshalb als schädlich. In Bezug auf Herz-Kreislauf-Erkrankungen wirkt
sich ApoE aber offenbar positiv aus: Mäuse, die dieses Protein nicht
bilden können, weil das entsprechende Gen ausgeschaltet ("ausgeknockt")
wurde, zeigen erhöhte Blutfettwerte und schwere Atherosklerose", sagt Yin.
Es ist bekannt, dass auch Alzheimer-Demenz mit entzündlichen Prozessen im
Gehirn in Verbindung steht. Um die Funktion des Proteins genauer zu
charakterisieren, untersuchten die Forscher unter anderem, wie sich
ApoE-Mangel auf das Gehirn auswirkt. Dabei fanden sie in einer wichtigen
Struktur im Gehirn von Patienten - dem sogenannten Plexus Choroideus -
pathologische Fettablagerungen in der Mehrzahl der erkrankten und keine
oder nur geringe Ablagerungen bei gesunden Patienten. Der Plexus
Choroideus ist ein zentrales Adergeflecht im Gehirn, das etwa für die
Bildung der Blut-Hirn-Schranke und den Gehirnstoffwechsel sowie für die
Einwanderung von Immunzellen in das Gehirn verantwortlich ist und deshalb
eine wichtige Schnittstelle zwischen dem Immunsystem, dem
Herz-Kreislauf-System und dem Gehirn bildet. "Diese Fettablagerungen sind ein ganz neues
Krankheitsbild, das zuvor völlig unbekannt war", sagt Yin. "Je
ausgeprägter diese Ablagerungen sind, umso früher und ausgeprägter
entwickelten die Patienten Demenz."

Wie die Forscher weiter zeigen konnten, lösen die Fettablagerungen
entzündliche Prozesse aus, indem sie das sogenannte Komplementsystem
aktivieren, eine Signalkaskade des Immunsystems, an der fast 30 Proteine
beteiligt sind. Alle menschlichen Apo-Varianten waren in der Lage, diese
Aktivierung abzuschwächen, indem sie an ein bestimmtes Protein dieses
Systems mit dem Namen C1q binden. Damit wurde ApoE als Bindungspartner von
C1q als ein direkter und zentraler Regulator dieser Signalkaskade
identifiziert. C1q initiiert normalerweise die Aktivierung des klassischen
Komplementsystems. "Den resultierenden C1q-ApoE-Komplex haben wir an so
unterschiedlichen Orten wie im Plexus Choroideus, den Alzheimer-typischen
Plaques im Gehirn und in atherosklerotischen Arterien des Herzens, der
Arterien, die das Gehirn mit Blut versorgen und der Hauptschlagader
(Aorta) nachgewiesen. Dabei korrelierte die Anzahl der Komplexe mit dem
Grad an Demenz von Alzheimer-Patienten und mit dem Schweregrad der
Atherosklerose", sagt Yin.

Neben dem klassischen gibt es aber zwei weitere Aktivierungswege für das
Komplementsystem, die ohne C1q auskommen. Bei der Suche nach neuen
Wirkstoffen zur Reduzierung der fatalen Entzündungsreaktionen wählten die
Wissenschaftler daher nicht C1q direkt als mögliche Zielstruktur, sondern
einen bestimmten Faktor, der eine zentrale Komponente aller drei
Aktivierungswege ist. "Tatsächlich ist es uns mithilfe einer sogenannten
small interfering RNA, kurz siRNA, gelungen, diesen Faktor zu hemmen",
sagt Yin. "Auf diese Weise konnten wir bei Mäusen Entzündungsreaktionen im
Gehirn und auch die Atherosklerose stark reduzieren. Es könnte sein, dass
wir damit einen lange gesuchten gemeinsamen Wirkmechanismus von ApoE bei
unterschiedlichen und bisher schwer behandelbaren entzündlichen
Erkrankungen aufdecken konnten."
Die Forschungsarbeiten werden unter anderem im DFG Sonderforschungsbereich
1123 sowie im Exzellenzcluster SyNergy fortgeführt.


Originalpublikation:

Publikation:

ApoE attenuates unresolvable inflammation by complex formation with
activated C1q

Changjun Yin, Susanne Ackermann, Zhe Ma, Sarajo K. Mohanta, Chuankai
Zhang, Yuanfang Li, Sandor Nietzsche, Martin Westermann, Li Peng, Desheng
Hu, Sai Vineela Bontha, Prasad Srikakulapu, Michael Beer, Remco T. A.
Megens, Sabine Steffens, Markus Hildner, Luke D. Halder, Hans-Henning
Eckstein, Jaroslav Pelisek, Jochen Herms, Sigrun Roeber, Thomas Arzberger,
Anna Borodovsky, Livia Habenicht, Christoph J. Binder, Christian Weber,
Peter F. Zipfel, Christine Skerka and Andreas J. R. Habenicht

Nature Medicine 2019

https://www.uni-muenchen.de/informationen_fuer/presse/presseinformationen/2019/weber_apoe.html
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OFFENER BRIEF/011: Zügige und verlässliche europäische Regelungen für die Ausschiffung von Geflüchteten schaffen (ÄoG)


Ärzte ohne Grenzen - 1. Januar 2019

Offener Brief an Seehofer/Barley: NGO-Bündnis fordert sichere Häfen
zur Seenotrettung und ein Ende des Zurückbringens von Menschen nach
Libyen



Berlin, 1. Februar 2019. Ein breites Bündnis europäischer
Nichtregierungsorganisationen fordert in einem Offenen Brief an die
EU-Innen- und Justizminister eine zügige Hilfe für Menschen, die über
das Mittelmeer fliehen. Gerettete müssten umgehend an Land gelassen
werden und dürften auf keinen Fall ins Konfliktgebiet nach Libyen
zurückgebracht werden. Der Brief, den unter anderem Oxfam, SOS
Mediterranee und Ärzte ohne Grenzen unterzeichnet haben, wurde vor dem
EU-Treffen "Justiz und Inneres" am 7. Februar in Bukarest auch an
Bundesinnenminister Horst Seehofer und Bundesjustizministerin Katarina
Barley versandt.

"Die EU-Staaten inklusive Deutschlands sind maßgeblich mitschuldig am
Leid Tausender willkürlich eingesperrter Menschen in den
Internierungslagern in Libyen. Sie unterlassen es, selbst Hilfe im
Mittelmeer zu leisten, behindern die zivilen Rettungsschiffe und
lassen Menschen in ein Land zurückbringen, wo sie einem Kreislauf aus
Gewalt, Folter und Ausbeutung ausgesetzt sind", sagt Philipp Frisch
von Ärzte ohne Grenzen in Deutschland. "Unsere Teams in Libyen sehen
täglich, wie dramatisch die Situation der zurückgebrachten Menschen
ist. Wiederholt sind sie ins Kreuzfeuer von Kämpfen geraten. Immer
wieder sind in einigen Regionen Patienten spurlos verschwunden, die in
der Vorwoche noch von unseren Ärzten und Ärztinnen behandelt worden
waren. Die Menschen leben oft zusammengepfercht in Lagerhallen oder
überfüllten Zellen, ohne Sonnenlicht, unter entsetzlichen hygienischen
Bedingungen. Keine internationale Organisation hat vollständigen
Zugang zu diesen Menschen. Das gilt auch für Ärzte ohne Grenzen.
Dennoch hat die EU-finanzierte libysche Küstenwache allein im
vergangenen Jahr mehr als 15.000 Menschen völkerrechtswidrig aus
internationalen Gewässern dorthin gebracht. Es ist schockierend, dass
die EU bis heute sämtliche UN-Berichte über extreme Gewalt gegen
Flüchtlinge und Migranten in Libyen ignoriert. Wir fordern die
Bundesregierung dringend auf, die Kooperation mit der libyschen
Küstenwache und ihre Finanzierung zu beenden."

Die Pressemitteilung von Ärzte ohne Grenzen zur Situation in den
Internierungslagern in Libyen aus der vergangenen Woche finden Sie
hier: 

https://www.aerzte-ohne-grenzen.de/presse/libyen-mittelmeer-gefluechtete-inhaftiert-in-khoms-und-misrata

Im Dezember haben die Vereinten Nationen einen Bericht zur Situation
von Flüchtlingen und Migranten in Libyen veröffentlicht, der deutliche
Kritik an der EU übt: 

https://unsmil.unmissions.org/migrants-and-refugees-crossing-libya-subjected-%E2%80%9Cunimaginable-horrors%E2%80%9D-%E2%80%93-un

 * 

Berlin, 31.1.2019

Zügige und verlässliche europäische Regelungen für die Ausschiffung von Geflüchteten schaffen

Sehr geehrte Frau Bundesministerin,

Sehr geehrter Herr Bundesminister,


wir, die unterzeichnenden Organisationen, Netzwerke und
Plattformen, sind in großer Sorge angesichts der aktuellen Krise im
Mittelmeer, und bitten Sie dringend, tätig zu werden. Seit Januar 2018
sind mindestens 2.500 Frauen, Kinder und Männer im Mittelmeer
ertrunken. Währenddessen haben die Staats- und Regierungschefs der EU
vor dieser Tragödie ihre Augen verschlossen und sich auf diese Weise
daran mitschuldig gemacht.

Seit mehr als sechs Monaten versuchen EU-Regierungen erfolglos, sich
auf ein Verfahren zu einigen, das es den Überlebenden ermöglichen
würde, sicher an Land zu gehen, wenn sie eine europäische Küste
erreichen. Jedes Mal, wenn ein Schiff gerade gerettete Menschen in
einen europäischen Hafen bringt, führen die Regierungen der EU
quälende und langwierige Debatten darüber, wo das Schiff anlegen kann
und welche Länder die Überlebenden aufnehmen und ihre Asylanträge
bearbeiten können. Frauen, Männer und Kinder, die auf ihrer Reise
häufig körperliche und seelische Verletzungen mit sich herumtragen,
bleiben zuweilen fast einen Monat lang auf See gefangen. Die
EU-Marinemission "SOPHIA" im Mittelmeer läuft Gefahr, vollständig
eingestellt zu werden, da sich die europäischen Regierungen nicht
darauf einigen können, wo sie gerettete Menschen von Bord gehen
lassen.

Gleichzeitig üben europäische Regierungen unangemessenen Druck auf
Nichtregierungsorganisationen (NRO) aus, die im Mittelmeerraum
lebensrettende Such- und Rettungsaktionen durchführen. Anstatt diese
Aktivitäten zu unterstützen und damit Leben zu retten, haben einige
EU-Mitgliedstaaten die Operationen dieser Organisationen immer weiter
erschwert, haben ihnen unbegründete Vorwürfe gemacht und verhindert,
dass Such- und Rettungsboote auslaufen können. Während im vergangenen
Jahr fünf Organisationen Such- und Rettungsaktionen im Mittelmeer
durchgeführt haben, kann dies heute nur noch eine tun.

Die Maßnahmen der europäischen Regierungen haben es den in der
Seerettung aktiven Organisationen extrem erschwert, ihre
lebensrettende Arbeit fortzusetzen. Die Maßnahmen haben auch andere
Schiffe davon abgehalten, ihre Verpflichtung zu erfüllen, Menschen in
Not zu retten und sie an den nächsten sicheren Ort zu bringen.
Infolgedessen ist das Mittelmeer eines der tödlichsten Meere der Welt
geworden. Im Januar rettete ein Hubschrauber der Marine drei Personen,
die berichteten, dass ihr Boot Libyen mit 120 Frauen, Kindern und
Männern an Bord verlassen hatte. Alle anderen waren ertrunken.
Personen, die zwangsweise nach Libyen zurückgeschickt werden, werden
mit großer Wahrscheinlichkeit willkürlich inhaftiert, misshandelt,
gefoltert oder in die Sklaverei verkauft. Laut des
UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR wurden 2018 mehr als 15.000 Menschen
nach Libyen zurückgebracht.

Nach internationalem Recht sollten auf See gerettete Personen an den
nächstgelegenen sicheren Ort gebracht werden, wo sie mit Respekt
behandelt werden und Schutz erhalten. Europa hat sich verpflichtet,
Menschen im Mittelmeer zu retten und die Verantwortung für die
Flüchtlingsaufnahme unter den Staaten aufzuteilen. Das Recht, Asyl zu
suchen, und der Grundsatz der Nichtzurückweisung sind in den Verträgen
der Europäischen Union verankert. Dort wird auch erklärt, dass die
Union auf der Achtung der Menschenwürde, der Freiheit, der Demokratie,
der Gleichheit, der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der
Menschenrechte gegründet ist. Dies sind die Werte, an die wir alle
glauben - und das Recht, an das wir gebunden sind. Sie sollten daher
ungeachtet aller politischer Meinungsverschiedenheiten
aufrechterhalten werden.

Wir bitten Sie bei der bevorstehenden informellen Tagung des EU-Rats
für Justiz und Inneres eine zügige Ausschiffungsregelung zu
vereinbaren, die geeignet ist, Leben zu retten und die die Grundrechte
der Menschen, einschließlich ihres Rechts, Asyl zu suchen,
respektiert.


Im Einzelnen fordern wir vom Rat:

1. Unterstützung von Such- und Rettungsaktionen: Die Länder sollten
allen Schiffen, die Such- und Rettungsaktionen durchführen, erlauben,
in ihren Häfen anzulegen, gerettete Personen von Bord gehen zu lassen
und zügig wieder abzulegen. Der Versuch, die lebensrettenden
Operationen von NRO und Handelsschiffen zu verhindern, ist ein
gefährlicher Ansatz, der Leben gefährdet und das Vertrauen der Bürger
in ihre Regierungen untergräbt, die Situation zu lösen.

2. Verabschiedung zügiger und verlässlicher Ausschiffungsregelungen:
Bis eine Reform des Dublin-Systems einschließlich eines ständigen
Mechanismus zur gemeinsamen Verantwortungsteilung verabschiedet wird,
sollten Vorkehrungen getroffen werden, um eine zügige Ausschiffung und
Verteilung der geretteten Personen auf die Mitgliedstaaten der EU
sicherzustellen. NRO haben konkrete Vorschläge für an die Ausschiffung
anschließende Umverteilungsverfahren gemacht. Angesichts der
dringenden Notwendigkeit von Maßnahmen zur Aufteilung der gemeinsamen
Verantwortung und der Hindernisse für eine EU-weite Lösung sollten
unverzüglich Vereinbarungen getroffen werden und die teilnehmenden
Staaten sollten von Anfang an feststehen, nicht auf einer
"Schiff-für-Schiff"-Basis. Keine Vereinbarung sollte andere
Mitgliedstaaten von ihren rechtlichen Verpflichtungen aus EU-Recht,
dem internationalen Flüchtlingsrecht oder dem Seerecht entbinden.

3. Ende der Rückführungen nach Libyen: Libyen ist ein Land im
Kriegszustand, in dem Flüchtlinge und Migranten oft unter furchtbaren
Bedingungen festgehalten werden, die ihre grundlegenden Menschenrechte
verletzen. Frauen, Kinder und Männer, die von der durch die EU
unterstützten libyschen Küstenwache oder auf Anweisung der Maritimen
Rettungs- und Koordinierungszentren nach Libyen zurückgeschickt
werden, sehen sich unausweichlich einer willkürlichen Inhaftierung und
der Gefahr von Folter und anderen schweren Menschenrechtsverletzungen
ausgesetzt. Maßgebliche Quellen, darunter einige der
Unterzeichnerorganisationen, haben konkrete Fälle dokumentiert, in
denen aufgegriffene oder gerettete Personen bei ihrer Rückkehr nach
Libyen gefoltert und misshandelt wurden. Die UN-Flüchtlingsbehörde
UNHCR hat alle Staaten aufgefordert, Angehörige von Drittstaaten wegen
der ihnen dort drohenden Gefahren nicht nach Libyen zurückzuschicken.
Die europäischen Regierungen sollten klare Prüfkriterien festlegen,
einschließlich der Beendigung willkürlicher Inhaftierungen, und dazu
bereit sein, die Zusammenarbeit mit der libyschen Küstenwache und ihre
Unterstützung auszusetzen, wenn diese nicht erfüllt werden.

Wir fordern Sie angesichts der immer dramatischeren Situation dringend
dazu auf, umgehend geeignete Maßnahmen zu ergreifen.

Mit freundlichen Grüßen

Unterzeichnende Organisationen/Netzwerke:

11.11.11.

ACT Alliance EU

Aktion gegen den Hunger

African Media Association Malta

Amnesty the Netherlands

AOI

Arcs

Ärzte ohne Grenzen

Blue Door English

Caritas Europa

CEFA Onlus

Churches� Commission for Migrants in Europe (CCME)

CIRÉ

COMI

Concord Italia

Danish Refugee Council

Dutch Refugee Council

European Evangelical Alliance

Focsiv

Gcap Italia

Human Rights Watch

ICMC

IPSIA-ACLI

Kopin

La Coordinadora

Legambiente

Malta Microfinance

Marche Solidali

Missing Children Europe

Mixed Migration Centre

Oxfam

Pax for Peace

Pro Asyl

SKOP

Sonia per un mondo nuovo e giusto

SOS Méditerranée

The European Council on Refugees and Exiles

The Platform for International Cooperation on Undocumented Migrants
(PICUM)

 * 

Quelle:

Ärzte ohne Grenzen e. V. / Medecins Sans Frontieres

Pressemitteilung vom 1. Januar 2019

Am Koellnischen Park 1 - 10179 Berlin - Germany

Pressestelle: Telefon: + 49 (30) 700 130 - 230

Fax: + 49 (30) 700 130 - 340

E-Mail: office@berlin.msf.org

Internet: www.aerzte-ohne-grenzen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - FORSCHUNG/1313: Neue Erkenntnisse über die molekulare Wirkungsweise des Anti-Malaria-Wirkstoffs Artemisinin (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1313: Neue Erkenntnisse über die molekulare Wirkungsweise des Anti-Malaria-Wirkstoffs Artemisinin (idw)


Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der Universität Würzburg - 29.01.2019

Neue Erkenntnisse über die molekulare Wirkungsweise des Anti-Malaria-Wirkstoffs Artemisinin



Forscher des Rudolf-Virchow-Zentrums der Universität Würzburg haben die
Wirkungsweise von Artemisininen auf molekularer Ebene aufgeklärt. Die
neuen Erkenntnisse haben unter anderem das Potenzial, die Entwicklung von
Medikamenten gegen Krankheiten wie Alzheimer, Schizophrenie und Epilepsie
voranzubringen. Die Studie wurde in der Fachzeitschrift Neuron
veröffentlicht.

Artemisinin wird aus den Blättern und Blüten des Einjährigen Beifußes
(Artemisia annua) gewonnen und bereits seit Jahrhunderten in der
traditionellen chinesischen Medizin eingesetzt. Die Wirksamkeit wurde von
der chinesischen Forscherin Tu Youyou erforscht und durch die Vergabe des
Nobelpreises honoriert. Artemisinin und seine halbsynthetischen Derivate -
man spricht zusammenfassend von Artemisininen - werden zur Behandlung der
tropischen Infektionskrankheit Malaria eingesetzt. Außerdem beeinflussen
diese Moleküle auch verschiedene zelluläre Prozesse beim Menschen. So sind
Artemisinine zum Beispiel in der Lage, das Immunsystem gegen mehrere
Krebsarten zu aktivieren oder die Differenzierung der alpha-Zellen in der
Bauchspeicheldrüse zu regulieren, was potenziell in der Diabetes-Therapie
von Nutzen sein könnte.

Molekulare Mechanismen bislang unbekannt

"Obwohl diese klinisch zugelassene Wirkstoffgruppe durchaus verbreitet und
teilweise schon seit Jahrhunderten eingesetzt wird, war bislang unklar,
welche molekularen Mechanismen den entsprechenden zellulären Aktivitäten,
also zum Beispiel der Zielproteinerkennung und -modulation, zugrunde
liegen", erläutert Dr. Vikram Kasaragod. Der Postdoktorand in der
Forschungsgruppe von Prof. Hermann Schindelin am Rudolf-Virchow-Zentrum
ist der Erstautor des Artikels in der renommierten Zeitschrift "Neuron"
und sorgt mit dieser Forschungsarbeit für einen wesentlichen
Erkenntnisgewinn (siehe auch die begleitende Perspektive / Preview von
Ryan Hibbs in derselben Ausgabe von "Neuron").

Modell der Regulation der Neurotransmission entwickelt

Der Strukturbiologe löste als erster die Kristallstrukturen von zwei
verschiedenen Artemisinin-Derivate - Artesunat und Artemether - in einem
Komplex mit Gephyrin. Durch die Bindung an inhibitorische Glyzin- und
GABAA-Rezeptoren fungiert Gephyrin als zentrales Gerüstprotein
inhibitorischer Postsynapsen im Zentralnervensystem von Säugetieren.
Gephyrin wurde erst vor kurzem als Artemisinin-Zielprotein identifiziert.
Die Ergebnisse zeigen deutlich, wie Artemisinine auf die universelle
Rezeptorbindungstasche in Gephyrin abzielen und mit den inhibierenden
Neurotransmitterrezeptoren um eine überlappende Bindungsstelle
konkurrieren (siehe Abbildung). Diese neuen Erkenntnisse könnten somit
auch als wirksames Instrument für die Aufklärung der Physiologie des
menschlichen Gehirns dienen.

Laut Kasaragod bilden die Kristallstrukturen zusammen mit biochemischen,
elektrophysiologischen und in vivo Daten ein umfassendes Modell der
Regulation der inhibitorischen Neurotransmission durch Artemisinine. Mit
diesem Modell lassen sich nach seinen Worten die Wechselwirkungen zwischen
Proteinen und Medikamenten eindeutig beschreiben.

Wichtiger Schritt für die Entwicklung von Medikamenten

"Unsere Daten liefern nicht nur eine solide Grundlage für das Verständnis,
wie Artemisinine von einem Zielmolekül erkannt werden, sondern werden
Forschern auch helfen, diese Wirkstoffe zu hochspezifischen Modulatoren
von Gephyrin zu entwickeln und zu optimieren. Diese Modulatoren könnten
zukünftig bei der Behandlung von neurologischen Krankheiten wie Morbus
Alzheimer, Schizophrenie und Epilepsie eine wichtige Rolle spielen",
erläutert Schindelin, der Leiter der Studie.

Die in Neuron veröffentlichten Daten sind das Ergebnis einer
interdisziplinären Zusammenarbeit mit anderen Forschern der Universität
Würzburg, des Universitätsklinikums Hamburg und der Universität
Kopenhagen.


Originalpublikation:

Vikram Babu Kasaragod, Torben Johann Hausrat, Natascha Schaefer,
Maximilian Kuhn, Nikolaj Riis Christensen, Ingrid Tessmer, Hans Michael
Maric, Kenneth Lindegaard Madsen, Christoph Sotriffer, Carmen Villmann,
Matthias Kneussel and Hermann Schindelin: Elucidating the Molecular Basis
for Inhibitory Neurotransmission Regulation by Artemisinins. Neuron
(2019) Published: January 28, 2019

DOI:https://doi.org/10.1016/j.neuron.2019.01.001

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-wuerzburg.de/rvz/neuigkeiten/single/news/neue-erkenntnisse-ueber-die-molekulare-wirkungsweise-des-anti-malaria-wirkstoffs-artemisinin/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution800

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der Universität Würzburg - 29.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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Indische Regierung kündigt Finanzhilfen für Bauern an

Die indische Regierung will mit einem milliardenschweren Hilfspaket
die nach Ernteausfällen und Niedrigpreisen hochverschuldeten Bauern
im Land unter die Arme greifen. Der stellvertretende Finanzminister
Piyush Goyal kündigte bei der Vorstellung des Haushalts vor dem
Parlament in Neu Delhi eine direkte Einkommensbeihilfe für die rund
120 Millionen Kleinbauern in Höhe von 6.000 Rupien (74 Euro) pro Jahr
an. Nach Meinung von Dashrath Kumar, dem Generalsekretär der Hadouti
Kisan Gewerkschaft, wird die Notlage der Landwirte durch die
jährlichen Beihilfen nicht gemildert, da die ohnehin schon kleine
Summe unter mehreren Familienmitgliedern aufgeteilt werden müsse. In
Indien wird in wenigen Monaten ein neues Parlament gewählt. Bei den
Kommunalwahlen in fünf Bundesstaaten im November und Dezember
erlitten Premierminister Narendra Modi und seine
hinduistisch-nationalistische Bharatiya-Janata-Partei (BJP) deutliche
Niederlagen. Ende November 2018 versprach Modi den etwa 50.000
demonstrierenden Landwirten in Delhi, daß es Subventionen und einen
Schuldenerlaß geben werde, sollte seine Partei die Parlamentswahlen
2019 gewinnen.

1. Februar 2019
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Festnahme nach tödlichem Streit in Ravensburg

In Wangen im Kreis Ravensburg (Oberschwaben) nahm die Polizei einen
33jährigen fest. Nach Angaben der Polizei und Staatsanwaltschaft wird
der Mann verdächtigt, einen 46 Jahre alten Mann vor der Wohnung
seiner Freundin in Ravensburg im Streit erstochen zu haben.
Hintergrund sei ein Beziehungsstreit. Bei dem mutmaßlichen Angreifer
handelt es sich demnach um den ehemaligen Lebensgefährten der Frau,
der Getötete war demnach ihr aktueller Freund. Der 33jährige
flüchtete nach der Tat mit seinem Auto, wurde aber wenig später von
der Polizei entdeckt und verfolgt. Die Flucht endete mit einem
Unfall.
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Panzerkauf in China - Thailands Armee rüstet auf

Der US-Verbündete Thailand erwägt weitere schwere Kampfpanzer von
China zu kaufen, um seine drei Panzerbataillone zu modernisieren. Der
Leiter des Beschaffungsgremiums, General Wijak Siribansop, wird nach
Informationen der Bangkok Post Ende Februar nach China reisen, um die
Leistung der Kampffahrzeuge zu beurteilen. Anschließend soll der
Aufrüstungsvorschlag dem Kabinett vorgelegt werden. Erwogen wird der
Kauf von 14 neuen VT4-Panzern samt Munition. Sie sollen die 39 in den
Jahren 2016 und 2017 gekauften chinesischen Panzer ergänzen, die in
der Prem-Tinsulanonda-Kaserne der 3. Kavalleriedivision in Khon Kaen
im Nordosten des südostasiatischen Königreichs stationiert wurden.
Der Rüstungskauf war während eines Treffens von Armeechef General
Apirat Kongsompong mit dem Kommandanten der Volksbefreiungsarmee,
General Han Weiguo, vor drei Wochen in Peking vereinbart worden.
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Altkanzler Schröder wirft SPD-Chefin Nahles Amateurfehler vor

Altkanzler Gerhard Schröder zweifelt an der Fähigkeit von
Parteichefin Andrea Nahles, die SPD in die nächste Bundestagswahl zu
führen. In einem Gespräch mit dem Spiegel-Magazin kritisierte der
ehemalige Regierungschef die sprachlichen Ausrutscher von Nahles, wie
etwa die Formulierung "Bätschi" an die Adresse von CDU und CSU, als
Amateurfehler. Auch als Kanzlerkandidatin käme Nahles laut Schröder
nicht in Frage. Ein Kanzlerkandidat brauche ökonomische Kompetenz,
die Nahles nicht habe. Angesichts der Krise in der Partei plädierte
der 74jährige dafür, daß der frühere Außenminister und Parteichef
Sigmar Gabriel wieder mehr Verantwortung bekommt. Von seinen
Fähigkeiten könne die SPD nach wie vor profitieren.
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Französischer Fassadenkletterer erklimmt Hochhaus in Manila

Nach der Besteigung eines der höchsten Gebäude der philippinischen
Hauptstadt Manila klickten für den bekannten französischen
Fassadenkletterer Alain Robert wieder einmal die Handschellen. Der
56jährige Freeclimber hatte sich an der Glasfassade des 47stöckigen
und 217 Meter hohen Wolkenkratzers namens GT International Tower im
Finanzbezirk Makati City östlich von Manila hochgehangelt. Oben
angekommen, wurde er von der Polizei in Empfang genommen.
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Europäische Kontaktgruppe soll Machtübergabe in Venezuela
unterstützen

Die EU-Außenbeauftragte Mogherini und die Außenminister der
EU-Mitgliedstaaten haben bei einem informellen Treffen am Donnerstag
in Bukarest die Einrichtung einer Kontaktgruppe beschlossen, die
zusammen mit lateinamerikanischen Ländern nach Wegen aus der Krise in
Venezuela suchen soll. Das Ziel ist die Entmachtung des
sozialistischen Präsidenten Nicolás Maduro und Durchführung von
Präsidentschaftswahlen. Laut Mogherini wird die Kontaktgruppe auf
Ministerebene ein Mandat von zunächst 90 Tagen haben. Deutschland,
Frankreich, Italien, Großbritannien, Spanien, Portugal, Schweden und
die Niederlande werden in dem Gremium vertreten sein. Ecuador, Costa
Rica, Uruguay und Bolivien haben eine Beteiligung zugesagt. Aufgabe
der Kontaktgruppe wird nicht die offizielle Vermittlung zwischen den
politischen Gegnern in Venezuela sein.

In Venezuela hatte sich der Parlamentspräsident Guaidó letzte Woche
zum Gegenpräsidenten ausrufen lassen. Unmittelbar darauf wurde er als
legitimer Staatspräsident Venezuelas von den USA anerkannt. Rund 20
Länder schlossen sich dem Vorstoß Washingtons an. Am Donnerstag
erkannte auch das EU-Parlament Guaidó als Interimspräsidenten an.
Deutschland und weitere EU-Staaten setzten dem amtierenden
Präsidenten Maduro eine Frist bis Sonntag, um Neuwahlen anzuberaumen.
Sollte das nicht geschehen, wollen diese Länder seinen Kontrahenten
anerkennen. Maduro wird weiterhin von China, Rußland, Bolivien, Kuba
und Nicaragua unterstützt.

1. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - GESUNDHEIT/8019: Medizin und Gesundheitswesen - 01.02.2019 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8019: Medizin und Gesundheitswesen - 01.02.2019 (SB)




VOM TAGE



15.000 Kinder mit Rheuma in Deutschland

Entgegen der allgemeinen Annahme ist Rheuma keineswegs eine Frage des
fortgeschrittenen Alters. Auch junge Menschen und sogar Kleinkinder
können betroffen sein. Laut Deutschem Ärzteblatt leiden bundesweit
rund 15.000 Kinder und Jugendliche unter juveniler idiopathischer
Arthritis (JIA). Das sollen die Versicherungsdaten der Kaufmännischen
Krankenkasse KKH ergeben haben. Zu den typischen Anzeichen zählen
Bewegungseinschränkungen wie hinkendes Gehen und Gelenksteifigkeit
nach längeren Ruhephasen, beispielsweise morgens. Betroffene Kinder
versuchten zudem oftmals, Gelenkschmerzen durch eine Schonhaltung,
meist in Beugung, zu lindern.
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Nächtliche Attacke auf Brasiliens Botschaft in Berlin

In Berlin-Mitte haben mindestens vier Unbekannte am Freitagmorgen die
Botschaft Brasiliens attackiert. Sie warfen Farbbeutel und
Gegenstände gegen die Fassade. Eine Reihe von Fenstern ging zu Bruch.
Weil es einen politischen Hintergrund der Tat geben könnte, übernahm
der Staatsschutz die Ermittlungen. Polizeiangaben zufolge kann ein
Zusammenhang mit dem Angriff auf ein Gebäude des Online-Händlers
Amazon am Donnerstagmorgen nicht ausgeschlossen werden.

1. Februar 2019
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In Moskauer Museum gestohlenes Bild ist wieder da

Als am vergangenen Sonntag ein Mann in der bekannten Moskauer
Tretjakow-Galerie während der Öffnungszeit seelenruhig das Gemälde
"Ai-Petri.Krim" des russischen Landschaftsmalers Archip Kuindschi
abhängte und damit fortging, schritten weder Besucher noch das
Sicherheitpersonal ein. Videoaufzeichnungen zeigten, daß der Dieb das
Kunstwerk lediglich in eine Jacke hüllte und damit das Gebäude
verließ.

Laut der russischen Nachrichtenagentur Interfax hat die Polizei das
1890 entstandene Kunstwerk inzwischen unbeschädigt auf einer Baustelle
außerhalb von Moskau sichergestellt. Einzelheiten wurden nicht
berichtet.

Der Versicherungswert des aus dem Russischen Museum in St. Petersburg
entliehenen Bildes wurde mit rund 175.000 Euro angegeben. Eine
Sprecherin der Polizei wollte nicht ausschließen, daß es sich um einen
Auftragsdiebstahl handelte.

Natürlich löste der Vorfall wieder eine Diskussion über unzureichende
Sicherheitsvorkehrungen in den Museen aus.
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Washington kündigt Abrüstungsvertrag INF

Die USA haben den 1987 mit der UdSSR geschlossenen Abrüstungsvertrag
INF aufgekündigt, um sich atomar bestückbare Mittelstreckenraketen
zulegen zu können. Washington sieht sich an das Abkommen nicht
gebunden, weil das russische Militär mit dem Marschflugkörper 9M729
angeblich gegen den INF-Vertrag verstößt. Nach russischen Angaben hat
dieser eine Reichweite von 480 Kilometern und verstößt deshalb nicht
gegen das Abkommen. Die Amerikaner vermuten, daß die Waffe eine
Reichweite vergleichbar ihrer eigenen Tomahawk-Marschflugkörper hat,
die rund 2500 Kilometer beträgt.

Der INF-Vertrag sieht eine Kündigungsfrist von sechs Monaten vor. Es
besteht somit immer noch die Möglichkeit, daß Washington seine
Aufkündigung zurücknimmt, falls Rußland seine Marschflugkörper
verschrottet. Ein Rußland dahingehend von den USA im Dezember
gestelltes Ultimatum ist an diesem Samstag abgelaufen. Außenminister
Pompeo sagte, man wolle auf allen Ebenen mit Rußland verhandeln.

Moskau wirft den USA vor, ihrerseits mit dem in Rumänien
stationierten Raketenabwehrsystem gegen den Abrüstungsvertrag zu
verstoßen. Das System kann nämlich leicht in eine Offensivwaffe
umgebaut werden.

Die vom INF-Vertrag verbotenen bodengestützten Marschflugkörper und
Raketen mit Reichweiten von 500 bis 5500 Kilometern stellen besonders
für Europa eine große Gefahr dar.
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Familiengeld in Bayern wird nicht mehr auf Hartz-IV angerechnet

In Bayern wird künftig das Landesfamiliengeld nicht mehr auf
Hartz-Vier-Leistungen angerechnet. Damit soll für die Familien
Rechtssicherheit geschaffen werden, verlautete aus dem
Sozialministerium in München. Zuvor hatten der Bund und der Freistaat
in der Frage der Anrechnung des Familiengeldes auf
Grundsicherungsleistungen eine Einigung erzielt. Weil das
Familiengeld in Bayern nach einer rückwirkenden Rechtsanpassung an
Eltern gezahlt wird, damit diese für eine förderliche frühkindliche
Betreuung ihres Kindes sorgen können, gilt für die
Unterstützung Anrechnungsfreiheit bei Hartz-IV-Bezügen gemäß
Bundesrecht. Das monatliche Familiengeld beträgt in Bayern für ein-
und zweijährige Kinder 250 Euro. Bei einem dritten Kind steigt der
Zuschuß auf 300 Euro. Das Bundessozialministerium hatte eine
Anrechnung des Familiengeldes auf Hartz-IV-Leistungen gefordert. In
den vom Bund geführten Jobcentern wurde das auch durchgesetzt. In
Kommunen, in denen die Landesregierung für die Jobcenter zuständig
ist, fand die Anrechnung nicht statt.
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Ministerin Schulze schwenkt auf Tempolimit 130 km/h ein

Nachdem eine Befragung des ZDF-Politbarometer ergeben hatte, daß sich
viele Deutsche sehr wohl ein generelles Tempolimit auf Autobahnen
vorstellen können, traut sich jetzt auch Bundesumweltministerin Svenja
Schulze (SPD) Front gegen Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) zu
machen, für den solche Beschränkungen völlig ausgeschlossen sind.

Deutschland ist Europas letztes Land ohne ein Limit auf den
Autobahnen. Überwiegend gilt bei den Nachbarländern 130 km/h als
Höchstgeschwindigkeit.

Die Untersuchung hatte ergeben, daß jeder zweite Deutsche (50 Prozent)
für ein Tempolimit von 130 Stundenkilometern ist. Sieben Prozent der
Befragten könnten sich sogar eine noch niedrigere
Höchstgeschwindigkeit vorstellen. Immerhin 41 Prozent wollen jedoch
keinerlei Begrenzung.

Nachdem sich Ministerin Schulze lange nicht festlegen wollte, meinte
sie nun nach einem Bericht von Spiegel Online, daß sich viele Fahrer
auf den Schnellstraßen sehr wohl unsicher fühlen würden. Außerdem
sieht sie ein Tempolimit von 130 km/h oder darunter als kleinen, aber
nicht unbedeutenden "Baustein für den Klimaschutz".
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Hilfsorganisationen fordern sichere Häfen für Bootsflüchtlinge

Rund 40 europäische Hilfsorganisationen, darunter Ärzte ohne Grenzen,
Oxfam, Caritas Europa und SOS Méditerranée, haben
Bundesjustizministerin Barley und Innenminister Seehofer in einem
offenen Brief aufgefordert, sich auf europäischer Ebene für sichere
Mittelmeerhäfen für Bootsflüchtlinge einzusetzen und deren
Rückführung nach Libyen zu unterbinden. In dem nordafrikanischen Land
drohen den Flüchtlingen Versklavung, willkürliche Inhaftierung,
Mißhandlung und Folter. Die Unterzeichner der Petition erwarten zudem
mehr Unterstützung für private Seenotrettungsschiffe. Die Länder
sollten allen Schiffen, die Such- und Rettungsaktionen durchführen,
erlauben, in ihren Häfen anzulegen, gerettete Personen von Bord gehen
zu lassen und zügig wieder abzulegen.
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MEDIEN/452: NetzDG endlich umfassend nachbessern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 31. Januar 2019

NetzDG endlich umfassend nachbessern



Zu den zweiten Transparenzberichten nach dem
Netzwerksdurchsetzungsgesetz (NetzDG) erklärt Renate Künast MdB:

Wir brauchen keine Hinhaltetaktik der Bundesregierung, sondern müssen
jetzt die groben Fehler bei der Schaffung des Gesetzes beseitigen.

Die Transparenzberichte der Unternehmen müssen so vergleichbar sein,
dass keine monatelange und ressourcenaufwendige Evaluation nötig ist.
Mittlerweile liegen die zweiten Transparenzberichte vor, - und das
Bundesamt für Justiz wertet noch in aller Seelenruhe die ersten
Berichte aus. Die vergangenen Wahlen haben gezeigt, dass
Wahlbeeinflussung immer mehr in den sozialen Medien stattfindet. Darum
brauchen wir eine Ausweitung der Berichtspflicht über das Aufkommen
und Bemühungen zur Reduktion von social bots sogenannter "fake
Profile".

Wir fordern schon lange eine Konkretisierung des bestehenden Melde-
und Abhilfe-Verfahrens nach europäischen Vorgaben. Wir brauchen eine
wirksame Gesamtstrategie gegen die Verrohung des Diskurses und
Einschüchterung engagierter Menschen im Netz.

Wir fordern:

1. Nutzer müssen Meldewege immer leicht finden.

2. Social bots sollten immer als solche zu erkennen sein.

3. Ein put-back-Verfahren für zu Unrecht gelöschte Inhalte.

4. Betroffene sollen sich mit Beschwerden über Löschungen an eine
Clearingstelle wenden können.

5. Betroffene brauchen schnellen und effektiven Rechtsschutz. Es kann
nicht sein, dass juristisches Fachwissen nötig ist, um einen Inhalt zu
melden.

6. Gemeinsam mit den Ländern muss ein moderner und effektiver
Jugendschutz entwickelt werden.

7. Falschnachrichten dürfen kein attraktives Geschäftsmodell sein.

Es liegen Gesetzesinitiativen aller Oppositionsfraktionen vor. Unsere
Vorschläge müssen in einer Anhörung im Rechtsausschuss mit
Sachverständigen diskutiert werden.

Die zentrale Herausforderung an die Regierung heißt bei der
Novellierung des NetzDG: Die Balance zwischen Persönlichkeitsschutz
und Meinungsfreiheit zu wahren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1932: Istanbul Konvention - Bundesregierung muss Schutz von Frauen verbessern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Februar 2019

Istanbul Konvention: Bundesregierung muss Schutz von Frauen verbessern



Zum ersten Jahrestag des Inkrafttretens der Istanbul Konvention
erklärt Ulle Schauws, Sprecherin für Frauenpolitik:

Die Istanbul Konvention ist die Chance, Gewaltschutz für Frauen
endlich groß zu schreiben! Die Konvention ist ein Meilenstein im Kampf
gegen Gewalt gegen Frauen und diese Möglichkeit müssen wir nutzen,
denn sie verpflichtet alle Mitgliedsstaaten, Frauen vor allen Formen
von Gewalt zu schützen, Gewalt gegen Frauen und häusliche Gewalt zu
verhüten, zu verfolgen und zu beseitigen. Gewalt gegen Frauen ist ein
strukturelles Problem und geht alle an. Jede dritte Frau in
Deutschland wurde schon einmal Opfer von körperlicher oder
sexualisierter Gewalt. Ihr Schutz ist ein Menschenrecht und staatliche
Verpflichtung. Die Bundesregierung muss den Schutz von Frauen
verbessern, indem eine deutlich verbesserte Ausstattung und
Finanzierung von Beratungsstellen, Notrufen und Frauenhäusern
sichergestellt wird, damit allen von Gewalt betroffenen Frauen Zugang
zu diesen Einrichtungen gewährt werden kann.

Was es jetzt braucht, ist die Einrichtung der in der Konvention
vorgeschriebenen zentralen Koordinierungsstelle, um die stringente
Umsetzung, Beobachtung und Bewertung der geforderten Maßnahmen zu
gewährleisten.

Außerdem muss die Regierung schnellstmöglich dafür sorgen, dass von
Gewalt betroffene geflüchtete Frauen und Mädchen ein eigenständiges
Aufenthaltsrecht bekommen. Denn wirksamer Schutz vor Gewalt steht
allen Frauen zu, unabhängig von ihrer Herkunft oder ihrem
Aufenthaltsstatus. Die Bundesregierung muss ihre eingelegten
Vorbehalte zu den Art. 59 Abs. 2 und 3 zurücknehmen. Sie darf nicht
länger geflüchteten oder migrierten Frauen und Mädchen, die von
häuslicher Gewalt betroffen sind oder als Zeuginnen aussagen, die
Möglichkeit auf ein eigenständiges Aufenthaltsrecht verweigern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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UMWELT/1813: Wer Moore schützt, schützt das Klima


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Februar 2019

Wer Moore schützt, schützt das Klima!



Zum Welttag der Feuchtgebiete am 2. Februar erklärt Steffi Lemke,
Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Gesunde Moore sind der Garant für sauberes Trinkwasser, guten Boden
und lebendige Artenvielfalt.

Viele Moorböden sind durch intensive Landwirtschaft und Torfabbau
dramatisch in ihren Funktionen beeinträchtigt. Das belastet das Klima.
In Deutschland sind 37 Prozent der Emissionen aus der
landwirtschaftlichen Nutzung auf die Entwässerung von Moorböden
zurückzuführen, obwohl diese nur 7,3 Prozent der landwirtschaftlichen
Nutzfläche entsprechen. Diese Emissionen können nur reduziert werden,
wenn die Moore wiedervernässt werden und damit die Torfmineralisation
gestoppt wird.

Dem Moorschutz muss allerhöchste Priorität eingeräumt werden. Mehr als
300 Millionen Euro Agrarfördergelder unterstützen derzeit eine
Landwirtschaft, die die Zerstörung von Moorböden in Deutschland
vorantreibt. Es darf kein Steuerzahlergeld mehr für die Entwässerung
der Moorböden für die ackerbauliche Nutzung geben.

Der Schutz von Mooren ist unerlässlich. Moore speichern enorme Mengen
Kohlendioxid. Moorböden stellen mit 1,2 Milliarden Tonnen Kohlenstoff
den größten terrestrischen Kohlenstoffspeicher Deutschlands dar. Sie
dienen dem Hoch- und Grundwasserschutz und sind Heimat vieler Tiere
und Pflanzen, darunter gefährdete Arten wie Moorfrosch oder Sonnentau.
Wer Moore schützt, schützt das Klima.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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WIRTSCHAFT/2856: Industriestrategie 2030 - Faire und ökologische Industriepolitik ist überfällig


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 1. Februar 2019

Industriestrategie 2030: Faire und ökologische Industriepolitik ist überfällig



Zu Berichten über die kommende Vorstellung einer Industriestrategie
2030 durch Wirtschaftsminister Altmaier erklärt Kerstin Andreae,
Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Dass die Bundesregierung endlich die Notwendigkeit einer
industriepolitischen Strategie erkennt ist überfällig und
begrüßenswert. Dafür braucht der Wirtschaftsminister aber ein
ordnungspolitisches Gesamtkonzept mit klaren Zielen, das einen fairen
Wettbewerb sichert und die ökologischen Chancen in den Mittelpunkt
stellt. Die Leitlinie muss sein: Innovationen fördern, nicht einzelne
Unternehmen. Was nicht passieren darf, ist, dass eine solche
Industriestrategie zur Fördermaschine für einzelne Großkonzerne
verkommt. Das wäre das Gegenteil von industriellem Aufbruch.

Für eine gute Industriepolitik braucht es keine Sonderregeln für
Großkonzerne, sondern ein klares Kartellrecht, unabhängige
Kartellbehörden, einen ambitionierten ordnungspolitischen Rahmen und
die Förderung von Innovationen auch und gerade bei KMUs und
Unternehmensgründungen.

Das geht nicht, indem man Energiepolitik zu Lasten von Umwelt- und
Klimaschutz macht. Minister Altmaier muss sich für bezahlbare
erneuerbare Energien einsetzen. Wir brauchen einen CO2-Preis, der auch
für energieintensive Unternehmen gilt. Gerade die sollen ja weniger
energieintensiv werden. Ein CO2-Preis für alle sorgt für Innovation -
so erreichen wir wieder technologische Führungspositionen.
Klimatechnologien sind der Markt der Zukunft, laut BDI wird deren
Weltmarktvolumen bis 2030 auf 1-2 Billionen Euro pro Jahr wachsen.

Beim Streben nach stabilen Sozialabgaben unterstützen wir Altmaier
gern. Das darf aber nicht in Widerspruch zu dringend benötigten
Investitionen in Bildung und Qualifizierung führen, denn diese sind
zentral für Teilhabe und somit für Akzeptanz. Auch das Ziel eines
wettbewerbsfähigen Steuersystems teilen wir - wenn das nicht zu einem
Rennen um die niedrigsten Steuersätze beiträgt. Was wir brauchen, sind
Anreize für ein ökologischeres, sozialeres und digitaleres
Wirtschaften, durch Forschungsförderung, Digitalisierungsprämien und
die Förderung CO2-armer Technologien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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EUROPA/953: EU-Nachhaltigkeitspapier gute Grundlage für Debatte


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2019

EU-Nachhaltigkeitspapier gute Grundlage für Debatte



Zum Diskussionspapier der beiden Vizepräsidenten der EU-Kommission,
Frans Timmermans und Jyrki Katainen, das sich mit den
UN-Nachhaltigkeitszielen befasst, erklärt der Obmann der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion im Parlamentarischen Beirat für nachhaltige
Entwicklung (PBnE), Kai Whittaker:

"Ich begrüße sehr, dass die EU-Kommission ein Papier zu der Frage
vorgelegt hat, wie die EU die Umsetzung der 17 Nachhaltigkeitsziele
der UN bis 2030 erreichen möchte. Gerade im Vorfeld der Wahlen zum
Europäischen Parlament ist dies ein guter Beitrag, um das
Zukunftsthema Nachhaltigkeit in den Mittelpunkt der politischen
Debatte zu rücken. Das Diskussionspapier enthält viele konkrete
Vorschläge, über die im Einzelnen diskutiert werden muss - auf
politischer, aber auch auf gesellschaftlicher Ebene. In erster Linie
stellt es aber einen Auftrag an die neue EU-Kommission dar, für die
Umsetzung der Ziele bis 2030 konkrete Schritte auszuarbeiten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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KULTUR/633: Mehr Freiraum für das Ehrenamt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2019

Mehr Freiraum für das Ehrenamt



Am heutigen Donnerstag, 31. Januar 2019, debattiert der Deutsche
Bundestag den Koalitionsantrag "Kultur in ländlichen Räumen stärken -
Teilhabe ermöglichen". Hierzu erklären die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Gitta Connemann und die
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Kultur und Medien, Elisabeth Motschmann:

Gitta Connemann: "Ohne Kultur wäre alles nichts - auch wir alle nicht.
Sie spricht Seele, Herz, Glauben und Verstand an. Sie stiftet
Identität und verbindet. Für die Union darf es deshalb kulturelle
Angebote nicht nur in Metropolen und Ballungsgebieten geben. Kultur
gehört auch in die Fläche - von Anklam bis Zerbst, von Ahrenshoop bis
Wolfratshausen. Bei der Kulturförderung setzt die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion einen Schwerpunkt für ländliche Regionen
und will damit die Zusage gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz
Deutschland einlösen.

Kulturelles Leben in ländlichen Regionen ist ohne Ehrenamt nicht
denkbar. Engagierte vor Oft unterstützen und initiieren kulturelle
Projekte, sei es in Orchestern, Chören, Theater- und Tanzgruppen,
Heimat- und Kulturvereinen. Wer diese Vielfalt erhalten und stärken
will, muss das Ehrenamt entlasten - von Bürokratie, von Kosten, von
organisatorischen Hürden. Regelungen müssen entbürokratisiert und der
Rechtsrahmen für ehrenamtliche Betätigung verbessert werden. Hierzu
erwarten wir Vorschläge der Bundesregierung."

Elisabeth Motschmann: "Die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse
ist ein zentrales politisches Ziel der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in
dieser Wahlperiode. Dies betrifft vor allem auch die ländlichen
Regionen, in denen mehr als 40 Millionen Menschen leben. Auch wenn die
Kulturhoheit bei den Ländern und Kommunen liegt, trägt der Bund eine
Mitverantwortung für die Sicherung einer kulturellen Grundversorgung.

Die Kulturstiftung des Bundes ermöglicht mit einem Etat von jährlich
35 Millionen Euro bereits viele gute Projekte in ländlichen Räumen.
Das Erfolgsprogramm "Transformation" geht in eine weitere Förderrunde
und wird aufgestockt. Das Denkmalschutzsonderprogramm fördert
deutschlandweit nicht nur den Erhalt unseres kulturellen Erbes,
sondern schafft auch Orte für gemeinsame kulturelle Erlebnisse. Noch
in diesem Jahr geht zudem das neue Zukunftsprogramm Kino an den Start.
Es wird einen wichtigen Beitrag leisten zum Erhalt des Kinos als
Kultur- und Begegnungsort in der Fläche. Auch der Buchhandlungspreis
trägt zum Erhalt unserer reichen Kulturlandschaft bei."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MEDIEN/252: Mehr Tempo bei der freiwilligen Selbstkontrolle für soziale Netzwerke


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2019

Mehr Tempo bei der Bewertung der Transparenzberichte und der
Einrichtung der freiwilligen Selbstkontrolle für soziale Netzwerke



Die sozialen Netzwerke haben am heutigen Donnerstag ihren zweiten
Transparenzbericht zur Umsetzung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes
veröffentlicht. Dazu können Sie die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt zitieren:

"Beide Halbjahresberichte legen nahe, dass von Overblocking keine Rede
sein kann. Dennoch muss das Bundesamt für Justiz nun die Bewertung der
Transparenzberichte möglichst zügig vorantreiben, damit die
Evaluierung des NetzDG wie geplant bis spätestens 2020 abgeschlossen
werden kann. Ebenso sollte das Bundesamt für Justiz nun schnell den
Antrag der Freiwilligen Selbstkontrolle Multimedia-Diensteanbieter
(FSM) prüfen, die auf Bitten von Youtube und Facebook eine
Selbstregulierungsstelle einrichten will. Nachdem die Plattformen sich
lange für die Entscheidung zur freiwilligen Selbstkontrolle Zeit
gelassen haben, sollte das Bundesamt auch hier zügig zu einer
Entscheidung kommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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RECHT/900: Starke Justiz, schnellere Verfahren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2019

Starke Justiz, schnellere Verfahren

Pakt für den Rechtsstaat nimmt Fahrt auf



Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Ministerpräsidenten der Länder
haben heute den Pakt für den Rechtsstaat geschlossen. Dazu erklärt der
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus:

"Dass Bund und Länder heute gemeinsam den "Pakt für den Rechtsstaat"
geschlossen haben, ist ein großer Erfolg. Nur in der Zusammenarbeit,
nur wenn Bund und Länder in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich
konkrete Maßnahmen umsetzen, kann die Justiz wirksam gestärkt werden.
Der gemeinsame Pakt für den Rechtsstaat war und ist ein Kernanliegen
der Unionsfraktion. Uns war wichtig, den Pakt in den Koalitionsvertrag
aufzunehmen, und nun wird er umgesetzt.

Die Länder verpflichten sich, bis Ende 2021 insgesamt 2.000
zusätzliche Stellen für Richter und Staatsanwälte zu schaffen. So
können Verfahrenszeiten verkürzt werden. Auch die Polizei wird
aufgestockt. Außerdem werden wir die Verfahren vor Gericht
beschleunigen und vereinfachen. Die Umsetzung dieses Vorhabens wird
der nächste wichtige Schritt sein. Es ist dringend notwendig, die
Strafverfahren zu vereinfachen und zu verhindern, dass sie durch
Missbrauch bestimmter Verfahrensrechte verschleppt werden.

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist der Schutz der Bürger die
zentrale Aufgabe des Staates. Die Bürger müssen sich darauf verlassen
können, dass Verfahren schnell entschieden werden. Nur eine schnelle
und effiziente Justiz kann Kriminalität nachhaltig bekämpfen. Wir
werden uns für eine schnelle Umsetzung der Maßnahmen einsetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/1949: Gegen sexuellen Kindesmissbrauch mit umfassendem Konzept vorgehen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2019

Gegen sexuellen Kindesmissbrauch mit umfassendem Konzept
vorgehen

Wir brauchen Hilfen für Betroffene genauso wie eine Schärfung der
Ermittlungsinstrumente



Zum 1000-fachen Kindesmissbrauch auf einem Campingplatz in
Nordrhein-Westfalen erklärt die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön:

"Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gehört der Kampf gegen sexuellen
Missbrauch von Kindern und Jugendlichen zu den wichtigsten
kinderpolitischen Aufgaben. Es ist eine unhaltbare Situation, dass der
Unabhängige Beauftragte für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs
feststellen muss, dass sexuelle Gewalt gegen Kinder und Jugendliche
zum Grundrisiko einer Kindheit in Deutschland gehört.

Unsere Fraktion arbeitet gerade an einem umfassenden Konzept gegen den
sexuellen Kindesmissbrauch. Dies enthält drei Elemente: Bessere Hilfe,
bessere Prävention, bessere Strafverfolgung. So brauchen wir eine
bessere Unterstützung der Betroffenen, zum Beispiel durch den Ausbau
von Trauma- und Gewaltschutzambulanzen sowie spezialisierter
Fachberatung. Wir brauchen aber auch konsequente und harte
Strafverfolgung bei der Bekämpfung von Missbrauch - auch gegen
Missbrauch im Netz. Wir müssen endlich durchsetzen, dass der Schutz
von Daten nicht über dem Kinderschutz stehen darf. Wir unterstützen
die Forderung des Unabhängigen Beauftragten, eine Meldepflicht für
Internet Provider bei Verdacht auf Kinderpornographie einzuführen. Und
wir wollen Ermittlungsbehörden alle Instrumente an die Hand geben,
Kindesmissbrauch und Kinderpornographie zu verhindern. Sie müssen
überall gegen Kinderpornographie ermitteln können, auch im sogenannten
Darknet.

Das Bundesfamilienministerium und das Bundesjustizministerium sind
aufgefordert, gute Konzepte, die auf dem Tisch liegen, endlich
umzusetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2799: EU-Japan Abkommen stärkt deutsche Wirtschaft


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 31. Januar 2019

EU-Japan Abkommen stärkt deutsche Wirtschaft

Wichtiges Signal in Zeiten globaler Handelskrisen



Am morgigen Freitag wird das EU-Japan-Freihandelsabkommen in Kraft
treten. Dazu erklärt Mark Hauptmann, Vorsitzender der Jungen Gruppe
der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag:

"Japan ist einer unserer wichtigsten und verlässlichsten
Handelspartner. Das Freihandelsabkommen zwischen der Europäischen
Union und Japan ist deshalb in Zeiten globaler Handelskrisen, eines
zunehmenden Protektionismus und des bevorstehenden Brexits ein
wichtiges wirtschaftliches wie politisches Signal. Wir stärken den
Multilateralismus, setzen gemeinsame Standards und bekennen uns zum
wertebasierten Freihandel mit Japan, einem Land, das uns wichtig ist
und nahesteht.

Das EU-Japan-Abkommen ist aber weit mehr als ein Signal: Die deutsche
Wirtschaft wird zu den größten Profiteuren des Abkommens gehören. Die
12.000 deutschen im Japan-Geschäft aktiven Unternehmen werden durch
das Abkommen viele Erleichterungen erhalten - und ihre Zahl wird durch
die Vereinbarung weiter steigen. Das ist gerade auch für kommende
Generationen in beiden Ländern von großer Bedeutung."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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ARBEIT/1851: An die Wurzeln der Erwerbslosigkeit gehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Januar 2019

An die Wurzeln der Erwerbslosigkeit gehen



"Die Bundesregierung ruht sich auf guten Arbeitsmarktdaten aus. Doch
der Arbeitsmarktboom geht überwiegend auf eine konjunkturelle
Hochphase zurück. Vieles spricht dafür, dass dieser Aufschwung derzeit
endet. Um die Erwerbslosigkeit dauerhaft niedrig zu halten, braucht es
deshalb einen grundlegenden politischen Kurswechsel. Gute, stabile
Beschäftigungsverhältnisse, Arbeitszeitverkürzung und ein öffentlich
geförderter Beschäftigungssektor sind die wichtigsten Schritte",
kommentiert Sabine Zimmermann, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, den aktuellen Monatsbericht der Bundesagentur für
Arbeit. Zimmermann weiter:

"Ausgerechnet diejenigen, die heute schon in miesen
Beschäftigungsverhältnissen feststecken, werden auch die ersten sein,
die bei einem Abschwung ihren Job verlieren. DIE LINKE will Leiharbeit
und Minijobs durch gute Arbeitsverhältnisse ersetzen und sachgrundlose
Befristungen abschaffen. Außerdem muss die vorhandene Arbeitsmenge
vernünftig verteilt werden. Derzeit schieben die einen Überstunden vor
sich her, während die anderen trotz guter Konjunktur erwerbslos
bleiben. Die Antwort darauf ist eine Absenkung der Wochenarbeitszeit,
verbunden mit Lohnsteigerungen. Aktuelle Tarifabschlüsse, die eine
Option auf Arbeitszeitverkürzung vorsehen, weisen in die richtige
Richtung. DIE LINKE setzt sich für eine Wochenhöchstarbeitszeit von 40
Stunden und für eine Stärkung der Tarifbindung ein. Schließlich
braucht es auch ein Recht auf Weiterbildung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Januar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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FINANZEN/1537: Spitzensteuersatz - zurück zu Helmut Kohl


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Januar 2019

Spitzensteuersatz - zurück zu Helmut Kohl



"Wir brauchen einen Spitzensteuersatz von 53 Prozent wie unter Helmut
Kohl. Im Unterschied zu Scholz' Vorschlag sollte die Spitzensteuer
aber deutlich später greifen", kommentiert Fabio De Masi,
stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, die Kritik des Wirtschaftsministers Peter Altmaier
am Vorstoß des Finanzministers Olaf Scholz für einen Spitzensteuersatz
von 45 Prozent. De Masi weiter:

"Sinnvoll wäre eine Entlastung von bis zu etwa 7.000 Euro Monatsbrutto
bei Singles. Erst jeder Euro danach würde mit 53 Cent besteuert. Das
wäre wirklich progressiv. Der Begriff Spitzensteuersatz sollte aus dem
deutschen Wortschatz gestrichen werden. Denn wegen des derzeitigen
Schlüssels zahlt man heute auch mit Spitzensteuersatz bei einem
Jahreseinkommen von 60.000 Euro 29,1 Prozent Steuern auf das gesamte
Einkommen - inklusive Solidaritätszuschlag.

Wie die US-Kongressabgeordnete Ocasio-Cortez und der renommierte
Ökonom Krugman will DIE LINKE eine Reichensteuer. 75 Prozent Steuern
für jeden Euro Einkommen über einer Million Euro sind in Deutschland
gut zu machen. Noch wichtiger als die Debatte über Spitzensteuersätze
wäre jedoch eine angemessene Besteuerung der Vermögen und Erbschaften
von Millionären. Die fetten Jahre für die Quandts und Klattens sind
nicht vorbei."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 31. Januar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/5021: Liberté, égalité, parité - Geschlechtergerechtigkeit geht auch im Bundestag


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

"Liberté, égalité, parité" - Geschlechtergerechtigkeit geht auch im Bundestag



In Brandenburg wird heute über ein geschlechtergerechtes Wahlgesetz
abgestimmt. Das geht auch im Bund, sagt Katja Kipping, Vorsitzende der
Partei DIE LINKE:

Es ist höchste Zeit für ein paritätisches Wahlgesetz auf Bundesebene.
Weniger als ein Drittel der Abgeordneten im deutschen Bundestag sind
Frauen, aber mehr als die Hälfte der Bevölkerung. Der Anteil der
Frauen im Bundestag ist in den letzten zehn Jahren sogar gesunken.

Die rot-rote Landesregierung in Brandenburg betritt rechtliches
Neuland und leistet damit einen großen Beitrag zu etwas, was längst
Normalität sein sollte. In Berlin und Thüringen, wo DIE LINKE in
Regierungsverantwortung ist, werden ähnliche Vorschläge diskutiert.

Ich meine: Mindestens jeder zweite Platz bei der Listenaufstellung für
die Bundestagswahl muss von einer Frau besetzt werden. DIE LINKE
praktiziert das schon lange. Andere können das auch.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SICHERHEIT/1926: INF - Kein atomares Säbelrasseln in Deutschland und Europa


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

INF: Kein atomares Säbelrasseln in Deutschland und Europa



Zu der Ankündigung von Trump, den internationalen Vertrag zum Verbot
von nuklearen Mittelstreckenraketen aufzukündigen, sagt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Der internationale Vertrag zum Verbot von "Intermediate Range Nuclear
Forces" (nukleare Mittelstreckenraketen, kurz INF) war ein großer
zivilisatorischer Fortschritt. Erstmalig wurde das
Selbstvernichtungspotential der Menschheit spürbar verringert.

Dass Trump diesen Vertrag jetzt in Frage stellt, ist eine gefährliche
Entwicklung. Seit Jahren werfen Russland und die USA sich gegenseitig
vor, gegen den INF Vertrag zu verstoßen. Die Kündigung des Vertrages
wäre eine Katastrophe. Einem atomaren Rüstungswettlauf wären Tür und
Tor geöffnet.

Die Bundesregierung muss ihren Einfluss geltend machen, um eine
Stationierung neuer amerikanischer Mittelstreckenwaffen in Europa zu
verhindern. Die Verwüstungen eines Atomkrieges machen nicht an
Ländergrenzen halt. Und es sind die europäischen Länder, nicht die
USA, die bei einem Schlagabtausch die Ziele wären.

Tatsächlich ist auch der Schutz durch den INF mit dem technischen
Fortschritt und dem Ende der Kontrollen bereits dünn geworden. Wir
brauchen neue Kontrollmechanismen und eine Ausweitung des Verbots auf
weitere Waffensysteme, dazu eine Klarstellung, dass auch neue
atomwaffenfähige Systeme mit entsprechender Reichweite, wie bestimmte
Kampfdrohnen, unter den Verbotsvertrag fallen. Und schließlich ist es
überfällig, dass Deutschland endlich den Atomwaffensperrvertrag
unterzeichnet.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SOZIALES/2580: Bundessozialgericht kritisiert zu geringe Mietzahlungen der Jobcenter


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Bundessozialgericht kritisiert zu geringe Mietzahlungen der Jobcenter



Wie teuer dürfen Wohnungen von Hartz-IV-Beziehenden sein? Das
Bundessozialgericht hat in sechs Fällen über die Forderungen von
Langzeiterwerbslosen nach der Übernahme höherer Wohnkosten in
Flächenlandkreisen entschieden und in einem Grundsatzurteil die
Berechnungsgrundlage der Jobcenter für eine angemessenen Miete für
unzulässig erklärt und eine Überprüfung angeordnet. Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE, erklärt:

Ich begrüße das Urteil. Es unterstreicht einmal mehr, dass viel zu oft
zu geringe Wohnkosten von den Ämtern erstattet werden. Davon betroffen
sind arme Rentnerinnen und Rentner, Aufstockende und
Langzeiterwerbslose. Zwischen den tatsächlich anfallenden Wohnkosten
und den erstatteten Wohnkosten klafft eine riesige Lücke: 2017 waren
es 560 Millionen Euro. Im Durchschnitt ist jeder fünfte Haushalt in
Hartz IV-Bezug mit durchschnittlich 80 Euro pro Monat betroffen. Diese
80 Euro müssen sich die Menschen vom Munde absparen oder es droht ein
Zwangsumzug.

DIE LINKE fordert die Regierung auf, bundesweit verbindliche Standards
festzulegen, damit die Wohnkosten existenzsichernd ausgestaltet sind.
Dazu muss sie bundesweit verbindliche Richtlinien liefern, wie die
Kosten der Unterkunft berechnet werden. Die überarbeitete Fassung der
AV Wohnen des Landes Berlin sollte bundesweit gelten. In Berlin gibt
es einen besonderen Schutz für Menschen mit Behinderung, für Ältere
und Alleinerziehende, bei ihnen wird besonders darauf geachtet, dass
sie nicht gezwungen sind, ihr vertrautes Wohnumfeld zu verlassen.
Außerdem wird in Berlin im ersten Jahr des Hartz IV-Bezuges die Miete
in voller Höhe übernommen. Die Menschen sollen sich auf die Jobsuche
konzentrieren, statt sich eine neue Wohnung suchen zu müssen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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SOZIALES/2579: Gewalt an Frauen - Regierung verschleppt Umsetzung der Istanbul-Konvention


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Januar 2019

Gewalt an Frauen - Regierung verschleppt Umsetzung der Istanbul-Konvention



"Die Bundesregierung hat von der Unterschrift bis zur Ratifizierung
der Istanbul-Konvention vier Jahre gebraucht. Sollen weitere vier
Jahren vergehen, bis sie uns einen Plan zur Umsetzung der Konvention
vorlegt? Mein Eindruck ist: Die Regierung agiert entweder planlos oder
verhindert bewusst die Umsetzung der Konvention", erklärt Cornelia
Möhring, frauenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich des ersten Jahrestags der Ratifizierung der
Istanbul-Konvention. Möhring weiter:

"Mit der Ratifizierung der Konvention wurden große Hoffnungen
verbunden, denn Gewalt an Frauen, insbesondere häusliche Gewalt, ist
ein großes Problem in Deutschland. Jede vierte Frau hat schon
mindestens einmal in ihrem Leben häusliche Gewalt erlebt. Fast 114.000
Frauen wurden laut polizeilicher Kriminalstatistik im letzten Jahr
Opfer häuslicher Gewalt. Und das Hilfesystem kollabiert. Tausende
Frauen und ihre Kinder müssen jährlich von überfüllten Frauenhäusern
abgewiesen werden, Beratungsstellen agieren am Limit. Forschung und
aktuelle Daten zu Gewalt an Frauen fehlen.

Es ist absurd, dass sich die Bundesregierung mit ihrer
Menschenrechtspolitik brüstet, bei der Umsetzung von
Menschenrechtsabkommen im eigenen Land aber ein Schneckentempo an den
Tag legt. Die Istanbul-Konvention ist die wichtigste
Menschenrechtskonvention zum Schutz von Frauen vor häuslicher Gewalt.
Sie erfordert die Einrichtung von Koordinierungs- und
Monitoringstellen, das Erstellen von Aktionsplänen, die Erhebung von
Daten, die aktive Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft und
natürlich die Einhaltung der einzelnen Artikel. Daher muss auch der
eingelegte Vorbehalt zu Artikel 59 von der Bundesregierung umgehend
zurückgenommen werden damit Frauen, die Opfer von Gewalt geworden
sind, ein eigenständiges Aufenthaltsrecht erhalten."

 * 
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VERKEHR/510: Andreas Scheuer als Verkehrsminister nicht mehr haltbar


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 31. Januar 2019

Andreas Scheuer als Verkehrsminister nicht mehr haltbar



"Mit den derzeitigen Maßnahmen der Bundesregierung verringert sich die
Schadstoffbelastung nur im Schneckentempo. Die Regierung muss endlich
ihre schützenden Hände von der Autoindustrie nehmen, die Ärmel
hochkrempeln und für Hardware-Nachrüstungen auf Kosten der Hersteller
sorgen. Ohne den massenhaften Betrug bei den Abgaswerten wäre die Luft
in den Städten deutlich besser", erklärt Ingrid Remmers,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
Stickstoffdioxid-Bilanz für das Jahr 2018. Remmers weiter:

"Die jüngsten Entwicklungen zeigen jedoch, dass Verkehrsminister
Scheuer weiterhin nicht willens ist, für die Einhaltung der Stickoxid-
Grenzwerte zu sorgen. Stattdessen wird eine Phantomdiskussion über
Grenzwerte und Messstationen geführt, um von den eigentlichen
Verursachern des Abgasskandals abzulenken. DIE LINKE sagt: Nicht die
Grenzwerte sind in Frage zu stellen, sondern die Besetzung des
Verkehrsministerpostens. Ein Minister, der wissenschaftliche Fakten
untergräbt, hat nichts auf einem solchen Posten verloren."

 * 
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BUNDESTAG/7995: Heute im Bundestag Nr. 129 - 01.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 129

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 1. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.51 Uhr

1. Freifunk soll gemeinnützig werden

2. Rüstungsexport kein Minister-Thema

3. EU-weite private Altersvorsorge



1. Freifunk soll gemeinnützig werden

Finanzen/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesrat will die sogenannten
Freifunk-Initiativen fördern und ihnen den Status der Gemeinnützigkeit
zukommen lassen. Dies sieht ein von den Ländern erneut eingebrachter
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung zwecks
Anerkennung der Gemeinnützigkeit von Freifunk (19/6925) vor. Wie die
Länder erläutern, gibt es zahlreiche Initiativen, die ein
Kommunikationsnetzwerk aufbauen, das kostenloses genutzt werden könne.
So würden lokale Bürgernetze entstehen, die einen freien Zugang zum
Internet bieten würden. Eine Alternative zu leistungsfähigen
Internet-Anschlüssen seien sie aber nicht. Nach der Abgabenordnung
könnten Freifunk-Initiativen bisher nicht als gemeinnützig anerkannt
werden. Daher solle die Abgabenordnung ergänzt werden, denn Freifunk
sei eine Form des gemeinnützigen bürgerschaftlichen Engagements, das
die Digitalisierung hervorgebracht habe.

Die Bundesregierung begrüßt in ihrer Stellungnahme die Initiative des
Bundesrates. Allerdings würden im Koalitionsvertrag neben der
Anerkennung der Gemeinnützigkeit des Betriebs und der Unterhaltung
offener WLAN-Netze weitere Veränderungspotentiale für den Bereich der
Gemeinnützigkeit aufgeführt. So sehe der Koalitionsvertrag auch die
Entbürokratisierung des Ehrenamts sowie die bessere Förderung von
bürgerschaftlichem und ehrenamtlichem Engagement vor. "Die
Bundesregierung wird die steuergesetzlichen Änderungen, die
diesbezüglich zur Umsetzung des Koalitionsvertrags erforderlich sind,
einschließlich der Förderung des Freifunks, insgesamt in einem
Gesetzentwurf bündeln", heißt es in der Stellungnahme.

 * 

2. Rüstungsexport kein Minister-Thema

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bei den Gesprächen von Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier in der Türkei Ende Oktober vergangenen Jahres haben
Rüstungsexporte keine Rolle gespielt. Dies teilt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/7260) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/6747) mit. Altmaier wurde von einer Delegation von 80
Personen begleitet, darunter 32 Wirtschaftsvertreter und 25
Journalisten. Zu angeblichen Planungen der Firma Rheinmetall, von der
kein Vertreter an der Reise teilgenommen hatte, für den Bau von
Panzern zusammen mit einem türkischen Unternehmen heißt es, der Export
von Rüstungsgütern werde streng kontrolliert und sei
genehmigungspflichtig. "Sobald gelistete Technologie ins Ausland
exportiert wird, greifen Genehmigungspflichten, auch bei einem Joint
Venture", schreibt die Regierung. Zu etwaigen laufenden
Antragsverfahren würden aber keine Auskünfte gegeben.

 * 

3. EU-weite private Altersvorsorge

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ein europaweit geltendes privates
Altersvorsorgesystem, dessen Produkte die Bürger beim Umzug in ein
anderes EU-Land mitnehmen können, ist Thema einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/7327). Wie es in der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage
heißt, plant die EU-Kommission die Entwicklung eines solchen Systems
unter der Bezeichnung "Pan European Pension Product" (PEPP). Die
Bundesregierung soll die Ziele und die geplanten Maßnahmen des PEPP
bewerten und den Zeitplan angeben. Auch wird nach der steuerlichen
Behandlung solcher Produkte gefragt, zum Beispiel nach der Möglichkeit
einer Mitnahme von Steuervorteilen ins Ausland. Wie die Abgeordneten
in der Vorbemerkung schreiben, begrüßen sie die Idee dieser
Weiterentwicklung der Kapitalmarktunion ausdrücklich, weil ausgeprägte
Kapitalmarktstrukturen in Europa und Deutschland fehlen würden.
"Insbesondere private Haushalte legen ihr Vermögen zu wenig am
Kapitalmarkt an und lassen so in Zeiten niedrigster Zinsen ein
erhebliches Sparpotential liegen", heißt es.

 * 
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BUNDESTAG/7994: Heute im Bundestag Nr. 128 - 01.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 128

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 1. Februar 2019, Redaktionsschluss: 13.01 Uhr

1. Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel

2. Antrag zur Kontrolle von Lebensmitteln

3. Schutz der Vögel in Europa

4. Regierung besorgt über Bodenmarkt

5. Details zum Ende des Kükentötens



1. Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel wirksam
reduzieren möchte die AfD-Fraktion. Die Abgeordneten fordern die
Bundesregierung in einem Antrag (19/7429) unter anderem dazu auf, die
Fördermittel für die bestehende Innovationsforschung zu integriertem
Pflanzenschutz, Resistenzforschung und Resistenzzüchtung sowie für die
unabhängige Beratung der Landwirte zu erhöhen. Bis Ende 2019 soll die
Regierung ein Konzept für ein monetäres Anreizsystem für diejenigen
Landwirte erarbeiten, die den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel
reduzieren.

 * 

2. Antrag zur Kontrolle von Lebensmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt mehr
Transparenz bei Lebensmittelkontrollen. Die Abgeordneten fordern die
Bundesregierung in einem Antrag (19/7435) dazu auf, die bisherigen
Regelungen im Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch (LFGB) zu
ändern. Die Ergebnisse behördlicher Kontrollen sollen unabhängig vom
Schweregrad möglicher Verstöße gegen Bestimmungen zum Schutz der
Gesundheit und vor Täuschung und Irreführung der Öffentlichkeit
zugänglich gemacht werden. Darüber hinaus soll die Rechtsgrundlage für
eine bundeseinheitliche Hygienekennzeichnung für Gaststätten und
lebensmittelverarbeitende Betriebe in Form eines Hygienebarometers
oder Smileys geschaffen werden.

 * 

3. Schutz der Vögel in Europa

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion fordert, den Schutz der Vögel in
Europa zu verbessern. Die Abgeordneten verlangen in einem Antrag
(19/7428) von der Bundesregierung, bei der EU-Kommission den Schutz
der gefährdeten Arten Feldlerche, Turteltaube, Großer Brachvogel,
Bekassine, Kiebitz oder Goldregenpfeifer gemäß Artikel 7
Vogelschutzrichtlinie durchzusetzen, damit die im eigenen Land
durchgeführten Schutzbemühungen nicht durch im Ausland zugelassene
oder geduldete Fang- und Tötungsmethoden konterkariert werden. Darüber
hinaus soll sich die Regierung gegenüber der EU-Kommission für eine
verstärkte Aufklärung der Bevölkerung in Europa und insbesondere in
Südeuropa über die Folgen des Vogelfangs für das Artensterben
einsetzen.

 * 

4. Regierung besorgt über Bodenmarkt

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die Bundesregierung betrachtet die Preisentwicklung
am landwirtschaftlichen Bodenmärkt mit Sorge. Insbesondere die aktiven
Landwirte würde die Lage vor erhebliche Probleme stellen. Das geht aus
einer Antwort der Bundesregierung (19/7363) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/6703) hervor. Weiter heißt es dazu, dass der
Anstieg der Preise für landwirtschaftlich genutzte Flächen einerseits
Ausdruck innerlandwirtschaftlicher Konkurrenz sei. Der Anstieg der
Kaufpreise werde aber verstärkt durch ein erhebliches Interesse
nichtlandwirtschaftlicher Investoren infolge der Niedrigzinspolitik
der Europäischen Zentralbank. Ein weiterer Faktor sei der Verlust an
landwirtschaftlichen Flächen zugunsten anderweitiger Nutzungen. Noch
seien Eigentumsübergänge von Agrarflächen bislang nach dem
Grundstückverkehrsgesetz nicht genehmigungspflichtig, heißt es weiter.
Die Bundesregierung sei aber der Auffassung, dass diese
Regulierungslücke durch die für das landwirtschaftliche Bodenrecht
zuständigen Bundesländer geschlossen werden sollte. Der
Koalitionsvertrag enthalte dazu den Auftrag, die Länder bei der
entsprechenden Novellierung des Bodenrechts zu unterstützen.

 * 

5. Details zum Ende des Kükentötens

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke interessiert sich für Details
zum Ende des Kükentötens und dessen Alternativen. Die Abgeordneten
verlangen in einer Kleinen Anfrage (19/7355) Auskunft von der
Bundesregierung darüber, in welcher Form und in welcher finanziellen
Höhe Bruderhahninitiativen und Zweinutzungsrassen als Alternativen zum
Kükentöten in den letzten fünf Jahren gefördert wurden. Des Weiteren
soll angegeben werden, welcher Zeitplan für die Umsetzung des im
Koalitionsvertrag verankerten Verbots verfolgt wird.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7993: Heute im Bundestag Nr. 127 - 01.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 127

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 1. Februar 2019, Redaktionsschluss: 11.31 Uhr

1. Förderdauer beim Akademienprogramm

2. Fragen zur 91. Umweltministerkonferenz

3. Fragen zum Elektrogesetz

4. Fragen zur EU-Kunststoffrichtlinie

5. Quantifizierung von Abfallströmen



1. Förderdauer beim Akademienprogramm

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Beim Akademienprogramm handelt es sich um ein
bundesweit einzigartiges Förderangebot für geistes- und
sozialwissenschaftliche Langzeitforschung. Es steht zwischen einer auf
Dauer angelegten institutionell geförderten Forschung, wie sie zum
Beispiel bei den Wissenschaftsakademien und den
Forschungsorganisationen im deutschen Wissenschaftssystem verankert
ist, und der Projektförderung, die in der Regel auf maximal zwölf
Jahre begrenzt ist. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/7344) auf die Kleine Anfrage der AfD (19/6910).

Das Akademienprogramm ist das derzeit größte geisteswissenschaftliche
Forschungsprogramm der Bundesrepublik Deutschland und wird von der
Union der deutschen Akademien der Wissenschaften koordiniert. Beim
Akademienprogramm haben die Länder die Federführung, der Bund die
Co-Federführung. Innerhalb des von der Akademienunion koordinierten
Akademienprogramms bearbeiten circa 900 Mitarbeiter insgesamt 140
Projekte mit 196 Arbeitsstellen. Das Akademienprogramm umfasst ein
Gesamtvolumen von rund 68,7 Millionen Euro. Hier entstehenden
Wörterbücher, Lexika und Editionen aus den Gebieten der Theologie,
Philosophie, Geschichte, Literatur- und Sprachwissenschaften,
Kunstgeschichte und Archäologie. es wird Inschriften- und
Namenforschung betrieben, Musikwissenschaft gefördert sowie
Grundlagenforschung in den Sozial- und Kulturwissenschaften betrieben.

Die AfD hatte kritisiert, dass die Höchstförderdauer 25 Jahre betrage,
da eine Verlängerung dieses Förderzeitraumes zuwendungsrechtlich
ausgeschlossen sei. 25 Jahre hätten sich jedoch bei komplexen
Daueraufgaben als unzureichend erwiesen. Im Hinblick auf die
bevorstehende Evaluation des Akademienprogramms durch den
Wissenschaftsrat im Jahre 2019 fordert die AfD, dass solche
Daueraufgaben künftig keiner Förderungsbefristung mehr unterliegen. Zu
den Daueraufgaben gehören aufwändige Editionen wie zum Beispiel die
Editierung der griechischen Übersetzung des hebräischen Alten
Testaments.

Die Bundesregierung betont in der Antwort, dass der Wissenschaftsrat
in seiner Evaluierung des Akademienprogramms 2009 empfohlen habe, die
sogenannten Daueraufgaben bis 2012 aus dem Programm herauszunehmen.
Die Länder und der Bund hätten sich die Empfehlung zu Eigen gemacht,
sodass in der Folge sukzessive - in Einzelfällen zunächst vorläufige -
Enddaten für alle Projekte definiert und Vorhaben geordnet beendet
oder in andere Finanzierungsformen übergeben wurden.

Für Neuanträge sei eine Höchstdauer von 25 Jahren vorgegeben. Auf
Antrag und in Abhängigkeit des Ergebnisses wissenschaftlicher
Zwischenevaluierungen kann die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK)
jedoch über Verlängerung entscheiden. Es dürfe sich dabei nicht um
Daueraufgaben handeln, vielmehr müsse der Aufgabenkanon feststehen und
in kalkulierbarer Zeit bearbeitbar sein. Für eine Begrenzung der
Projekte auf im Regelfall 25 Jahre spreche insbesondere, dass jede
Wissenschaftlergeneration die Möglichkeit haben soll, selbst ihre
Langzeitvorhaben auszuwählen und zu bearbeiten, betont die
Bundesregierung. Verlängerungen über 25 Jahre hinaus seien auf Antrag
möglich. Im Durchschnitt würden im Akademienprogramm jährlich circa
sechs Projekte auslaufen, deren Mittelansätze dann wieder für neue
Langzeitvorhaben im Folgejahr zur Verfügung stünden.

Die Akademienunion habe das Programm seit 2016 in strategischen
Feldern fortentwickelt (Digitalisierung, Internationalisierung,
Stärkung des wissenschaftlichen Nachwuchses, stärkere Teilhabe von
Wissenschaftlerinnen) und hierfür zusätzliche Mittel von den Ländern
und dem Bund erhalten. Vor der Entscheidung über eine
Weiterentwicklung des Programms nach 2020 soll auf Wunsch der
Zuwendungsgeber zunächst eine erneute Evaluierung durch den
Wissenschaftsrat stehen. Die Bundesregierung werde gemeinsam mit den
Ländern nach Vorlage des Evaluationsberichtes beraten, ob, und wenn
ja, welche förderpolitischen Maßnahmen zu treffen sind.

In Abgrenzung zur institutionellen Förderung, mit der die Einrichtung
als solche gefördert werde, diene die Projektförderung zur Deckung von
Ausgaben des Zuwendungsempfängers für einzelne zeitlich und inhaltlich
abgegrenzte Vorhaben. Eine unbefristete Projektförderung sei somit
haushaltsrechtlich ausgeschlossen.

 * 

2. Fragen zur 91. Umweltministerkonferenz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion verlangt Auskunft über die
diskutierten Inhalte auf der 91. Umweltministerkonferenz Anfang
November 2018 in Bremen. In einer Kleinen Anfrage (19/7350) fragt die
Fraktion die Bundesregierung unter anderem nach Debatten und
Positionen zu CO2-Normen für schwere Nutzfahrzeuge.

 * 

3. Fragen zum Elektrogesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Nach einer möglichen Novelle des Elektrogesetzes
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7331).
Vor diesem Hintergrund fragen die Liberalen zudem, ob die
Bundesregierung Kenntnis von der "Quecksilberproblematik bei der
gemeinsamen Sammlung von Flachbildfernsehern und Röhrenfernsehern"
hat.

 * 

4. Fragen zur EU-Kunststoffrichtlinie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleine
Anfrage (19/7332) nach dem "EU-Richtlinienentwurf zu
Kunststoffprodukten". Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem Auskunft darüber, wie die Bundesregierung zu dem Vorschlag
steht, künftig Einweggetränkepackungen so zu gestalten, dass sich der
Deckel nicht mehr von der Flasche lösen lässt.

 * 

5. Quantifizierung von Abfallströmen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Quantifizierung von Abfallströmen thematisiert
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/7354). Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem Auskunft über die
Menge an Kunststoff, die jährlich in Deutschland hergestellt wird.

 * 
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BUNDESTAG/7992: Heute im Bundestag Nr. 126 - 01.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 126

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 1. Februar 2019, Redaktionsschluss: 10.07 Uhr

1. Zeugin nennt Amri eher unauffällig

2. Fingerabdruckdaten in Datenbanken

3. Systema-Kampfsportszene thematisiert

4. Tötung eines Rentners in Wittenburg

5. Stellenwert öffentlicher Güter im Haushalt



1. Zeugin nennt Amri eher unauffällig

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/WID) Eine ehemalige Mitarbeiterin der Ausländerbehörde in
Oberhausen hat dem 1. Untersuchungsausschuss ("Breitscheidplatz")
detailliert von ihren Begegnungen mit dem späteren Attentäter Anis
Amri im Herbst 2015 und Frühjahr 2016 berichtet. "Ich kann mir
Gesichter ganz gut merken", sagte die Zeugin Sabrina Bové in ihrer
Vernehmung am Donnerstag. Amri sei aber wohl "eher unauffällig"
gewesen, "sonst hätte ich präzisere Erinnerungen an ihn". Die heute
34-jährige Verwaltungsfachangestellte war von 2010 bis April 2018 im
Oberhausener Ausländeramt beschäftigt, wo sie ausschließlich Asylfälle
bearbeitete. Sie ist derzeit in der Personalabrechnung der
Stadtverwaltung tätig.

Nach dem Anschlag auf dem Berliner Breitscheidplatz, bei dem Amri im
Dezember 2016 mit einem gekaperten Schwerlaster in eine Budengasse des
Weihnachtsmarkts gerast war, sei ihr das Fahndungsfoto des Attentäters
im Fernsehen bekannt vorgekommen, sagte die Zeugin. Zudem habe ein
Kollege sie angesprochen, nachdem Medien berichtet hatten, dass im
verlassenen Führerhaus des Tatfahrzeugs eine Bescheinigung der
Ausländerbehörde in Kleve aufgefunden worden war: "Du hattest da doch
mal jemanden, den hast du zum Kreis Kleve geschickt?" Sie habe sich
dann die Akte erneut vorgenommen und anhand des beigehefteten Fotos
festgestellt: "Das ist er."

Eingeprägt habe sich Amri ihrem Gedächtnis aber auch dadurch, dass
sich die Sicherheitskonferenz im nordrhein-westfälischen
Innenministerium im Frühjahr 2016 in mehreren Mails bei ihr nach dem
Mann erkundigt habe: "Da wird man als Sachbearbeiter schon stutzig,
wenn in diesem Fall nachgefragt wird." Darüber hinaus sei Amri einer
jener Asylbewerber gewesen, denen sie habe nachweisen können, sich
unter falschem Namen bei ihrer Behörde registriert zu haben.

Im November 2015 hatte Amri erstmals bei Sabrina Bové vorgesprochen
und eine auf den Namen "Ahmed al Masri" ausgestellte, bis zum Ende des
Monats befristete "Bescheinigung über die Meldung als Asylsuchender"
(BüMA) vorgelegt. Am 5. Januar 2016 sei er wieder aufgetaucht, um das
mittlerweile abgelaufene Papier verlängern zu lassen. Ein weiteres Mal
wurde Amri am 29. März 2016 bei der Zeugin vorstellig, behauptete,
seine BüMA verloren zu haben und ließ sich eine Ersatzbescheinigung
ausstellen.

Am 18. Mai 2016 schließlich landete eine Strafanzeige der Berliner
Polizei auf Bovés Schreibtisch, die den Anhaltspunkt für die
Enttarnung des angeblichen "Ahmed al Masri" lieferte. Das Dokument
enthielt eine Liste von Alias-Namen. Davon ausgehend, berichtete die
Zeugin, habe sie im Ausländerzentralregister recherchiert und
festgestellt, dass ihr Klient, bevor er in Oberhausen auftauchte,
unter dem Namen "Mohammed Hassan" bereits dem Kreis Kleve zugewiesen
worden war. Sie lud Amri vor und teilte ihm knapp mit, dass er sich in
Kleve zu melden habe: "Darauf war er nicht begeistert, das hat sich in
der Mimik geäußert, und dann ist er halt raus."

Die Ausländerbehörde habe damals an der Grenze der Belastbarkeit
gearbeitet, erinnerte sich die Zeugin: "Die Flure waren voll. Wenn man
zur Toilette wollte, musste man sich da richtig durchquetschen." Als
verhängnisvoll hätten ihre Kollegen und sie die Entscheidung
empfunden, Asylbewerber unregistriert und ohne Asylantrag auf die
Kommunen zu verteilen, "damit die Erstaufnahmen leer werden". Die
dunkle Ahnung sei damals gewesen: "Irgendwann knallt's."

 * 

2. Fingerabdruckdaten in Datenbanken

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Fingerabdruckdaten im Automatisiertes
Fingerabdruckidentifizierungssystem (Afis) des SIS II und des Eurodac
berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7365) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7365). Danach waren Ende
vergangenen Jahres "235.821 Fingerabdruckdaten im SIS II Afis
(Schengener Informationssystem - Deutsche Fingerabdruck-Datenbank) und
5.356.102 Fingerabdruckdaten in Eurodac gespeichert".

 * 

3. Systema-Kampfsportszene thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Die ,Systema'-Kampfsportszene in Deutschland und
Verbindungen in die extrem rechte Szene und zu russischen Behörden"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/7369). Darin schreiben die Abgeordneten, in der Schweiz,
Österreich, Deutschland und anderen europäischen Ländern würden laut
verschiedenen Medienberichten seit mehreren Jahren zahlreiche
Kampfsportschulen eröffnet, in denen der russische Kampfsport
"Systema" angeboten wird. Mehreren Betreibern würden Verbindungen zur
Regierung in Moskau nachgesagt.

Wissen will die Fraktion, ob der Bundesregierung Verbindungen zwischen
der "Systema"-Kampfsportszene und der rechtsextremen Szene in der
Bundesrepublik bekannt sind. Auch fragt sie unter anderem, ob der
Bundesregierung Verbindungen zwischen der "Systema"-Kampfsportszene in
Deutschland und russischen Behörden bekannt sind.

 * 

4. Tötung eines Rentners in Wittenburg

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Tötung eines Rentners in Mecklenburg-Vorpommern
ist Hintergrund der Antwort der Bundesregierung (19/7362) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6661). Darin schrieb die Fraktion,
einer Pressemeldung der Staatsanwaltschaft Schwerin und des
Polizeipräsidiums Rostock vom 18. November 2018 sei zu entnehmen, dass
in der Nacht vom 16. auf den 17. November 2018 in Wittenburg ein
Rentner von einem 20-jährigen afghanischen Staatsangehörigen getötet
wurde. Der Tatverdächtige gelte als abgelehnter Asylbewerber, der bis
Ende Januar 2019 über einen Duldungsstatus verfüge.

Wie aus der Antwort der Bundesregierung hervorgeht, wurde der
Asylantrag mit Bescheid vom 29. April 2016, zugestellt am 4. Juni
2016, vollständig abgelehnt. Die Voraussetzungen für eine positive
Bescheidung seien nicht gegeben gewesen. Im Ablehnungsbescheid des
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (Bamf) vom 29. April 2016
sei der Antragsteller zur Ausreise aufgefordert worden, "das heißt,
ihm wird mitgeteilt, dass er innerhalb einer Frist von 30 Tagen die
Bundesrepublik Deutschland zu verlassen hat". Gleichzeitig werde ihm
für den Fall, dass er innerhalb der festgesetzten Frist nicht
freiwillig ausreist, die Abschiebung angedroht. Die Durchführung der
Abschiebung obliege der Zuständigkeit der Länder.

Laut Ausländerzentralregister (AZR) wurde dem Tatverdächtigen am 11.
Oktober 2017 zum ersten Mal eine Duldung erteilt, wie es in der
Antwort weiter heißt. Die Duldung sei viermal verlängert worden.

Die Erteilung einer Duldung liege im Ermessen der Ausländerbehörde
(ABH), schreibt die Bundesregierung ferner. Die Gründe, die zur
Erteilung führten, seien ihr nicht bekannt. Laut AZR sei die Duldung
auf Grundlage des Paragrafen 60a Absatz 2 Satz 1 des
Aufenthaltsgesetzes erfolgt. Danach ist die Abschiebung eines
Ausländers "auszusetzen, solange die Abschiebung aus tatsächlichen
oder rechtlichen Gründen unmöglich ist und keine Aufenthaltserlaubnis
erteilt wird".

 * 

5. Stellenwert öffentlicher Güter im Haushalt

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der "Stellenwert öffentlicher Güter im
Bundeshaushalt" ist Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion.
(19/7348). Die Liberalen erkundigen sich bei der Bundesregierung unter
anderem nach Statistiken zum Anteil öffentlicher Güter im
Bundeshaushalt.

 * 
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BUNDESTAG/7991: Heute im Bundestag Nr. 125 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 125

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 16.46 Uhr

1. Grüne: Gesetz zu EU-Richtlinie überdenken

2. Externe Experten im Justizministerium

3. Deutsche Burschenschaft

4. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

5. Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung

6. Politisch rechts motivierte Straftaten



1. Grüne: Gesetz zu EU-Richtlinie überdenken

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung soll nach dem Willen von Bündnis
90/Die Grünen den Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie
(EU) zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen vor rechtswidrigem Erwerb
sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung (19/4724) grundlegend
überarbeiten. Ein entsprechender Antrag der Fraktion (19/7453) sieht
unter anderem vor, dass der Begriff des Geschäftsgeheimnisses
präzisiert, der Hinweisgeber-, Medien- und Arbeitnehmerschutz
gestärkt, eine Medienschutzklausel im Strafgesetzbuch geschaffen und
der Medienschutz im Strafverfahren verbessert wird. Begründet wird
dies in dem Antrag damit, dass der Entwurf das Umsetzungsziel in
wesentlichen Punkten verfehle. Das habe die öffentliche Anhörung des
Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz des Bundestages am 12.
Dezember 2018 in aller Deutlichkeit offenbart.

 * 

2. Externe Experten im Justizministerium

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Auskunft über die vom Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz unterhaltenen Expertengremien gibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7366) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6953). Danach hat das Ministerium den
Sachverständigenrat für Verbraucherfragen, die Expertenkommission zur
Modernisierung des Personengesellschaftsrechts und - in gemeinsamer
Federführung mit dem Bundesministerium des Innern, für Bau und
Heimat - die Datenethikkommission eingesetzt. Weiter werden in der
Antwort die Rechtsgrundlage, der Auftrag und die Zusammensetzung der
einzelnen Gremien erläutert. Es sei außerdem geplant, gemeinsam mit
dem Innenministerium eine Expertenkommission einzusetzen, die laut
Koalitionsvertrag Vorschläge erarbeiten soll, ob und in welcher Form
die parlamentarisch-repräsentative Demokratie durch weitere Elemente
der Bürgerbeteiligung und direkter Demokratie ergänzt werden kann. Die
Fragesteller hatten den Einsatz von Expertengremien begrüßt, aber
darauf verwiesen, dass eine transparente Darstellung des Einsatzes der
vom Steuerbürger aufgebrachten Mittel und deren Ergebnisse nötig sei.

 * 

3. Deutsche Burschenschaft

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die "Deutsche Burschenschaft" geht es in der
Antwort der Bundesregierung (19/7208) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/6760). Wie die Bundesregierung darin schreibt,
liegen ihr zum jetzigen Zeitpunkt keine hinreichenden Anhaltspunkte
dafür vor, dass der Dachverband "Deutsche Burschenschaft" (DB) oder
die "Burschenschaftliche Gemeinschaft" (BG) Bestrebungen verfolgt, die
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung gerichtet sind.

Vereinzelt seien Burschenschafter Mitglieder rechtsextremistischer
Organisationen beziehungsweise bestünden Kontakte
rechtsextremistischer Personen und Organisationen zu einzelnen
Burschenschaften, heißt es in der Antwort weiter. Verdichteten sich
dahingehende Anhaltspunkte bei einer Burschenschaft, erfolge die
förmliche Beobachtung durch die regional zuständige Landesbehörde für
Verfassungsschutz. Für die weit überwiegende Mehrheit der
Mitgliedsburschenschaften der DB beziehungsweise BG lägen keine
diesbezüglichen hinreichenden Anhaltspunkte vor.

 * 

4. Zahl antisemitischer Straftaten erfragt

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um antisemitische Straftaten im vierten Quartal geht
es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/7356). Darin
erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem nach der Zahl der von
Anfang Oktober bis Ende Dezember vergangenen Jahres verübten
antisemitischen Straftaten.

 * 

5. Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung in
Deutschland" thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/7349). Darin erkundigt sie sich danach, welche Strategie die
Bundesregierung bei der Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung
verfolgt . Auch will sie unter anderem wissen, wie viele und welche
Verwaltungsleistungen seit 2013 digitalisiert wurden.

 * 

6. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wie viele Fälle
politisch rechts motivierter Kriminalität es nach Kenntnis der
Bundesregierung im Dezember 2018 in Deutschland gegeben hat. Ferner
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/7357) unter anderem
danach, wie viele Tatverdächtige im Zusammenhang mit diesen Fällen
ermittelt wurden.

 * 
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BUNDESTAG/7990: Heute im Bundestag Nr. 124 - 31.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 124

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 31. Januar 2019, Redaktionsschluss: 16.00 Uhr

1. Zeugin: Amri Fall wie jeder andere

2. Mehr Brauereien in Deutschland



1. Zeugin: Amri Fall wie jeder andere

1. Untersuchungsausschuss/Ausschuss

Berlin: (hib/wid) In den Erörterungen des Gemeinsamen
Terrorismusabwehrzentrums (GTAZ) der deutschen Polizeien und
Nachrichtendienste hat der spätere Attentäter vom Berliner
Breitscheidplatz Anis Amri keine besonders herausragende Rolle
gespielt. Dies berichtete am Donnerstag eine Mitarbeiterin des
Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) dem 1. Untersuchungsausschuss
("Breitscheidplatz"). Die heute 35-jährige Zeugin Petra M. vertritt
seit 2011 ihre Behörde als Verbindungsbeamtin im GTAZ. Sie habe in
dieser Funktion allerdings keine inhaltlichen, sondern lediglich
koordinierende und organisatorische Aufgaben, betonte sie.

Das seit 2004 bestehende GTAZ nannte sie eine "Kommunikations- und
Informationsplattform", wo 42 Nachrichtendienste und Polizeien von
Bund und Ländern Erkenntnisse teilen sollen. Regelmäßig teilgenommen
habe sie an zwei der insgesamt acht Arbeitsgruppen, in die das GTAZ
derzeit gegliedert sei, berichtete die Zeugin, nämlich an den AG's
"Tägliche Lage" und "Operativer Informationsaustausch".

Die "Tägliche Lage" sei eine Routinebesprechung aller
Verbindungsbeamten der beteiligten Behörden. In der AG "Operativer
Informationsaustausch" seien regelmäßig nur das Bundeskriminalamt
(BKA), der Bundesnachrichtendienst (BND) und das BfV vertreten sowie
weitere Behörden nach Bedarf. Die Federführung liege beim BKA, das
anlassbezogen zu den Besprechungen über jeweils einen konkreten
Einzelfall einlade. Während der Zeit, in der sich Amri in Deutschland
aufhielt, habe die AG "Operativer Informationsaustausch" 217 Mal im
Jahr 2015 sowie 233 Mal im Jahr 2016 getagt.

Der Name Amri sei bei insgesamt 13 Gelegenheiten in unterschiedlichen
Runden gefallen, sagte die Zeugin. Konkrete Inhalte dieser
Besprechungen habe sie nicht mehr in Erinnerung. Sie könne allerdings
ausschließen, dass jemals davon die Rede gewesen sei, Amri werde
möglicherweise mit einem Schwerlaster einen Weihnachtsmarkt
überrollen, wie es dann im Dezember 2016 in Berlin geschah. Gemessen
an der Gesamtzahl der Sitzungen sei Amri nach ihrem Eindruck nicht
übermäßig häufig zur Sprache gekommen, sagte die Zeugin. Er sei für
das GTAZ "ein Fall wie jeder andere" gewesen. Es habe nach ihrer
Einschätzung damals eine zweistellige Zahl islamistischer Gefährder
gegeben, die ähnlich oft wie Amri Gegenstand der Erörterungen gewesen
seien.

Sie selber habe in den Besprechungen keine "inhaltlichen Beiträge"
geleistet, sondern lediglich darauf zu achten gehabt, einen "Überblick
über die aktuelle Lage für meine administrative Tätigkeit" zu
gewinnen. Diese habe im wesentlichen darin bestanden, Einladungen zu
Sitzungen der AG "Operativer Informationsaustausch" an die jeweils
zuständigen Fachabteilungen des Verfassungsschutzes weiterzuleiten und
dafür zu sorgen, dass diese mit sachkundigen Vertretern zum Termin
erschienen. Sie sei bei diesen Sitzungen, die unterschiedlich lange
zwischen einer halben und etwa zwei Stunden gedauert hätten, lediglich
als "Zuhörerin" zugegen gewesen.

Amri kam nach bisherigen Erkenntnissen spätestens am 2. Februar 2016
erstmals im GTAZ zur Sprache und danach im Laufe des Monats noch
weitere drei Male. In einer Sitzung am 17. Februar wurde er auf einer
acht Stufen umfassenden Gefährderskala vom siebten auf den fünften
Rang heruntergesetzt. An der Verlauf der Diskussion über die
Einschätzung Amris, und aus welchen Gründen er damals als minder
bedrohlich beurteilt worden sei, könne sie sich nicht erinnern, sagte
die Zeugin.

 * 

2. Mehr Brauereien in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Zahl der Brauereien in Deutschland ist in den
vergangenen Jahren merklich gestiegen. Im Jahr 2017 sei in 1.492
Betrieben Gerstensaft hergestellt worden, das seien 186 Unternehmen
mehr als noch zehn Jahre zuvor, erklärt die Bundesregierung in der
Antwort (19/7287) auf eine Kleine Anfrage (19/6434) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. Sie geht davon aus, dass diese Entwicklung
anhält: "Der Trend setzt sich fort." Fast alle Betriebe in der
mittelständisch und handwerklich geprägten Branche seien in
Privatbesitz und inhaber- beziehungsweise familiengeführt. Deutlich
mehr als die Hälfte davon seien inzwischen Mikro- und
Gasthausbrauereien mit einem Jahresausstoß von weniger als 1.000
Hektolitern. Die Bundesregierung erwähnt dabei explizit die
Gründerszene in Ballungsräumen, die mit ihren Craftbieren den Markt
bereichere. Die meisten Brauereien finden sich gleichwohl nach wie vor
in Bayern, Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen und hier häufig
im ländlichen Raum.

Rückläufig ist den Angaben zufolge hingegen die Zahl der Bäcker und
Fleischer in Deutschland. Aus der Antwort geht hervor, dass es 2017
mit 12.003 Bäckerbetrieben fast 22 Prozent weniger gab als noch 2008.
Die Zahl der Fleischer sank im selben Zeitraum um gut 26 Prozent auf
13.490 Betriebe. Die Auswertung basiert auf Zahlen von
Handwerkskammern. Konditoren wiederum erleben einen sachten Aufwind,
ihre Zahl hat sich leicht erhöht von 3.054 (2008) auf 3.151 im Jahr
2017.

In der Antwort geht es außerdem detailliert um Lehrstellen,
Unternehmensnachfolgen und Förderkredite, oft nach Branchen und
Bundesländern aufgeschlüsselt.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 124 - 31. Januar 2019 - 16.00 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 2. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - KOMMUNALES/025: Hamburg - Bezirklicher Bebauungsplan für Lokstedt (Die Linke)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





KOMMUNALES/025: Hamburg - Bezirklicher Bebauungsplan für Lokstedt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Kein weiterer Grünfraß in Lokstedt sondern ein Bezirklicher Bebauungsplan!

»Einen Aufstellungsbeschluss für einen bezirklichen Bebauungsplan muss es jetzt geben«, sagt Hartmut Obens
(MdBV Eimsbüttel, Fraktions-Vorsitzender DIE LINKE)



Einen Bezirklichen Bebauungsplan für eine langfristige,
gemeinwohl-orientierte und sozialverträgliche Nutzung der Grün- und
Freiflächen in Lokstedt beantragt DIE LINKE. Fraktion in der
Bezirksversammlung Eimsbüttel am Donnerstag, 31. Jan. 2019.

Im Interesse der Gesundheit und Lebensqualität der Lokstedter
Anwohner*innen und Kleingärtner*innen muss nach dem Verkauf der 12
Hektar großen, öffentlichen Grünfläche am Veilchenstieg an den
Beiersdorf-Konzern ein Bezirklicher Bebauungsplan sicherstellen, dass
die Grün- und Freiräume in diesem hochverdichteten Stadtraum erhalten,
verbessert und ausgebaut werden.

Hartmut Obens (Vorsitzender der Linksfraktion Eimsbüttel) verweist auf
die klaffende Lücke zwischen Versprechen und Handeln der
Regierungsparteien auf Hamburger und Eimsbütteler Ebene: »Die Stadt
Hamburg hat sich noch 1997 im Hamburger Landschaftsprogramm einen
Zielwert von 6qm pro Einwohner*in für Grün- und Naherholungsflächen in
einer Distanz von max. 500m zum Wohnort gegeben. Schon jetzt wird
dieser Wert mit 2,24qm in der Nähe des Stadtparks Eimsbüttel und 0 (!)
qm östlich davon deutlich unterschritten.« (Drucksache 21/11976).
Ein grünes Lokstedt für alle ist machbar. Und Beiersdorf hat auf
seinem bestehenden Betriebsgelände nachweisbar mehr als genug
Entwicklungspotenzial.

»Kleine 'Briefmarken'-Bebauungspläne im ausschließlichen Investoren-
Interesse sind Ausdruck der 'Teile-und-Herrsche-Strategie' der Märkte.
Unser umfangreicher Antrag für einen großen Bezirklichen Bebauungsplan
enthält bereits viele machbare Details im Interesse der Menschen - das
ist nur eine Frage der Prioritäten«, so Hartmut Obens weiter.

 * 

Quelle:

Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019
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ARBEIT/966: Arbeitsmarkt fit für die Zukunft machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Januar 2019

VOGEL: Arbeitsmarkt fit für die Zukunft machen



Zu den Arbeitsmarktzahlen erklärt der arbeitsmarktpolitische Sprecher
der FDP-Fraktion Johannes Vogel:

"Die guten Arbeitsmarktzahlen sind kein Erfolg der Bundesregierung.
Ganz im Gegenteil: Die Bundesregierung musste ihre Wachstumsprognose
deutlich absenken und zeigt fortgesetzte Regulierungsreflexe. Das
gibt Anlass zur Sorge. Die erreichte Flexibilität am Arbeitsmarkt
darf nicht durch weitere Einschränkungen gefährdet werden, wie sie
die Große Koalition für dieses Jahr plant. Denn darunter würden
gerade diejenigen leiden, die es am Arbeitsmarkt besonders schwer
haben. Wir brauchen jetzt Initiativen zur Konjunkturbelebung,
stattdessen erleben wir eine Bundesregierung im Winterschlaf.
Notwendig wäre eine Agenda 2030, die den Arbeitsmarkt fit für die
Zukunft macht. Dazu gehört ein flexibles Renteneintrittsalter und ein
moderner Sozialstaat, der auch zu Zickzack-Lebensläufen passt. Zudem
ist ein neues Arbeitszeitgesetz mit mehr Freiheiten, wie wir wann und
wo arbeiten wollen, längst überfällig."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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FINANZEN/2206: Scholz darf Bürger für maßlose Ausgabenpolitik nicht noch stärker zur Kasse bitten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Januar 2019

TONCAR: Scholz darf Bürger für maßlose Ausgabenpolitik nicht noch
stärker zur Kasse bitten



Zur Forderung von Bundesfinanzminister Scholz nach Erhöhung des
Spitzensteuersatzes erklärt der finanzpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Bundesfinanzminister Scholz hat mit seiner Forderung zur Erhöhung
des Spitzensteuersatzes auf 45 Prozent die Katze aus dem Sack
gelassen: Er braucht dringend Geld. Was Scholz verschweigt, ist, was
hinter der Forderung wirklich steckt. Denn nicht zuletzt die
unsinnigen Beschlüsse der Kohlekommission werden viele
Steuermilliarden verschlingen. Dazu kommen die Rentenversprechen der
Großen Koalition und vieles mehr. Anstatt die Bürger für diese
maßlose Ausgabenpolitik immer stärker zur Kasse zu bitten, müssen
diese endlich entlastet werden. Denn die Steuerquote steigt seit
Jahren. Zudem wäre eine Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf 45
Prozent eine Mehrbelastung für alle Steuerzahler ab einem zu
versteuernden Einkommen von 14.255 Euro. Deswegen fordert die
FDP-Fraktion von Bundesfinanzminister Scholz eine Umkehr: weg vom
'Belastungsminister' hin zum 'Entlastungsminister'. Mit der
kompletten Abschaffung des Soli könnte er gleich beginnen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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RECHT/912: Frauenquote im Wahlrecht kann kein Modell für den Bundestag sein


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 31. Januar 2019

RUPPERT: Frauenquote im Wahlrecht kann kein Modell für den
Bundestag sein



Zur Debatte über das Parité-Gesetz erklärt der Parlamentarische
Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Der unterdurchschnittliche Frauenanteil in deutschen Parlamenten ist
ein erhebliches Problem. Der Vorschlag, eine Frauenquote einzuführen,
ist aber die falsche Schlussfolgerung und aus verfassungsrechtlicher
Perspektive höchst bedenklich. Denn so wird der Bürger als Souverän
stark in seiner Wahlfreiheit eingeschränkt. Die Forderung nach einer
Frauenquote ist also kein tauglicher Vorschlag für mehr Demokratie,
sie bewirkt sogar das Gegenteil.

Bei der anstehenden Reform müssen wir in einem engen
verfassungsrechtlich zulässigen Korridor zentrale Weichenstellungen
für eine Modernisierung des Wahlrechts vornehmen. Die FDP-Fraktion
tritt dabei für eine Verkleinerung des Deutschen Bundestags ein. Ein
Grundsatz muss bei allen Erwägungen im Vordergrund stehen: Das
Wahlrecht soll festlegen, wie gewählt wird, nämlich allgemein,
unmittelbar, frei, gleich und geheim. Es soll aber nicht bestimmen,
wie das Ergebnis einer Wahl aussehen muss. Denn das erinnert eher an
einen ständischen Repräsentationsgedanken und nicht an das Ideal des
freien Mandats. Anders als von Bundesjustizministerin Barley
behauptet, kann der Vorstoß der rot-rot-grünen Landesregierung also
kein Modell für den Bundestag sein."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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UMWELT/893: Abschuss von problematischen Wölfen muss konsequenter erfolgen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 1. Februar 2019

BUSEN: Abschuss von problematischen Wölfen muss konsequenter
erfolgen



Zur Genehmigung des Abschusses eines Wolfes in Schleswig-Holstein
erklärt der jagdpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Karlheinz Busen:

"Der Abschuss von problematischen Wölfen muss konsequenter erfolgen.
Wenn diese Tiere die Schutzmaßnahmen wie Elektrozäune und
Herdenschutzhunde überwinden, muss schleunigst ein Abschuss genehmigt
werden. Jedes Zögern lässt sich gegenüber den Weidetierhaltern nicht
erklären. Doch auch prinzipiell muss der Bestand der Wölfe
kontrolliert werden. Die mehr als 1.000 Tiere sind für die dicht
besiedelte Kulturlandschaft Deutschlands zu viel. Wir benötigen in
entlegenen Gebieten dringend ausgewiesene Wolfsverbreitungsgebiete
und außerhalb dieser eine Abschusserlaubnis. Klar muss dabei sein,
dass der Abschuss von Jägern vorzunehmen ist. Sie sind dafür
ausgebildet, Wildtiere aus der Natur zu entnehmen. Wir brauchen keine
bewaffneten Beamte aus Naturschutzbehörden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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BAYERN/4984: Ausbau der Kitas in Bayern stockt (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 31. Januar 2019

Ausbau der Kitas in Bayern stockt

Vorsitzende des Sozialausschusses Rauscher: Staatsregierung muss unverzüglich eigenes Geld investieren



Die Vorsitzende des Sozialausschusses Doris Rauscher bedauert, dass
CSU und Freie Wähler im Landtag nicht bereit sind, die aktuelle
Finanzierungslücke bei den Kindertagesstätten umgehend zu schließen.
Ein entsprechender Dringlichkeitsantrag der SPD fand heute (31.
Januar) im Bayerischen Landtag keine Mehrheit. "Es reicht nicht,
Investitionen immer wieder anzukündigen, man muss auch handeln. CSU
und Freie Wähler legen den Ausbau von Kitas auf Eis, weil sie eine
schnelle Lösung verweigern. Das versteht niemand", erklärt Rauscher.

In der Aussprache zum Dringlichkeitsantrag kritisierte die
sozialpolitische Sprecherin, dass die Mittel aus dem
Sonderinvestitionsprogramm des Bundes (2017 bis 2020), die Bayern nur
ausreicht, bereits jetzt ausgeschöpft sind. Etliche Bauvorhaben
stocken, weil Anträge nicht bewilligt werden. "Wir reden da von
zusätzlichen Geldern zwischen 90.000 Euro und einer Million - je nach
Gemeinde", sagte Rauscher. Sie appellierte an die Staatsregierung,
eigenes Geld in die Hand zu nehmen: "Der Zusatztopf muss aufgefüllt
werden - heute! Und nicht erst zum Abschluss der Haushaltsberatungen!"

Die Staatsregierung habe 2017 allen bayerischen Kommunen Unterstützung
beim Ausbau der Kinderbetreuung zugesagt. 42.000 neue Kitaplätze seien
versprochen worden. Rauscher: "Und jetzt, Anfang 2019, sitzen die
ersten Städte und Gemeinden auf dem Trockenen. Anstelle von
Zusatzförderungen gibt es jetzt also Verunsicherung und Verärgerung
auf allen Ebenen!"

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de
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HAMBURG/4649: Bezirkswahlkampf mit Steuergeldern - SPD macht auf Staatspartei (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 1. Februar 2019

Bezirkswahlkampf mit Steuergeldern: SPD macht auf Staatspartei



Geld zur Verbesserung des Lebensumfelds versprechen die
SPD-Bezirksfraktionen in Mitte unter dem Motto "Lebenswerter Bezirk"
und in Eimsbüttel unter dem Titel "Nachbarschaft gestalten". Auf teils
eigens aufgesetzten Internetseiten können sich Bürger_innen bei den
Fraktionen um die Finanzierung von Projekten bewerben. "Die Gelder,
die die SPD so generös online anbietet, sind Haushaltsmittel der Stadt
und nichts anderes. Die Verteilung hat in einem demokratischen
Verfahren aller Fraktionen in den Bezirksversammlungen zu erfolgen",
erklärt dazu Stephan Jersch, bezirkspolitischer Sprecher der Fraktion
DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Die SPD erweckt gezielt
den demokratieabträglichen Anschein, es gebe eine Symbiose zwischen
kommunalen Gremien und der noch größten Partei in den Bezirken."

Auf einen Hinweis, dass die Fraktionen selbstverständlich zwar
Vorschläge sammeln können, aber nicht sie, sondern die
Bezirksversammlungen Projektgelder vergeben, verzichtet die SPD auf
ihren Aktionsseiten. Lediglich in einer alten Pressemeldung aus
Eimsbüttel lässt sich eine entsprechende Einschränkung recherchieren.
"Die SPD sieht anscheinend vor den Bezirksversammlungswahlen ihre
Felle wegschwimmen", kommentiert Jersch. "Wahlkampf mit
Haushaltsgeldern, die nicht der Partei, sondern den Bürger_innen
gehören, ist mindestens unverfroren. Ich erwarte, dass die
Bezirksfraktionen, die solche Seiten betreiben, sie umgehend
korrigieren oder noch besser abschalten. Wer Beteiligung ernst nehmen
und für die Bezirksversammlungen werben will, sollte Vorschläge der
Bürger_innen über die Internetauftritte der Bezirksämter ermöglichen.
Die können dann auch gern beworben werden. Die Stadt gehört allen und
nicht einer Partei allein!"

Theresa Jakob vom Bezirksvorstand DIE LINKE in Hamburg-Mitte ergänzt:
"Diese Intransparenz der SPD bei der Verwendung von Steuergeldern muss
gestoppt werden. Es stellt sich die Frage, ob wir nicht wieder einen
bezirklichen Haushaltsausschuss brauchen, um Mittelvergabe
und -verwendung im Bezirk transparenter darzustellen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4648: Ermittlung gegen Staatsanwaltschaft - LINKE beantragt Selbstbefassung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 31. Januar 2019

Ermittlung gegen Staatsanwaltschaft: LINKE beantragt Selbstbefassung



Wie das NDR-Magazin Panorama 3 und die taz kürzlich berichteten, hat
die hamburgische Staatsanwaltschaft nach derzeitigem Kenntnisstand
Anteil an der fälschlicherweise erfolgten Inhaftierung eines
26-jährigen syrischen Geflüchteten, der nach über zweimonatiger
ungerechtfertigter Haft im September 2018 durch einen Brand in seiner
Zelle in der Justizvollzugsanstalt Kleve in Nordrhein-Westfalen zu
Tode kam. Die Staatsanwaltschaft Kleve ermittelt deshalb gegen die
Hamburger Behörde.

"Wir werden dazu für den kommenden Justizausschuss eine
Selbstbefassung beantragen", erklärt dazu Martin Dolzer,
justizpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Als zuständige Vollstreckungsbehörde hätte die
Staatsanwaltschaft Hamburg die Pflicht gehabt, zweifelsfrei zu klären,
ob die richtige Person inhaftiert wurde. Der Anteil und der Umfang der
Verantwortung der hamburgischen Staatsanwaltschaft muss dringend auch
parlamentarisch in Hamburg aufgeklärt werden. Die Gleichgültigkeit,
mit der sie dem NDR-Bericht zufolge agiert hat, legt einen völlig
fahrlässigen Umgang mit dem Recht auf Freiheit nahe. Einen solchen
Umgang darf es in einem demokratischen Rechtsstaat nicht geben."

Hintergrund:

Der Inhaftierung des 26-jährigen Syrers Amed Ahmed lag ein Haftbefehl
der Staatsanwaltschaft Hamburg zugrunde, der für eine völlig andere
Person aus Mali mit einem anderen Namen galt. Bereits aus den
unterschiedlichen Geburtsorten wäre ersichtlich gewesen, dass es sich
nicht um dieselbe Person handeln konnte; ebenso zeigte ein Foto des
Gesuchten einen Mann mit einer anderen Hautfarbe als der des
Inhaftierten. Die Inhaftierung erfolgte dem Bericht in Panorama 3
zufolge nur, weil der Aliasname des tatsächlich Gesuchten dem Namen
des später Inhaftierten ähnelte. Die Staatsanwaltschaft Kleve hat
Ermittlungen gegen die Staatsanwaltschaft Hamburg aufgenommen, der
Landtag von Nordrhein-Westfalen einen Untersuchungsausschuss
eingerichtet.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4647: Keine Rituale des Todbringens auf dem Rathausmarkt (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 30. Januar 2019

Keine Rituale des Todbringens auf dem Rathausmarkt!



Beförderungsappelle der Bundeswehr will die AfD auf dem Rathausmarkt
(von ihr irrig als Rathausplatz bezeichnet) abhalten lassen.
"Wissenschaftlich betrachtet sind öffentliche Gelöbnisse emotionale
Rituale zur Einführung der Teilnehmer_innen in das militärische
Befehls- und Gehorsamssystem, sie sind die Verkehrung der zivilen
Gewaltächtung in ein Tötungs- und Sterbegebot", sagte in der Debatte
der Hamburgischen Bürgerschaft Martin Dolzer, friedenspolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE. "Da wir eine Friedenspartei sind,
lehnen wir das ab. Wenn es schon Rituale geben muss, dann
sinnstiftende, die nicht auf das Todbringen vorbereiten - solche des
Friedens, des Gedenkens, der Solidarität und des Respekts."

Dass die CDU den Antrag der AfD mit einer anderen Begründung, im
Petitum aber nahezu eins zu eins übernimmt, sei bedenklich, so Dolzer:
"Wie handwerklich schlecht und inhaltlich inakzeptabel der Antrag ist,
zeigt beispielhaft, dass die rechtsextreme AfD den vom Bundestag 1956
beschlossenen Gelöbnistext nur verkürzt wiedergibt: Die ,Verteidigung
des deutschen Volkes? führt sie an, die Verteidigung von Recht und
Freiheit lässt sie unter den Tisch fallen - ein Schelm, wer Böses
dabei denkt."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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RHEINLAND-PFALZ/5050: Mehr Sozialkundeunterricht für eine Stärkung der Demokratiebildung an unseren Schulen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 30.01.2019

Mehr Sozialkundeunterricht für eine Stärkung der Demokratiebildung
an unseren Schulen



Mit Blick auf die heutige Regierungserklärung "Demokratie macht
Schule: Rheinland-Pfalz stärkt Demokratiebildung, Erinnerungskultur
und europäisches Miteinander" von Bildungsministerin Dr. Stefanie
Hubig, erklärt der bildungspolitische Sprecher der GRÜNEN
Landtagsfraktion, Daniel Köbler:

"Demokratie ist keine Selbstverständlichkeit, sondern eine historische
Errungenschaft. Sie zu erhalten, zu stärken und zu entwickeln gehört
zu den ständigen Aufgaben und Herausforderungen für Staat,
Gesellschaft und Bildungseinrichtungen. Demokratie lernen und
Demokratie leben gehören zusammen.

Die Entwicklung demokratischer Handlungskompetenz erfordert Wissen
über Prinzipien und Regeln, über Fakten und Modelle sowie über
Institutionen und historische Zusammenhänge. Daher setzen wir uns
schon seit Jahren konsequent für den Ausbau des Sozialkundeunterrichts
an allen Schularten in Rheinland-Pfalz ein. Gerade in der Mittelstufe
muss der Sozialkundeunterricht früher einsetzen. Spätestens in der
achten Klasse sollten daher zukünftig Schülerinnen und Schüler an
allen Schularten Sozialkundeunterricht erhalten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. Januar 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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FINANZEN/1840: Union fallen wieder nur Steuersenkungen ein


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Finanzen

Union fallen wieder nur Steuersenkungen ein



Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Die Union wiederholt ihre Forderungen nach Steuersenkungen für
Unternehmen, ohne sich die Frage nach deren Wirkungen zu stellen.
Steuersenkungen führen nicht automatisch zu mehr Wachstum, schwächen
aber die Investitionskraft der öffentlichen Hand. Gut ausgebildete
Menschen und eine moderne Infrastruktur sind entscheidende
Standortfaktoren für unsere Unternehmen. Die von der Union verlangten
Steuersenkungen sind deshalb keine gute Strategie für den
Wirtschaftsstandort Deutschland.

"Wer zu viel Automatik fährt vergisst leicht, dass man am Steilhang
runterschalten muss und bei ebener Straße wieder hoch. Egal wie die
Konjunktur läuft, total überhitzt, in freundlicher Hochkonjunktur, in
dramatischer Krisenlage oder in leichter Rezession - die CDU
präsentiert die immer gleiche Idee: Steuersenkungen für Konzerne.
Neuerdings wird dies dann in der Form eines Impulspapiers vorgetragen.
Ob es nicht viel klüger wäre, die allseits geforderten Investitionen
des Staates in Bildung, digitale Infrastruktur und die Bahn zu
erhöhen, geht in dem Wunsch nach Steuergeschenken an Konzerne unter.
Dabei kann jeder sehen, dass die Steuerreform in den USA den
Investitionen jedenfalls nicht geholfen hat. Die enormen
Steuersenkungen flossen gerade nicht in den Ausbau der
Produktionskapazitäten.

Und noch schlimmer: Der Frage der Finanzierung von Steuersenkungen
stellt sich die Union nicht. Im Gegenteil, sie nimmt die
Einnahmeausfälle einfach hin. Solide Finanzen sind aber die
Voraussetzung für Investitionen der öffentlichen Hand in Bildung,
Verkehr und Infrastruktur. Und das sind die entscheidenden
Standortfaktoren für unsere Unternehmen, für unsere Wirtschaft. Die
von der Union verfolgte Priorisierung von Steuersenkungen ist deshalb
keine gute Strategie für den Wirtschaftsstandort Deutschland."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de
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INNEN/3046: Wir brauchen ein Paritätsgesetz im Bundestag


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Januar 2019

Wir brauchen ein Paritätsgesetz im Bundestag



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Katja Mast, stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Der Brandenburger Landtag hat heute Änderungen im Landeswahlgesetz
beschlossen, die eine Pflicht zur geschlechterparitätischen
Aufstellung der Landeslisten in das Landeswahlgesetz festschreiben.
Wir begrüßen diesen Schritt, der auch Signalwirkung für uns im
Bundestag hat.

"Deutschland hat sein erstes Paritätsgesetz. Der Brandenburger Landtag
hat damit Geschichte geschrieben. Wir freuen uns sehr, dass
Brandenburg damit als erstes Bundesland ein fortschrittliches und
geschlechtergerechtes Wahlgesetz erhält. Das ist ein weiterer
wichtiger Schritt hin zur vollen Gleichberechtigung von Frauen und
Männern und ein gutes Signal für die Bundesebene, denn auch hier
besteht Handlungsbedarf. Im Deutschen Bundestag ist der Frauenanteil
zuletzt sogar rückläufig und mit knapp über 30 Prozent so niedrig wie
zuletzt 1998. Für uns ist deshalb klar: Auch für die Wahlen zum
Deutschen Bundestag brauchen wir ein Paritätsgesetz, das durch
verbindliche Vorgaben für Gleichberechtigung von Frauen und Männern im
Bundestag sorgt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69
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RECHT/676: Für einen starken und effektiven Rechtsstaat - der Pakt für den Rechtsstaat kommt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 31. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

Für einen starken und effektiven Rechtsstaat - der Pakt für den Rechtsstaat kommt



Eva Högl, stellvertretende Fraktionsvorsitzende;

Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher:

Nach langem Ringen haben sich Bund und Länder heute auf den Pakt für
den Rechtsstaat geeinigt. Es ist gut, dass wir Polizei und Justiz für
einen starken Rechtstaat zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger weiter
stärken.

"Weil die schärfsten Gesetze nichts bringen, wenn es kein Personal für
deren Anwendung gibt, werden bei Bund und Ländern bis Ende 2021 2.000
neue Stellen für Richter und Staatsanwälte sowie zusätzliches
Justizpersonal geschaffen und 7.500 neue Stellen bei der Polizei.

Wichtig ist, dass es konkrete Zielvereinbarungen gibt und die Länder
den Bundeszuschuss in Höhe von 220 Millionen Euro nur erhalten, wenn
sie die vereinbarten Stellen auch tatsächlich einrichten. Wir bleiben
also nicht bei bloßen Absichtserklärungen, sondern stärken allen in
der Justiz den Rücken, die sich täglich für unseren Rechtsstaat
einsetzen. Das ist in Zeiten, in denen unser Rechtsstaat oft
kritisiert oder gar verächtlich gemacht wird, ein ganz wichtiges
Signal.

Dass die Länder den Pakt für den Rechtsstaat ernst nehmen und die
vereinbarten Stellen schaffen werden, belegt erfreulicherweise die
Vereinbarung der Länder über die Aufteilung der Bundeszuschüsse. Die
Länder haben vereinbart, die 220 Millionen Euro Bundesmittel
untereinander wie den Länderanteil an der Umsatzsteuer aufzuteilen,
also nach Einwohnerzahl und Steuerkraft.

Neben diesem zusätzlichen Personal werden wir im Rahmen unseres Paktes
für den Rechtsstaat auch die Strafprozessordnung verbessern.
Justizministerin Katarina Barley hat Eckpunkte vorgelegt und die
Ressortabstimmung läuft dazu. Schnellere Strafverfahren wollen wir
etwa dadurch erreichen, dass Befangenheitsanträge nicht mehr
Strafprozesse unterbrechen können. Polizeibefugnisse werden wir
erweitern, etwa die Nutzung von DNA-Spuren um Haut-, Augen- oder
Haarfarbe eines Täters festzustellen.

Wir wollen einen starken und effektiven Rechtsstaat. Dafür schaffen
wir mehr Personal in der Justiz und ermöglichen effektivere
Strafprozesse, um Deutschland noch sicherer zu machen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1173: Stickoxidgrenzwerte sind valide - Hardwarenachrüstung schnell umsetzen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 30. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Verkehr und digitale Infrastruktur

Stickoxidgrenzwerte sind valide - Hardwarenachrüstung schnell umsetzen



Kirsten Lühmann, verkehrspolitische Sprecherin;

Arno Klare, zuständiger Berichterstatter:

Zu den Empfehlungen des 57. Deutschen Verkehrsgerichtstages und
anlässlich der weiterhin andauernden Debatte um die wissenschaftliche
Aussagekraft der EU-weit gültigen Stickoxidgrenzwerte von 40
Mikrogramm Stickoxid (NO2) pro Kubikmeter Luft im Jahresmittel
bekräftigt die SPD-Bundestagsfraktion erneut, dass der NO2-Grenzwert
wissenschaftlich fundiert ist. Zur Problemlösung sind
Grenzwertdebatten nicht hilfreich, vielmehr müssen
Hardwarenachrüstungen schnell genehmigt werden und auf den Markt
kommen.

"Die aktuelle Debatte um NO2-Grenzwerte ist aus Sicht der
SPD-Bundestagsfraktion völlig sachfremd. Zum einen sind die Grenzwerte
aufgrund zahlreicher unabhängiger Studien von der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) empfohlen worden, zum anderen haben
einige Lungenfachärztinnen- und ärzte zwar öffentlichkeitswirksam
einen Brief verfasst, aber dabei keinerlei empirische Beweise zur
Widerlegung der gültigen Grenzwerte aufgezeigt.

Daher ist die Empfehlung des 57. Deutscher Verkehrsgerichtstages auch
folgerichtig: Die Grenzwerte sollen von der EU-Kommission auf ihre
aktuelle wissenschaftliche Fundiertheit und Belastbarkeit überprüft
werden. Denn nur mit wissenschaftlichen Fakten lässt sich sinnvoll
argumentieren. Und was auch immer das Ergebnis sein wird: Die
Grenzwerte werden mittelfristig weiterhin Bestand haben. Wer
behauptet, diese könnten einfach von heute auf morgen verändert
werden, der agiert in der Debatte unehrlich.

Zudem teilten wir die Auffassung des Verkehrsgerichtstages, dass die
Hardwarenachrüstung bei Diesel-Pkw schnell umgesetzt werden muss. Das
Bundesverkehrsministerium hat erst nach langem Zögern endlich
gehandelt. Die Regeln stehen fest: Sobald Anträge auf die
Serienzulassung eingehen, werden diese nach erfolgreicher Prüfung
zeitnah genehmigt. Wir beobachten genau, ob und wie die
Automobilhersteller ihre Zusagen zur Finanzierung der Nachrüstung
einhalten."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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GEWERKSCHAFT/291: Bildungsgewerkschaft schlägt 10-Punkte-Programm gegen Lehrkräftemangel vor (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 31. Januar 2019

GEW: "Lehrkräftemangel dramatisch - kein gutes Zeugnis für
Kultusministerien"

Bildungsgewerkschaft schlägt 10-Punkte-Programm gegen Lehrkräftemangel
vor



Frankfurt a.M. - "Der Lehrkräftemangel an den Schulen in Deutschland ist
weiterhin dramatisch. Damit stellen sich die Kultusministerien kein gutes
Zeugnis aus. Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) schlägt ein
10-Punkte-Programm vor. Sie bietet den Ländern die Zusammenarbeit an, um
Lösungsstrategien für die verfahrene Situation zu entwickeln und
umzusetzen", sagte GEW-Vorsitzende Marlis Tepe mit Blick auf den
bundesweiten Einstellungstermin für Lehrkräfte am 1. Februar. Auch im
zweiten Halbjahr des Schuljahres 2018/19 blieben tausende Stellen
unbesetzt. Am stärksten sei der Mangel an Grund- und Förderschulen sowie
beruflichen Schulen. Zudem seien mehrere Tausend Quer- und Seiteneinsteiger
eingestellt worden, das sind Menschen, die kein Lehramtsstudium haben. Ohne
diese Maßnahme wäre die Mangelsituation noch deutlich zugespitzter. "Der
Lehrkräftemangel ist keine Eintagsfliege. Wenn jetzt nicht effektiv
gegengesteuert wird, verschärft sich die Situation bis 2025, ja 2030 sogar
noch", betonte Tepe. Zeitgleich zum Einstellungstermin liefen die
Tarifverhandlungen für die im öffentlichen Dienst der Länder Beschäftigten.
"Wir erwarten ein deutliches Zeichen: Die Bildungsminister müssen gegenüber
den Finanzern klar stellen, dass der Lehrerberuf materiell attraktiver
werden muss", sagte Tepe.

"Mit unserem 10-Punkte-Programm legen wir ein Maßnahmenbündel vor, das
kurz-, mittel- und langfristig greift", unterstrich die GEW-Vorsitzende.
Die Kultusministerien müssten aktuell zusätzliche Quer- und
Seiteneinsteiger werben, um die Lücken zu schließen. Dies sei der Preis
dafür, dass über Jahre zu wenige Lehrkräfte insbesondere für das
Grundschullehramt ausgebildet worden seien. "Die Quer- und Seiteneinsteiger
müssen qualifiziert werden, bevor sie in die Schulen kommen. Dort müssen
sie sofort berufsbegleitend nachqualifiziert und durch Mentoringprogramme
unterstützt werden. Dafür brauchen wir bundesweit einheitliche Standards",
erläuterte die GEW-Vorsitzende die notwendigen Rahmenbedingungen. "Das ist
auch im Interesse der Quer- und Seiteneinsteiger: Sie sollen nach dieser
Qualifizierung und mit entsprechender Berufserfahrung den anderen
Lehrkräften gleichgestellt und ebenso wie diese bezahlt werden." Die
Lehrkräfte, die die Quer- und Seiteneinsteiger in der Schule in ihrer
Ausbildung unterstützen, müssten entlastet werden. Nur so könne die
Qualität des Unterrichts gesichert werden.

Tepe machte deutlich, dass sie die Anstrengungen vieler Bundesländer
durchaus anerkenne. So hätten diese die Ausbildungskapazitäten an den
Hochschulen und im Vorbereitungsdienst ausgebaut. "Da muss aber noch
nachgelegt werden. Vollkommen unverständlich ist, dass es nach wie vor
Studiengänge für das Lehramt an Grundschulen gibt, die mit einem Numerus
clausus (NC) belegt sind", stellte Tepe fest. Damit mehr junge Menschen ein
Lehramtsstudium aufnehmen, müsse der Beruf attraktiver gemacht werden.
Dafür seien die Arbeitsbedingungen zu verbessern. "Dazu gehört vor allem
auch, alle voll ausgebildeten Lehrkräfte nach A13 (Beamtinnen und Beamte)
und E13 (Angestellte) zu bezahlen. Gleiches Geld für gleichwertige Arbeit:
JA13 für alle! Fünf Bundesländer, darunter Berlin und Brandenburg, haben
verstanden, dass es höchste Zeit für eine bessere Bezahlung ist. Die
anderen Länder müssen jetzt nachziehen", sagte die GEW-Vorsitzende.

Sie wies darauf hin, dass die Lehrkräfte von administrativen Aufgaben
entlastet werden müssten: "Oft fehlt an der Schule das Sekretariat, so dass
diese Aufgaben von Lehrkräften erledigt werden müssen. Ganz zu schweigen
von einem IT-Systemadministrator. Den Lehrerinnen und Lehrern fehlt dann
wiederum die Zeit, um die Schülerinnen und Schüler individuell zu
unterstützen." Zudem brauchten die Schulen multiprofessionelle Teams.
"Lehrkräfte sollen in Kooperation mit Schulsozialarbeitern, -pädagogen und
-psychologen die aktuellen Anforderungen, die eine zunehmend heterogene
Schülerschaft stellt, meistern", unterstrich die GEW-Vorsitzende. Gute
Angebote, Beruf und Familie besser zu vereinbaren, sowie
Arbeitserleichterungen könnten dazu führen, dass teilzeitbeschäftigte
Lehrkräfte wieder mehr Unterricht geben möchten.

Sie machte aber auch noch einmal deutlich, dass die aktuelle Situation im
Wesentlichen hausgemacht sei. "Die Länder haben es in den vergangenen
Jahren versäumt, ausreichend Lehrkräfte auszubilden, obwohl die
Pensionierungszahlen und die steigende Geburtenrate teils lange bekannt
sind", unterstrich Tepe. "Die Belastungen durch die Mangelsituation dürfen
nicht länger auf dem Rücken der Lehrerinnen und Lehrer ausgetragen werden."



Info: Am Freitag, 1. Februar, gibt es für elf Millionen Schülerinnen und
Schüler in allen Bundesländern Halbjahreszeugnisse.

Die Begriffe Quereinsteiger und Seiteneinsteiger werden in den
Bundesländern unterschiedlich definiert. Generell beschreiben sie Menschen,
die in den Schuldienst kommen, ohne dass sie ein Lehramtsstudium
abgeschlossen haben. Meist haben sie ein akademisches Fach studiert, aber
keine pädagogische Ausbildung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 31. Januar 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 1. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MARKT/2273: Fair gehandelt - gut behandelt (UBS)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





MARKT/2273: Fair gehandelt - gut behandelt (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 426 - November 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Fair gehandelt - gut behandelt

Die Schweinehalter, die an Aldi für "Fair und Gut" liefern, betonen
ihren Zusammenhalt

von Günther Völker



Vielleicht sind es die Aktionen von NGO's, vielleicht tragen die
großen Demonstrationen in Berlin dazu bei, vielleicht ist es die
Erkenntnis einer gesellschaftlichen Mitverantwortung oder vielleicht
geht es doch nur darum, sich gegenüber den Mitbewerbern im
Lebensmitteleinzelhandel (LEH) Vorteile zu verschaffen: In einzelnen,
wenn auch noch kleinen Marktsegmenten findet bei Discountern und
Filialisten ein Umdenken in der Unternehmenskultur statt. Die
Nachhaltigkeitsabteilungen in der Branche wandeln sich von
Alibieinrichtungen zu immer einflussreicheren Bereichen des
Managements.

Dabei greifen sie zunehmend auf bestehende Erzeugungsstrukturen einer
an Nachhaltigkeit und Artgerechtigkeit orientierten Landwirtschaft
zurück, die bereits seit Jahrzehnten entwickelt wurden. Für die
beteiligten Bäuerinnen und Bauern bietet sich hier die Chance, nicht
nur auf breiterer Ebene ihre Erzeugnisse zu vermarkten, sondern als
Marktpartner auch ein größeres Mitspracherecht einzufordern, um diese
elende Existenz als Ablieferer zu überwinden. Die Qualität wird von
Bäuerinnen und Bauern erzeugt. Die anderen Marktpartner verteilen sie
nur.

Es war ein weiter Weg für "Neuland", - die Absatzwege auszuweiten und
dabei die Marke mit ihren Richtlinien und Ansprüchen ohne Wenn und
Aber zu erhalten. In der Verbindung mit Aldi ist das gelungen. Unter
der Überschrift "Es ist höchste Zeit, dass es Neuland-Fleisch bei Aldi
gibt", schreibt der Berliner Tagesspiegel über die Sorge, dass
bäuerliche Strukturen auf diesem Weg verloren gehen könnten. Er betont
jedoch: "Vielmehr muss diese Infrastruktur offensiv vermarktet und
auch im Zusammenspiel mit Aldi, Lidl und Co beibehalten werden."

Reichlich Stroh

Neben "Neuland" hat Aldi eine Eigenmarke etabliert. Sie heißt "Fair
und Gut" und wirbt mit dem Slogan: "fair gehandelt - gut - behandelt".
Im Bereich Schwein betrifft dieses Segment Erzeuger im bislang
konventionellen Bereich, die zum Teil "Pig Port"- also
Frischluft-Ställe haben und zu bislang üblichen Bedingungen ihre Tiere
vermarkten mussten, und Betriebe, die durch Um- und Ausbauten
notwendige Haltungsvoraussetzungen mit reichlich Stroheinstreu
geschaffen haben. Sie müssen den Tieren doppelt so viel Platz,
Außenklima, getrennte Funktionsbereiche in den Buchten und
Wühlmaterial anbieten. Derzeit wird für die Lieferbetriebe die
Ferkelerzeugung mit Langschwänzen und gentechnikfreiem Futter
aufgebaut. Besonders für Mastbetriebe besteht eine lange Warteliste.
Mit dem Wissen, dass "die derzeitigen Haltungsbedingungen nicht
zukunftsfähig sind", sind viel Betriebe bereit, sich auf den Weg zu
machen. Insbesondere dann, wenn der Absatz gesichert ist und die
höheren Aufwendungen entlohnt werden. Erzeugnisse von "Neuland" und
"Fair und Gut" werden in getrennten Märkten und Regionen angeboten. In
Berliner Aldi-Märkten wird z.B. "Neuland" nicht im Discount geführt.

Mitgliederbeteiligung

Die Lieferbetriebe haben zusammen eine Erzeugergemeinschaft gegründet.
Auf Vorstandsebene ist auch "Neuland" vertreten, um einerseits
gemeinsame Interessen gegenüber den Marktpartnern zu wahren, aber auch
um eigene Marktstrategien durchzusetzen. Diese Erzeugergemeinschaft
ist an allen Entscheidungsprozessen beteiligt. Den Mitgliedern dieser
Gemeinschaft ist bewusst, dass sie mit ihrer Erzeugung die Grundlage
des Projektes sind. Die zweite Grundlage sind die Kunden, die mit
ihren Kaufentscheidungen zum Gelingen dieses Vorhabens beitragen
müssen. Und da ist noch einiges zu beweisen. Die Erzeugergemeinschaft
arbeitet eng mit den Vertretern von Aldi und den Entscheidungsträgern
der Firma Tönnies zusammen. Freilich werden unabhängige
Kontrollsysteme einbezogen, um die Umsetzung der vereinbarten
Richtlinien sicher zu gewährleisten. Die Zuverlässigkeit im
Zusammenwirken aller Partner wird jedoch auch maßgeblich dadurch
bestimmt, dass über vertragliche Bindungen hinaus ein
Vertrauensverhältnis entsteht. Bislang ist es so groß, dass Aldi auf
weitere Qualitätsgarantien durch Packungsaufkleber von Umwelt- und
Tierschutzorganisationen und auf damit u.U. verbundene Zahlungen
verzichtet.

Langer Löffelstiel

Über den Ruf der Geschäftspartner ist in den vergangenen Wochen
hinlänglich geschrieben werden. Die beteiligten Bauern wissen, dass
man einen langen Löffelstiel braucht, um mit ihnen aus einem Napf zu
essen. Der Löffelstiel ist aber so lang, dass er als Maßstab für
zukünftige Projekte dienen kann, die sich zwischen LEH und
Landwirtschaft sicherlich entwickeln werden. Dazu zählen langfristige
Verträge, durch die Investitionen in Stallumbauten erst möglich
werden, Preise kalkuliert von den Kosten der Schweinehalter aus, eine
Ganztiervermarktung und ein kontinuierlicher Austausch. "Hofglück" in
Baden-Württemberg hatte zuvor schon in der Verbindung mit Edeka
Süd-West eine hohe Messlatte hingelegt, "Neuland" sowieso.

Für diejenigen, die das Vermarktungskonzept mit Aldi mitgestaltet
haben, waren Zielsetzungen der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft ein wesentlicher Teil ihrer Bemühungen, und sie weisen
über eine enge Mitgliedschaft hinaus in weite Bereiche einer
bäuerlichen verfassten Landwirtschaft.


Günther Völker, ist Sprecher der Erzeugergemeinschaft und
Sauenhalter in Westfalen
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MARKT/2272: Penny geht aufs Ganze (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 426 - November 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Penny geht aufs Ganze

Auch der Rewe-Discounter will sich mit Tierwohl profilieren und Kunden
überzeugen

von Claudia Schievelbein



An den Landwirten werde es nicht legen, konstatierte Rudolf Festag,
geschäftsführender Vorstand der Erzeugergemeinschaft für Schlachtvieh
im Raum Osnabrück e. G. (EGO), bei der Vorstellung des "Teutoburger
Hofschweins", eines Tierwohl-Projektes des Rewe-Discounters Penny.
Wenn es darum gehe, Veränderungen in der Tierhaltung umzusetzen, werde
genau auf die geschaut, die es schon wagten. Drei Betriebe sind das
konkret in "seiner" Erzeugergemeinschaft von 300 Mitgliedern, die nun
150 Schweine in der Woche über den EGO-Schlachthof in
Georgsmarienhütte und das Fleischverarbeitungsunternehmen Stockmeyer
im nahen westfälischen Sassenberg an Penny vermarkten. Kurze Wege sind
also garantiert. Das besondere aber ist, dass Penny ganze Tiere
abnimmt, nicht nur Edelteile, Festag rechnet mit einer
Zwei-Drittel-Verwertung. Sechs Wurstprodukte hieraus gehen in alle
2.180 Penny-Filialen in Deutschland, die drei Fleischprodukte landen
hingegen nur in 550 ausgewählten Filialen. Für mehr reiche es hier
zunächst noch nicht. Die Filialen seien ausgewählte, eher urbane, in
denen man einen höheren Kundenanteil mit Vorliebe für besondere,
höherpreisige Produkte ausmachen könne. "Bei uns heißt das
Sushi-Index", erklärt Stefan Magel, Rewe-Vorstandsmitglied und Chef
des operativen Geschäfts bei Penny. Da, wo eher Geld für Sushi
ausgeben wird, könnten auch eher die 40 Prozent mehr für Fleisch aus
einem Tierwohl-Projekt ausgegeben werden. Man reiche die höheren
Kosten an den Endverbraucher weiter, so Magel. Zumal auch auf eine
höhere Fleischqualität durch den Einsatz von Duroc-Ebern und
Hausschweinen gesetzt wird. Die Tierwohl-Kriterien sind die der
Einstiegsstufe des Tierschutzbund-Labels, dessen einer Stern auch auf
der Verpackung prangt. Neben der von Penny eingeführten
Haltungskennzeichnung, die hier die Stufe drei, Tierwohl plus,
vorsieht und neben einem herzigen Foto von drei Bauern und dem
Naturgut-Eigenmarken-Logo. Viel zu sehen also für den Kunden, aber
auch zu verstehen? Man kommuniziere das Projekt über die
Printprodukte, Werbeflyer, soziale Medien, so Magel. Auch die
Pressekonferenz in einem Penny-Markt in Köln findet im laufenden
Betrieb vor einer Werbewand statt. 50 Prozent mehr Platz für die
Tiere, organisches Beschäftigungsmaterial, maximal 3.000 Schweine pro
Betrieb, gentechnikfreie Fütterung sind die zentralen Kriterien. Die
Ringelschwänze sollen mindestens perspektivisch immer dran bleiben,
eine der größten Herausforderungen wegen des Mehraufwands an
Tierbeobachtung und Management, so Festag. Die drei Betriebe
kastrieren betäubt oder mästen die Eher. Letzteres ist gerade
besonders ein Anliegen von Tierschutzbundpräsident Thomas Schröder,
der als Labelgeber auch mit vorstellt. Er betont einmal mehr, dass man
mit dem eigenen Label die Lücke schließe, die der Gesetzgeber schon
seit Jahren nicht schließen wolle.

Nach drei ersten Verkaufswochen seien die Erfahrungen ganz positiv,
Penny-Chef Magel. Eine bestimmte Zeitvergabe gebe es für das Projekt
nicht, sagt er, man wolle aber eine langfristige Zusammenarbeit.
Rudolf Festag schmunzelt: "An der Stelle wird es interessant." Bisher
gibt es einen zweijährigen Vertrag mit Stockmeyer, die Zahl der
Schweine soll kurzfristig auf 200 pro Woche steigen. Die
Erzeugerpreise seien vergleichbar mit denen ähnlicher Projekte,
sprich: den 2,05 Euro pro Kilo Schlachtgewicht, die Aldi zahlt. Jetzt
müsse man sehen, ob der Kunde nur rede oder auch kaufe, betont Festag,
dann würden schon auch noch Betriebe dazu kommen.
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ASYL/1344: Offene Häfen und solidarische Verantwortungsteilung statt Schiff-für-Schiff-Lösung (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Offene Häfen und solidarische Verantwortungsteilung statt Schiff-für-Schiff-Lösung

In einem offenen Brief fordern PRO ASYL und über 30 andere Organisationen
verbindliche Regelungen zur Ausschiffung von Schutzsuchenden in Europa



In dem von PRO ASYL mitgezeichneten Brief [1] an Bundesjustizministerin
Barley und Bundesinnenminister Seehofer fordern die Organisationen die
Unterstützung von Such- und Rettungsmaßnahmen und eine Ende der Blockade
von Schiffen, die Menschen aus Seenot gerettet haben.

In dem Appell [2], der auch an den nächsten EU-Rat für Justiz und Inneres
geht, heißt es: »Angesichts der dringenden Notwendigkeit von Maßnahmen zur
Aufteilung der gemeinsamen Verantwortung und der Hindernisse für eine
EU-weite Lösung sollten unverzüglich Vereinbarungen getroffen werden und
die teilnehmenden Staaten sollten von Anfang an feststehen, nicht auf einer
'Schiff-für-Schiff'-Basis.«

Seit Sommer 2018 sind die Häfen in Italien und Malta für Schutzsuchende
weitgehend geschlossen. Die Erlaubnis Schiffe, die Schutzsuchende gerettet
haben, anlanden zu lassen, wird an die Bereitschaft anderer Mitgliedstaaten
geknüpft, diese Personen aufzunehmen.

Die teils wochenlange Wartezeit auf den Schiffen setzt die Gesundheit der
Betroffenen aufs Spiel. Die Schließung der Häfen verletzt grundlegende
Menschenrechte der Schutzsuchenden. Der Zugang zu einem Asylverfahren wird
ihnen verwehrt.

Schutzsuchenden, die über das Mittelmeer nach Europa fliehen, darf die
Anlandung nicht verweigert werden. Nach geltendem Seerecht und der Genfer
Flüchtlingskonvention müssen sie in den nächsten sicheren Hafen gebracht
werden. Die Zusammenarbeit mit der »libyschen Küstenwache« muss sofort
eingestellt werden. In Libyen werden die Menschenrechte von Schutzsuchenden
massiv verletzt. Die EU muss sicherstellen, dass es den Menschen möglich
ist, diesem Elend zu entkommen und sie auf dem Weg nach Europa nicht ihr
Leben verlieren.

Der Auslöser der jetzigen Krise ist die Schließung der italienischen und
maltesischen Häfen. Sie ist auch eine Folge von fehlenden legalen
Zugangswegen in die EU, einem unsolidarischen Aufnahmesystem innerhalb der
EU und der rechtspopulistischen Hetze in Staaten wie Italien, die das
Regierungshandeln prägt.

»Der Schlüssel zur Lösung liegt vor allem in Brüssel, Berlin und Paris«, so
Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL, »Seenotrettung und Zugang
zu Schutz sind europäische Aufgaben. Wir erwarten eine Initiative von
Deutschland und Frankreich. Bei aller Kritik an Italien und Malta, es
braucht eine strukturelle Lösung. Das Sterben auf dem Meer betrifft uns
alle. Das menschenunwürdige Geschachere auf höchster politischer Ebene bei
jedem Schiff muss aufhören. Das Abdrücken der Verantwortung auf die EU-Grenzstaaten muss enden«.

Bis eine europäische Lösung für Schutzsuchende nach einem solidarischen
Prinzip der Verantwortungsteilung gefunden wird, braucht es einen
verbindlichen Ablauf zur Aufnahme und Verteilung:

• Die teilnehmenden Mitgliedstaaten legen unter sich einen
Verteilungsschlüssel fest. Dieser gilt für jede Anlandung und wird nicht
mehr von Fall zu Fall ausgehandelt werden.

• Nach der Anlandung in dem Mitgliedstaat werden die Geretteten
registriert und haben die Möglichkeit, ihr Schutzgesuch zu stellen. Die
Aufnahme wird menschenwürdig organisiert, Schutzsuchende nicht inhaftiert
oder in Lagern isoliert.

• Zur solidarischen Aufnahme findet der Rahmen der geltenden Dublin
III-Verordnung Anwendung: Schutzsuchende mit familiären Bindungen in
anderen EU-Mitgliedstaaten reisen zu ihren Angehörigen. Darüber hinaus
nehmen die teilnehmenden Mitgliedstaaten - wie schon bisher - die
Betroffenen nach der »humanitären Klausel« auf.

PRO ASYL unterstützt deshalb den vom Europäischen Flüchtlingsrat
ausgearbeiteten Vorschlag [3].

Für die EU ist es eine Frage der Glaubwürdigkeit: Keine Reform ist für
diesen Vorschlag notwendig, kein Gesetz wird geändert. Es ist lediglich die
Anwendung geltenden Rechts bis eine nachhaltige, europäische Lösung
gefunden ist.


Anmerkungen:

[1] https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2019-02-01-EU-NRO-Brief-Seenotrettung-BMJF-BMI-31.1.2019_deutsch-final.pdf

[2] https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resources/Open%20Letter%20on%20Search%20and%20Rescue.pdf

[3] www.ecre.org/wp-content/uploads/2019/01/Policy-Papers-06.pdf

 * 
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ASYL/1343: Einzug der »bayerischen Art« in ganz Deutschland (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 1. Februar 2019

Neuer BMI-Vorstoß: Einzug der »bayerischen Art« in ganz Deutschland

PRO ASYL und der Bayerische Flüchtlingsrat warnen: Neuer Vorstoß aus dem
BMI führt zu Ausgrenzung und Perspektivlosigkeit



Während die Große Koalition im aktuellen Entwurf zur Fachkräftezuwanderung
die Stärkung der Geduldeten bewirbt, geht das Bundesinnenministerium (BMI)
nun den umgekehrten Weg: Die Zeitung WELT berichtet von einem
Referentenentwurf des BMI, nach dem geduldeten Flüchtlingen, denen
vorgeworfen wird, nicht hinreichend an der Passbeschaffung mitgewirkt zu
haben, der Duldungsstatus entzogen werden soll.

PRO ASYL und der Bayerische Flüchtlingsrat warnen vor der
Ausgrenzungsinitiative des BMI. »Bayerische Verhältnisse werden in ganz
Deutschland zur Normalität. Willkürliche Anforderungen an die Mitwirkung
bei der Passersatzbeschaffung werden Wege in ein Bleiberecht verhindern«,
kritisiert Günter Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL. Der Entwurf
sieht weitere Sanktionsmöglichkeiten vor. »Wenn Arbeits- und
Ausbildungsverbote verhängt werden, wird ein Zustand der dauerhaften
Perspektivlosigkeit geschaffen«, so Burkhardt weiter.

In dem Referentenentwurf heißt es: »Wer seine Abschiebung selbst
verhindert, zum Beispiel weil er die Behörden über Identität oder
Staatsangehörigkeit täuscht oder an der Passersatzbeschaffung nicht
ausreichend mitwirkt, darf künftig keine Duldung mehr erhalten«. Die Praxis
zeigt aber: Oft wird willkürlich und für die Betroffenen nicht absehbar
fehlende Mitwirkung vorgeworfen. Dabei kann das ganz unterschiedliche
Gründe haben: Afghanische Staatsangehörige, die lange im Iran gelebt haben,
erhalten keine Papiere mehr oder somalische Dokumente werden oftmals nicht
anerkannt. Diese Betroffenen dürfen dann laut Gesetzentwurf nicht arbeiten
oder eine Ausbildung anfangen - obwohl sie gerade nicht abgeschoben werden
können.

Schon jetzt zeigt die willkürliche Praxis in Bayern: Auch mit Duldung
bekommen viele Asylsuchende Arbeits- und Ausbildungsverbote auferlegt, in
vielen Landkreisen dürfen geduldete Flüchtlinge nicht einmal ein Praktikum
absolvieren, in AnkER-Zentren werden Flüchtlinge isoliert und entrechtet.
»Die Betroffenen werden in die Illegalität getrieben. Von mehr als 11.000
Ausgereisten aus Bayern in 2018 sind lediglich 2.600 nachweislich in ihr
Herkunftsland zurückgekehrt«, beschreibt Stephan Dünnwald, Flüchtlingsrat
Bayern. »Die bayerische Art hält nun in ganz Deutschland Einzug«.

Dem Betroffenen soll sogar die Unmöglichkeit der Abschiebung zugerechnet
werden, allein weil er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates
ist. Vom persönlichen Verhalten des Betroffenen ist die Versagung der
Duldung dann nicht mehr abhängig. Der Mensch wird aufgrund der Nationalität
völlig unabhängig von seinem Verhalten diskriminiert und mit Sanktionen
belegt.

PRO ASYL und der Bayerische Flüchtlingsrat erinnern, dass schon 2015 und
2017 ähnliche Vorschläge aus der CSU kamen, die aus guten Gründen keine
Mehrheit fanden. Die »Duldung light« scheiterte zu Recht.

 * 
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PROPAGANDA/1505: Feindbild Greta Thunberg - der Zorn der Feisten und Satten ... (SB)




Den sozialökologischen Aktivismus einer 16jährigen Schülerin mit Kindesmißbrauch
in Zusammenhang zu bringen, wie im Fall von Greta Thunberg nicht nur einmal
geschehen, ist an paternalistischer Ignoranz kaum zu überbieten. Zu
unterstellen, daß der Mensch in diesem Alter nicht in der Lage sei, den
Wiedersprüchen zwischen gesellschaftlichem Schein und Sein auf den Zahn zu
fühlen, läßt vermuten, daß die UrheberInnen derartiger Unterstellungen entweder
vergessen haben, wie vehement sich Jugendliche mit einer Welt voller Konflikte
und Ungereimheiten auseinandersetzen können, oder, was wahrscheinlicher ist, so
behütet und privilegiert aufgewachsen sind, daß ihnen der Gedanke, gegen die
ihnen abverlangte Anpassung und Unterwerfung zu rebellieren, niemals gekommen
ist.

Frau, minderjährig, Asperger-Syndrom, aktiv gegen alles, was verbrauchsintensiv
ist inklusive Tierausbeutung - die Klimaaktivistin Greta Thunberg könnte sich
kaum mehr zum neuen Feindbild derjenigen eignen, denen das Privileg, mit dem
Fuß auf dem Gaspedal, im Sitz eines Fliegers oder beim Verzehr eines
Rindersteaks unter erheblichem Aufwand Raum und Ressourcen zu greifen, von
ihresgleichen genommen werden soll. Wie naheliegend es ist, sich ihrer
Popularität zu bedienen, um den anwachsenden Widerstand gegen die Zerstörung der
Lebensgrundlagen in leichter beherrschbare Bahnen zu lenken, versteht sich von
selbst. Den früheren US-Vizepräsidenten Al Gore zur klimapolitischen
Lichtgestalt zu erklären und sich mit ihm ablichten zu lassen, kann man Greta
Thunberg dennoch kaum anlasten, war sie doch nicht einmal geboren, als dieser
erfolgreich darauf drängte, die erheblichen Treibhausgasemissionen des Militärs
im Kyoto-Protokoll nicht zu berücksichtigen [1], um nur ein Beispiel für die
politische Doppelbödigkeit dieses Exponenten des grünen Kapitalismus zu nennen. 
Auch der als Beleg angeblichen Kindesmißbrauchs angeführte Medienmechanismus,
sich auf Thunberg gerade wegen ihrer Jugend zu stürzen, kann nicht allein
erklären, warum ihre Botschaft so viel Resonanz erzeugt. In jedem Fall spricht
sie eine Widerspruchslage an, die Jugendliche in aller Welt beschäftigen muß,
wenn sie überhaupt Fragen an die Zukunft ihres Lebens haben.

Doch bloße Vereinnahmungstrategien sind nicht das Problem jener, die meinen,
Greta Thunberg als Ausgeburt einer grünen PR-Maschinerie oder potentielle
Ökofaschistin brandmarken zu müssen. Die vor allem der Neuen Rechten zugehörige
Fraktion notorischer Leugner des Klimawandels wie die ultraliberalen
SachwalterInnen der Freiheit, die Welt konsumistisch abfackeln zu dürfen,
während man dabei zusieht, hegen zu Recht die Befürchtung, daß die schwedische
Aktivistin eine neue Dimension des sozialökologischen Widerstandes anstoßen
könnte. Wie die jüngste Welle von SchülerInnen initiierter Klimastreiks zeigt,
macht ihr Beispiel im Wortsinne Schule. Ich will, daß ihr in Angst geratet, daß
ihr die Panik spürt, die ich jeden Tag spüre - welchen Umständen es auch immer
geschuldet ist, daß Greta Thunberg auf dem Elitetreffen WEF in Davos sprechen
konnte, so machen ihre Worte eine Qualität der Dringlichkeit geltend, die das
Auseinanderklaffen von Anspruch und Wirklichkeit des globalen Klimaschutzes auf
sehr direkte Weise kritisiert.

Sieht man von neurechten Demagogen wie jenem österreichischen Identitären ab,
der Thunberg aufgrund einer äußerlichen Ähnlichkeit mit der Tochter Heinrich
Himmlers vergleicht und erklärt, diese sei ja auch für politische Zwecke
mißbraucht worden, so formiert sich die klimapolitische Reaktion auf bewährt
populistische Weise und predigt das bequeme Weiter-wie-bisher. Das gilt für
einen Hendryk Broder, der bei seiner Rede vor der AfD-Fraktion im Bundestag die
Verschärfung des Straftatbestandes für Kindesmißbrauch anhand des Beispiels
Greta Thunberg forderte und "das Klima zum Fetisch der Aufgeklärten" [2]
erklärt. Das gilt für Christian Lindner, der behauptet, gegen das Auto werde ein
Kulturkampf entfacht, bei dem es keineswegs um saubere Luft oder das Weltklima
gehe, sondern die Umerziehung der Menschen und die Enthauptung der
Autowirtschaft. Warum ein höchst erfolgreicher Wirtschaftszweig von keineswegs
antikapitalistischen Grünen beschädigt werden sollte, wenn es ihnen nicht um die
Beschränkung des Klimawandels ginge, erklärt der FDP-Chef allerdings nicht.

Wenn Verkehrsminister Andreas Scheuer freie Fahrt für freie Bürger fordert und
jegliche Geschwindigkeitsbegrenzung auf Autobahnen als Gängelung geißelt, nimmt
er eine Freiheit in Anspruch, der die Unfreiheit anderer vorausgeht. Auch ihm
müßte klar sein, daß das Treiben der Bleifußhelden auf einem Eigentumsvorbehalt
höchst ungleicher Art basiert. Ob Dürre- oder Flutkatastrophe, ob Verkehrstod
oder Feinstaubkontamination, die destruktiven Auswirkungen des motorisierten
Individualverkehrs nehmen selbst bei E-Mobilität mit höherer Geschwindigkeit
überproportional zu. Das betrifft nicht nur direkte Auswirkungen des
Autoverkehrs wie die Belastung der Atmosphäre mit Treibhausgasen oder
Stickoxiden, sondern den generellen Ressourcenverbrauch an Fläche,
Rohstoffen und Energie, der bei dieser Verkehrsform desto höher zu Buche
schlägt, je raumgreifender die Geschwindigkeit eines Fahrzeugs ist.

Wer in der Sache so liberal wie Scheuer und viele andere UnionspolitikerInnen
argumentiert, tut gerade so, als zeichneten ihre Parteien nicht für den Abbau
bürgerlicher Freiheitsrechte und die Einschränkung hart erkämpfter
ArbeiterInnenrechte verantwortlich. Daß das Eintreten für unbegrenztes Rasen und
die behördliche Kujonierung einkommensarmer Menschen in ihren Augen kein
Widerspruch sein muß, ist dem Klassencharaker jener Definitionshoheit
geschuldet, laut der die Freiheit, unter Brücken zu schlafen, mit der Freiheit,
die Welt im fossilen Brand zu verheizen, in eins zu setzen ist.

Dementsprechend ist man sich von der AfD bis zu den Unionsparteien in der
Bekämpfung aller wachstumskritischen Bewegungen einig, denen die simple
Rechnung, auf einem räumlich begrenzten Planeten nicht unendlich viel
verbrauchen zu können, verbindliches Leitbild ist. Macht sich eine junge Frau
auf, den Herren der kapitalistischen Wachstums- und Wettbewerbsgesellschaft die
Sorge um die eigene Zukunft entgegenzuhalten, dann trifft sie damit ins Schwarze
des Tabus, die bereits aus dem Klimawandel resultierenden Notlagen insbesondere
im Globalen Süden angestrengt zu ignorieren und keinesfalls über den eigenen
Tellerrand hinaus blicken zu müssen.

Daß die Diffamierung Greta Thunbergs sich zumindest teilweise antifeministischer
und behindertenfeindlicher Stereotypien bedient, verweist auf den patriarchalen
Impetus der Neuen Rechten und ultraliberalen Eliten. Es ist mithin schlimmer,
als Lindner vermutet. Nicht Kulturkampf, sondern Klassenkampf ist der politische
Kern des sozialökologischen Aufbruches junger Menschen, die keinen prinzipiellen
Unterschied darin erkennen wollen, wenn Menschen ausgebeutet und unterdrückt
oder rassistisch und sexistisch diffamiert, wenn Tiere gequält und Wälder
zerstört werden, um Interessen zu sichern, die durchzusetzen zur Freiheit der
Stärkeren verklärt werden.


Fußnoten:

[1] https://socialistproject.ca/2018/12/siloed-thinking-climate-disposable-people/

[2] https://www.welt.de/debatte/henryk-m-broder/article187962993/Henryk-M-Broders-Rede-vor-der-AfD-Bundestagsfraktion.html

1. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - MELDUNG/315: El Salvador wird 21. Vertragsstaat des internationalen Vertrags über das Verbot von Atomwaffen (Pressenza)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / UNO





MELDUNG/315: El Salvador wird 21. Vertragsstaat des internationalen Vertrags über das Verbot von Atomwaffen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

El Salvador wird 21. Vertragsstaat des internationalen Vertrags
über das Verbot von Atomwaffen

Von Tony Robinson, 31. Januar 2019



London, Vereinigtes Königreich - 31.01.2019. Die Internationale
Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) berichtete gestern,
dass das mittelamerikanische Land El Salvador als 21. Land den Vertrag
über das Verbot von Atomwaffen ratifiziert hat, der 2017 zur
Unterzeichnung aufgelegt wurde, und der auf dem besten Weg dazu ist,
der am schnellsten ratifizierte Abrüstungsvertrag zu werden, den es
jemals gab.

El Salvador schließt sich Österreich, den Cook Islands, Costa Rica,
Kuba, Gambia, Guyana, dem Heiligen Stuhl, Mexiko, Neuseeland,
Nicaragua, Palau, Palästina, St. Lucia, Samoa, San Marino, Thailand,
Uruguay, Vanuatu, Venezuela und Vietnam an und hinterlegte seine
Ratifikationsurkunde bei den Vereinten Nationen in New York.

Darüber hinaus haben weitere 49 Länder den Vertrag bereits
unterzeichnet und befinden sich im Ratifizierungsprozess.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin
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MELDUNG/593: Weiteres Verfahren im Fall Colonia Dignidad eingestellt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile / Deutschland 

Wir dokumentieren: Weiteres Verfahren im Fall Colonia Dignidad 
eingestellt



(Münster/Berlin, 22. Januar 2019, fdcl) - Die nordrhein-westfälische
Justiz hat am 22. Januar ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren
wegen Mordes gegen den ehemaligen Bewohner der Colonia Dignidad
Reinhard Döring eingestellt [1]. Das gegen Döring im August 2016
eingeleitete Verfahren wurde nach zweieinhalb Jahren ohne Anhörung des
Beschuldigten und offensichtlich auch ohne Anhörung von verfügbaren
Zeug*innen eingestellt. Gesprächsangebote, Hinweise und Anregungen von
Menschenrechtsanwält*innen blieben unbeantwortet oder ungehört. Eigene
Ermittlungsschritte - außer Nachfragen an die chilenische Justiz -
blieben anscheinend vollständig aus.

Das European Center for Constitutional and Human Rights (ECCHR) hatte
im April 2018 Strafanzeige [2] gegen Döring erstattet und der
Staatsanwaltschaft Münster Hinweise auf seine mögliche Beteiligung an
Mordtaten vorgelegt. Wie Aussagen von ehemaligen Bewohner*innen der
Colonia Dignidad aus chilenischen Gerichtsverfahren belegen, wurden in
der Colonia Dignidad nach dem Militärputsch vom 11. September 1973
dutzende Gegner*innen der Pinochet-Diktatur erschossen und ihre
Leichen verscharrt. Wenige Jahre später wurden die Leichen wieder
ausgegraben und verbrannt. Die betreffenden Aussagen stammen meist aus
der Zeit nach März 2005, als Paul Schäfer festgenommen wurde und die
chilenischen Strafverfolgungsbehörden unter hohem Ermittlungsdruck
standen. Der Beschuldigte Döring hatte sich bereits vor dieser Zeit,
im Jahr 2004, nach Deutschland abgesetzt. Daher konnte er in Chile
nicht vernommen werden.

So sind die Informationen über ihn aus den chilenischen Ermittlungen
spärlich. Außerdem decken sich verschiedene Beschuldigte in diesen
Verfahren bis heute gegenseitig. 2005 wurde Döring zwar von der
chilenischen Justiz international zur Fahndung ausgeschrieben. Die
deutschen Justizbehörden ignorierten das chilenische Festnahmeersuchen
allerdings und leiteten bis 2016 auch keine eigenen Ermittlungen gegen
Döring ein.


Staatsanwaltschaft hat nicht selbst ermittelt

In einem anderen Verfahren bei der Staatsanwaltschaft Bonn hatte
Reinhard Döring im Jahr 2009 als Zeuge ausgesagt und Straftaten wie
die Bewachung von Gefangenen zugegeben, jedoch eine Beteiligung an
Mordhandlungen verneint. Obwohl es Hinweise darauf gibt, dass Döring
Gefangene zu Erschießungen führte, wurden diese von der
Staatsanwaltschaft Münster nicht als ausreichend relevant erachtet, um
einen Anfangsverdacht wegen Beihilfe zum Mord zu begründen. "Der
Beschuldigte war nach den vorliegenden Erkenntnissen lediglich als
Bagger- und Kraftfahrzeugführer beschäftigt [...]" so die Mitteilung
der Staatsanwaltschaft Münster. Der Sektenführer Paul Schäfer habe
niemals eine Person "von Anfang bis Ende" in die Verbrechensbegehung
eingeweiht, so will es die Münsteraner Staatsanwaltschaft aus einer
Aussage eines weiteren, nicht näher benannten Colonia-Mitglieds, das
Gefangene bewacht hat, erfahren haben.

Die Staatsanwaltschaft Münster scheint diese Aussagen eines
Beschuldigten nicht durch eigene Ermittlungen überprüft und mit
anderslautenden Aussagen kontrastiert zu haben. Stattdessen zitiert
sie in der Einstellungsmitteilung einen Brief des Beschuldigten Döring
und erwähnt, dass dieser "unwiderlegbar angegeben" habe, in der
Colonia Dignidad selbst Opfer einer nicht näher bezeichneten Straftat
geworden zu sein.


"Bitterer Tag für die Angehörigen"

Jan Stehle vom FDCL (Forschungs- und Dokumentationszentrum
Chile-Lateinamerika) erklärt dazu: "Dies ist ein bitterer Tag für die
Angehörigen der in der Colonia Dignidad Ermordeten und für alle, die
sich seit Jahrzehnten für eine Aufarbeitung der Verbrechen der Colonia
Dignidad einsetzen. Die Staatsanwaltschaft Münster hat es nicht für
notwendig erachtet, den Beschuldigten zu vernehmen. Allem Anschein
nach wurden keine eigenen Ermittlungsschritte unternommen, obwohl
viele Ansätze dazu vorlagen. Stattdessen werden Täterdiskurse
unhinterfragt übernommen. Kann es tatsächlich sein, dass in
zweieinhalb Jahren sogenannter Ermittlungen nur einige Altakten
gelesen und Briefe nach Chile geschrieben wurden? Wer so handelt,
kapituliert vor einer Verbrechensgeschichte, die hunderten von
Menschen immenses Leid zugefügt hat. Die Begründung für die
Einstellung lässt vermuten, dass sich die Staatsanwaltschaft entweder
mit der Komplexität des Sachverhalts überfordert sieht oder kein
wirkliches Aufklärungsinteresse hat.

Dass es nicht einfach ist, vier Jahrzehnte zurückliegende Verbrechen
in einem anderen Land aufzuklären, steht außer Frage. Wer jedoch nach
jahrzehntelanger Untätigkeit - wie die nordrhein-westfälische Justiz
im Fall Colonia Dignidad - heute Ermittlungsansätze ignoriert und
Täterdiskurse salonfähig macht, arbeitet eher einer Aufklärung zuwider
als sie zu befördern. Dies ist traurig und in einem Rechtsstaat ein
Skandal."

Rechtsanwältin Petra Isabel Schlagenhauf, Anwältin von Opfern der
Colonia Dignidad, erklärt dazu: "Diese Entscheidung reiht sich ein in
die lange Reihe von Versagen der deutschen Justiz im Umgang mit den
Verbrechen, die in der Colonia Dignidad geschehen sind. Die Exekution
Dutzender Personen ist durch mehrere Zeugenaussagen belegt. Dies gilt
ebenso für die Tatsache, dass die Leichen dieser Menschen in
Massengräbern vergraben und nach Jahren wieder ausgegraben wurden. Wie
man dies als nicht gesichert darstellen kann, ohne überhaupt die
Zeugen, die hierzu aussagen können - und auch teilweise in anderen
Verfahren dazu ausgesagt haben - zu vernehmen, bleibt das Geheimnis
der Staatsanwaltschaft Münster. Dass die Colonia Dignidad in der
Diktaturzeit ein Folterzentrum des Geheimdienstes beherbergte, und
dass dort politische Gefangene umgebracht wurden, kann nicht ernsthaft
bestritten werden. Auch zum Verdacht gegen den in diesem Verfahren
Beschuldigten hätte man weitere sinnvolle Ermittlungen anstellen
können. Dies ist scheinbar aber nicht gewollt."


Anmerkungen:

[1] http://www.sta-muenster.nrw.de/behoerde/presse/aktuelle_pressemitteilungen/Pressemitteilung-vom-22_01_2019.pdf

[2] https://www.ecchr.eu/nc/pressemitteilung/colonia-dignidad-deutsche-justiz-bleibt-untaetig/



URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wir-dokumentieren-weiteres-verfahren-im-fall-colonia-dignidad-eingestellt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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SCHACH-SPHINX/06825: Nonkonform oder nur unkonventionell? (SB)


Hin und wieder liest man im Begleittext zu einem Zug, die Fortsetzung
sei "unkonventionell". Das soll wohl soviel heißen wie: Sie ist nicht
von der Theorie abgesegnet. Handelt es nun hierbei um Neuland oder nur
um einen aberwitzigen Zug, dessen Licht- und Schattenseiten bisher
nicht ausgekundschaftet worden sind. Unkonventionell, ein Wort mit
einem breiten Spektrum. Man fragt sich allerdings, ob damit nicht auch
Nonkonformismus gemeint sein könnte, also daß ein Rebell wider die
Theorie streitet. Doch so abwegig der Zug auch scheinen mag, ohne
Logik ist er nicht. Hat die Theorie also versäumt, eine bestimmte
Stellung tiefer und gründlicher zu analysieren? Sind ihre Grenzen gar
zu eng gesteckt? Das Unbekannte muß nicht immer auch absurd sein, nur
weil es keinen Gleichklang aufweist mit den Buchvarianten. Im heutigen
Rätsel der Sphinx hatte der für seine unkonventionellen Züge
berüchtigte deutsche Großmeiser Eric Lobron mit den schwarzen Steinen
durchaus einen vernünftigen Gewinnweg ausgespäht. Es hat jedoch den
Eindruck, als wäre die Mehrfigur nicht zu verwerten, weil Weiß einen
Teil des materiellen Nachteils durch den Tausch Turm gegen Läufer
gutmachen könnte. Die schwarze Schwerfigur besitzt kein Ausweichfeld.
Wie aber steht es mit seinem Gegenüber, Wanderer?
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Birnboim - Lobron

Biel 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

In kritischen Phasen wie nach 1..e6xf5 müssen die Züge aufs schärfste
und präziseste zugeschnitten sein, und Weiß fand den Weg, um seinen
Angriff in den Remishafen zu führen: 2.Th6xf6+! Se8xf6 3.g5xf6 Kf7xf6!
- der Bauer muß weg, auf 3...Kf7-f8? folgt 4.f6xg7+ mit Vernichtung -
4.Dh7xg8 Lc8-b7 5.Dg8-h7 Lb7xe4 6.Dh7-g6+ Kf6-e5 7.Dg6-g3+ mit
Dauerschach nach 7...Ke5-d5 8.Tg1-d1+ Kd5-c6 9.Sb3-a5+ usw.
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AKTION/362: NABU Stunde der Wintervögel - Mehr TeilnehmerInnen, weniger Vögel (NABU/NABU SH/LBV)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 30. Januar
2019

NABU und LBV: Weniger Meisen und Amseln, aber mehr Naturinteressierte 

Mit fast 138.000 Teilnehmern neuer Rekord bei der Stunde der
Wintervögel



Berlin - Immer weniger Wintervögel sind in Gärten und Parks zu sehen -
das zeigt das Endergebnis der neunten "Stunde der Wintervögel". Mit
der Teilnehmerzahl bei Deutschlands größter wissenschaftlicher
Mitmach-Aktion geht es dagegen weiter nach oben: Fast 138.000
Teilnehmer haben ihre Vogelsichtungen dem NABU und seinem bayerischen
Partner Landesbund für Vogelschutz (LBV) gemeldet. "Das ist ein neuer
Rekord und zeigt, wie groß das Interesse an der heimischen Natur ist.
Darüber freuen wir uns sehr", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif
Miller. "Gut für unsere Vögel wäre es auch, wenn immer mehr Menschen
ihre Gärten als Mini-Naturschutzgebiete sehen und sie vogelfreundlich
gestalten."

Weniger erfreulich ist das Ergebnis der Vogelzählung. Die Gesamtzahl
der pro Garten gemeldeten Vögel liegt mit nur 37,1 unter dem
langjährigen Mittel. "Sie ist die zweitniedrigste Zahl nach dem
Rekordminus von 34,4 im Jahr 2017. 2011 wurden noch fast 46 Vögel pro
Garten gemeldet", so Miller. "Der Grund für diesen deutlich negativen
Trend liegt vor allem in den milden Wintern der vergangenen Jahre, die
auf einige harte Winter in den Anfangsjahren der Zählaktion folgten.
Damit kommen weniger Vögel in die Gärten, weil sie in schneefreien
Wäldern noch genug zu fressen finden. Ob auch ein tatsächlicher
Rückgang an Vögeln die Ursache sein könnte, muss in Zukunft aufmerksam
verfolgt werden." Zudem sind offenbar weniger Vögel aus dem Norden und
Osten Europas nach Deutschland gekommen, da der Winter in ganz Europa
eher mild war. "Aus diesen Gründen wurden besonders von den
klassischen Futterhausbesuchern wie Kohlmeisen, Blaumeisen, Sumpf- und
Tannenmeisen deutlich weniger Exemplare gezählt", so
NABU-Vogelschutzexperte Lars Lachmann. "Der Trend geht eindeutig zu
milderen Wintern mit weniger Meisen in den Gärten." Auch die Zahlen
anderer Waldvögel wie Kleiber, Eichelhäher, Buntspecht und Gimpel
liegen niedriger als im langjährigen Mittel.

Große Sorgen macht den NABU-Vogelschutzexperten die Amsel. Sie fuhr
mit nur 2,67 Vögeln pro Garten bei der Stunde der Wintervögel 2019 ihr
bisher schlechtestes Ergebnis ein. "Der sehr trockene Juli 2018 war
schlecht für das Überleben der Jungvögel, da die Amseln kaum
Regenwürmer finden konnten", so Lachmann. "Doch der Hauptgrund dürfte
die im Sommer 2018 grassierende Usutu-Epidemie sein." Das zeigt sich
besonders an den Meldungen aus Hamburg, wo im Sommer bundesweit auch
die meisten toten Amseln gemeldet worden waren. Dort gab es mit nur
noch 2,01 Amseln pro Garten einen Verlust von 42 Prozent. Ein extremer
Rückgang - noch in keinem Jahr waren zuvor weniger als 3,4 Amseln pro
Garten gesehen worden.

Bei den Top fünf der Wintervögel liegt auch 2019 der Haussperling an
erster Stelle, danach folgen Kohlmeise, Feldsperling, Blaumeise und
Amsel.

Wer noch mehr über Deutschlands Vögel erfahren will, kann sich die
kostenlose NABU App "Vogelwelt" unter www.NABU.de/vogelwelt
downloaden. Mit der bilderreichen App kann man alle Vogelarten, die in
Deutschland nachgewiesen worden sind, kennenlernen und bestimmen.
Insgesamt enthält die App 308 Arten.

Die nächste Vogelzählung steht vom 10. bis 12. Mai an. Dann werden bei
der "Stunde der Gartenvögel" die Brutvögel in unseren Gärten und Parks
erfasst.




Infos zur Aktion unter

www.stundederwintervoegel.de

Zur Aktion stellt der NABU eine Zählhilfe, Porträts der häufigsten
Vogelarten sowie Tipps zur Winterfütterung zur Verfügung.

E-Learning-Tool Vogeltrainer unter:

www.vogeltrainer.de

Vogel-App:

www.NABU.de/vogelwelt

Quelle: NABU Pressedienst 8/19, 30.01.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Internet: www.NABU.de
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NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 30. Januar 2019

NABU Stunde der Wintervögel: Mehr TeilnehmerInnen, weniger
Vögel

Berlin, Neumünster, 30. Januar 2019 - Immer weniger Wintervögel sind
in Gärten und Parks zu sehen - das zeigt das Endergebnis der neunten
"Stunde der Wintervögel". Mit der Teilnehmerzahl bei Deutschlands
größter wissenschaftlicher Mitmach-Aktion geht es dagegen weiter nach
oben: Fast 138.000 Teilnehmer haben ihre Vogelsichtungen dem NABU und
seinem bayerischen Partner Landesbund für Vogelschutz (LBV) gemeldet.
"Das ist bundesweit ein neuer Rekord und zeigt, wie groß das Interesse
an der heimischen Natur ist. Darüber freuen wir uns sehr", so der
Vogelschutzexperte des NABU Schleswig-Holstein, Ingo Ludwichowski. In
Schleswig-Holstein zählten 6.354 TeilnehmerInnen in 4.469 Gärten. "Gut
für unsere Vögel wäre es auch, wenn immer mehr Menschen ihre Gärten
als Mini-Naturschutzgebiete sehen und sie vogelfreundlich gestalten."

Weniger erfreulich ist das Ergebnis der Vogelzählung. Die Gesamtzahl
der pro Garten gemeldeten Vögel liegt bundesweit mit nur 37,1 unter
dem langjährigen Mittel. "Sie ist die zweitniedrigste Zahl nach dem
Rekordminus von 34,4 im Jahr 2017. 2011 wurden noch fast 46 Vögel pro
Garten gemeldet", so Ludwichowski. Schleswig-Holstein ist im Jahr 2018
mit 38,8 gemeldeten Vögeln zwar noch deutlich vogelreicher als der
Bundesdurchschnitt, aber im Jahr davor waren es noch 39,1 Vögel. Zu
Beginn der Aktion wurden noch im Mittel aller Gärten 43,3 Vögel in
Schleswig-Holstein gezählt. "Der Grund für diesen deutlich negativen
Trend liegt vor allem in den milden Wintern der vergangenen Jahre, die
auf einige harte Winter in den Anfangsjahren der Zählaktion folgten.
Damit kommen weniger Vögel in die Gärten, weil sie in schneefreien
Wäldern noch genug zu fressen finden. Ob auch ein tatsächlicher
Rückgang an Vögeln die Ursache sein könnte, muss in Zukunft aufmerksam
verfolgt werden." Zudem sind offenbar weniger Vögel aus dem Norden und
Osten Europas nach Deutschland gekommen, da der Winter in ganz Europa
eher mild war. "Aus diesen Gründen wurden besonders von den
klassischen Futterhausbesuchern wie Kohlmeisen, Blaumeisen, Sumpf- und
Tannenmeisen deutlich weniger Exemplare gezählt", so
NABU-Vogelschutzexperte Ludwichowski. "Der Trend geht eindeutig zu
milderen Wintern mit weniger Meisen in den Gärten." Auch die Zahlen
anderer Waldvögel wie Kleiber, Eichelhäher, Buntspecht und Gimpel
liegen niedriger als im langjährigen Mittel.

Große Sorgen macht den NABU-Vogelschutzexperten die Amsel. Sie fuhr
mit bundesweit nur 2,67 Vögeln pro Garten bei der Stunde der
Wintervögel 2019 ihr bisher schlechtestes Ergebnis ein. "Der sehr
trockene Juli 2018 war schlecht für das Überleben der Jungvögel, da
die Amseln kaum Regenwürmer finden konnten", so Ludwichowski. "Doch
der Hauptgrund dürfte die im Sommer 2018 grassierende Usutu-Epidemie
sein." Das zeigt sich besonders an den Meldungen aus Hamburg, wo im
Sommer bundesweit auch die meisten toten Amseln gemeldet worden waren.
Dort gab es mit nur noch 2,01 Amseln pro Garten einen Verlust von 42
Prozent. Ein extremer Rückgang - noch in keinem Jahr waren zuvor
weniger als 3,4 Amseln pro Garten gesehen worden. Auch in
Schleswig-Holstein sank die Zahl der Meldungen von 4,14 auf 3,73
Amseln je Garten, liegt aber noch über dem Bundestrend.

Bei den Top fünf der Wintervögel liegt auch 2019 bundes- und
landesweit der Haussperling an erster Stelle, danach folgen bundesweit
Kohlmeise, Feldsperling, Blaumeise und Amsel. In Schleswig-Holstein
erobert der Feldsperling Platz zwei, gefolgt von Kohlmeise, Amsel und
Blaumeise.

Wer noch mehr über Deutschlands Vögel erfahren will, kann sich die
kostenlose NABU App "Vogelwelt" unter www.NABU.de/vogelwelt
downloaden. Mit der bilderreichen App kann man alle Vogelarten, die in
Deutschland nachgewiesen worden sind, kennenlernen und bestimmen.
Insgesamt enthält die App 308 Arten.

Die nächste Vogelzählung steht vom 10. bis 12. Mai 2019 an. Dann
werden bei der "Stunde der Gartenvögel" die Brutvögel in unseren
Gärten und Parks erfasst. Weitere Informationen und Ergebnisse unter
www.NABU-SH.de

Quelle: Presseinformation, 30.01.2019

NABU Schleswig-Holstein

Internet: www.NABU-SH.de
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Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz: Presseinformation vom 30. Januar 2019

Haussperling erobert Platz 1

Amsel hält sich gut - Grünfink weiter rückgängig - Stunde der
Wintervögel auch in Tschechien voller Erfolg
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Feldsperling

Foto: © Mark Kumke



Hilpoltstein, 30.01.19 - Zum ersten Mal seit sieben Jahren landete der
Spatz (Haussperling) im Freistaat wieder auf Platz 1 bei der 14.
"Stunde der Wintervögel" von LBV und NABU. Insgesamt haben rund 30.500
bayerische Teilnehmer über 827.600 Vögel bei der Mitmachaktion
gemeldet. "Die vielen Teilnehmer zeigen uns, wie groß das Interesse an
der heimischen Natur ist, und darüber freuen wir uns sehr", sagt die
LBV-Citizen-Science-Beauftragte Martina Gehret. Denn je mehr Menschen
mitmachen, desto besser wird die statistische Aussagekraft der
Ergebnisse. Als besonderer Wintergast besuchte der Erlenzeisig Bayern
in großer Anzahl und überraschte viele Gartenbesitzer. Auffällig sind
dieses Jahr die geringeren Zahlen der Meisen. So landete die
letztjährige Erstplatzierte, die Kohlmeise, nur auf Platz 3, und die
Blaumeise auf Platz 5. Den zweiten Platz sicherte sich der
Feldsperling. Trotz trockenem Sommer und Usutu-Virus belegt die Amsel
einen soliden Platz 4. Der Grünfink erreicht dieses Jahr sein bisher
schlechtes Ergebnis mit Platz 8.

Erstmals seit 2012 belegt der Haussperling wieder den Spitzenplatz bei
der Stunde der Wintervögel. "Der Spatz hatte letztes Jahr aufgrund des
trockenen Sommers einen guten Bruterfolg. Die Jahre zuvor hatte der
beliebte Allerweltsvogel dagegen eher Aufsehen erregt, weil er
regional fehlte", sagt Gehret. Der zweitplatzierte Feldsperling zeigt,
dass sich der einstige Agrarvogel immer öfter auch in den bayerischen
Gärten heimisch fühlt.
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Winterfütterung

Foto: © Ingo Rittscher



Die Kohlmeise, 2018 noch auf Platz 1, wurde dagegen weniger häufig
gezählt und landete auf Platz 3. Grund dafür kann sein, dass es bis
zum Zählwochenende aufgrund des milden Winters weniger Gäste aus dem
Norden und Osten Europas nach Bayern gezogen hat. Außerdem fanden sie
vor allem in den schneefreien Wäldern Nordbayerns noch genug zu
fressen. "Besonders von den klassischen Futterhausbesuchern wie
Kohlmeisen, Blaumeisen, Sumpf- und Tannenmeisen wurden deutlich
weniger Tiere gezählt", so die Citizen-Science-Beauftragte des LBV
weiter. Auch die Zahlen von Waldvögeln wie Kleiber, Eichelhäher,
Buntspecht und Gimpel liegen heuer niedriger als im langjährigen
Mittel.

Auch die Drosseln haben von dem reich gedeckten Tisch in der Natur
profitiert. "Durch das ertragreiche Obstjahr 2018 und das immer noch
vorhandene Streuobst haben wir vor allem die Wacholderdrossel häufiger
in unseren Gärten beobachten können", sagt Gehret. So springt sie von
ihrem letztjährigen Platz 29 dieses Jahr auf Platz 15.

Bereits am Zählwochenende haben sich zwei besondere Wintergäste
angekündigt: Erlenzeisig und Bergfink. Während der Erlenzeisig bereits
am Zählwochenende deutlich häufiger beobachtet wurde, hat sich der
Einflug des Bergfinks erst langsam angekündigt. Beiden Finkenarten
verhalf der lange Sommer zu einem höheren Bruterfolg und somit zu mehr
Jungvögeln in den Brutgebieten. Die winterliche Nahrungsknappheit
führte dann zu einer Invasion von Erlenzeisigen aus Nord- und
Osteuropa. Damit landete der kleine, gelbgrün-gestreifte Finkenvogel
statt auf Platz 14 im Vorjahr nun sogar als sechshäufigster Vogel
unter den Top 10. Besonders häufig wurde er dabei im Südosten Bayerns
beobachtet, wo es der Erlenzeisig in manchen Landkreisen wie Rosenheim
oder Berchtesgadener Land sogar auf Platz 2 und 1 der häufigsten Vögel
schaffte.

Die Amsel schlägt sich tapfer und macht im Vergleich zum Vorjahr
bayernweit sogar einen Platz gut. "Auch wenn die Bedingungen für die
Amsel letztes Jahr nicht ideal waren, hat sich ihr Bestand nicht
dramatisch verschlechtert", sagt Martina Gehret. Der befürchtete
drastische Einbruch aufgrund des Usutu-Virus blieb damit aus. Weit
mehr Sorgen bereitet den Naturschützern der Grünfink. Jährliche
Schwankungen sind normal, jedoch geht der Grünfink seit Jahren langsam
aber stetig zurück. Zum ersten Mal seit Beginn der Zählaktion landet
er dieses Jahr nur auf Platz 8. Hauptgrund für den Rückgang ist der
einzellige Erreger "Trichomonas gallinae", der vor allem in den
Sommermonaten insbesondere Grünfinken befällt. Aber auch die
Veränderung in der Landwirtschaft, die immer weniger Erntereste und
Wildblumensamen für die Finken bereithält, tragen zu dem Verlust bei.
Jeder kann ihm nun helfen und beim Volksbegehren für mehr
Artenvielfalt unterschreiben. Mehr Infos unter www.volksbegehren-
artenvielfalt.de.

Gesamtergebnis

Platz 1 belegt der Haussperling gefolgt von seinem Cousin, dem
Feldsperling. Auf Platz 3 ist die Kohlmeise abgerutscht. Amsel und
Blaumeise haben sich das ganze Aktionswochenende ein sehr spannendes
Kopf-an-Kopf-Rennen geliefert. Überraschenderweise hat sich dann doch
die Amsel (Platz 4) mit einem geringen Vorsprung durchgesetzt. Auf
Platz 6 landet der Erlenzeisig, auf den Plätzen 7 und 8 Buch- und
Grünfink. Elster und Rotkehlchen bilden den Abschluss der bayernweiten
Top 10.

Und wo bleibt der Star? Wurden letzten Winter mit 6.500 so viele Stare
wie noch nie zuvor in Bayern gezählt, sind es dieses Jahr insgesamt
nur 2.100. Er hat sich rar gemacht und belegt somit Platz 28. Für
einen Zugvogel muss dies aber nichts heißen, so belegt er
deutschlandweit Platz 10.

Regionale Unterschiede

Mit Abstand die meisten Vögel bekamen mit 46 pro Garten die Teilnehmer
in Niederbayern zu sehen. Nahezu alle anderen Regierungsbezirke lagen
um den bayerischen Durchschnitt von 37: Schwaben (41), Oberpfalz (41),
Oberfranken (38) und Oberbayern (36). Nur die Unterfranken und
Mittelfranken zählten mit 32 und 33 Vögeln pro Garten deutlich weniger
als andere Vogelfreunde.

Tschechien erstmals dabei

Die erste Runde der Stunde der Wintervögel in Tschechien war ebenfalls
ein voller Erfolg. Insgesamt nahmen über 14.000 tschechische
Vogelfreunde an der Mitmachaktion teil und übertrafen damit alle
Erwartungen des Organisators CSO. Nach Österreich 2009 hat der LBV
heuer die tschechischen Vogelschützer bei der Einführung der Aktion
unterstützt, um Vogelfreunde auf beiden Seiten der Grenze miteinander
zu verbinden. Das Projekt wird über die Europäische Territoriale
Zusammenarbeit (ETZ), die ein Ziel im Rahmen der EU-Strukturförderung
ist, und mit Mitteln aus dem Europäischen Fonds für Regionale
Entwicklung (EFRE) gefördert.

weitere Informationen unter:

www.stunde-der-wintervoegel.de

Quelle: Presseinformation, 30.01.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Internet: www.lbv.de
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Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle: Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, Fax: 030/284 984-2000

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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